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Vorbemerkung der Redaktion des AWR zur Berichterstattung der 
Zeitschrift ĂUnser Mitteleuropañ: 
 
Weder ĂFakten-Darstellungñ noch Sprache von Putin (¿ber die Regierung der 
Ukraine: ĂDrogenbandeñ, ĂNazisñ) und von Lawrow gefallen uns in der 
Zeitschrift ĂUnser Mitteleuropañ. Der Angriffskrieg gegen die Ukraine ist 
darüber hinaus durch nichts zu rechtfertigen.   
 
Dieser Überfall ist ein Verbrechen!!! 
 
¦berdies ist die Berichterstattung von ĂUnser Mitteleuropañ zu diesem Komplex 
in seiner Putin-Hörigkeit sehr zu bedauern! Auch in der Tonart der Sprache 
und in der Wortwahl hat sich die Zeitschrift leider anstecken lassen! Einfach 
widerlich!!! 
 
Und ist der Versuch der Politik Putins schon vergessen, Europa durch 
ĂFl¿chtlingsstrºmeñ ¿ber WeiÇrussland zu destabilisieren? Der polnischen 
Regierung sei dankgesagt, dass sie die Grenzen zu Weißrussland 
geschlossen hat! 
 
Wer kann uns etwas ¿ber die Zusammensetzung der Redaktion von ĂUnser 
Mitteleuropañ sagen, wer l¿ftet uns das Geheimnis zum Eigent¿mer, f¿r den 
lediglich ein  Postfach in London genannt wird.  
 
Schade! Schade! ĂUnser Mitteleuropañ vertut Chancen, eine kritische, auch 
selbstkritische Publikation zu sein. 
 
Wir sehen eine Gratwanderung zwischen Ăhistorischem Dokumentñ und 
ĂPropagandañ ï letztere ist zuweilen auch ein Ăhistorisches Dokumentñ.  
 
Unsere Meinung ist klar, möge der Leser für sich entscheiden und viele 
unterschiedliche Quellen benutzen! 
 
Die Redaktion 
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02) Die Klimakonferenz ï ein Kampf gegen das Leben und unsere Freiheit 
 

        Von REDAKTION   

 

14. 11. 2022  

 

Alle Jahre wieder werden wir mit einer Klimakonferenz mit viel propagandistischen Trara 
beglückt. Die Frage ist, ob es sich um eine Synode der neuen Klimareligion, oder um einen 
Kongress der neuen klimasozialistischen Internationale handelt. Wahrscheinlich ist es 
etwas von Beiden. 
Wie allgemein bekannt, beruht die Klimareligion auf der Behauptung, dass die 
durchschnittliche Temperatur auf unserem Planeten von der ĂTreibhausgaskonzentrationñ 
abhänge. Dabei ist das mengenmªÇig wichtigste ĂTreibhausgasñ das CO2. Diese 
Behauptung ist ein physikalischer Unsinn (siehe www.klimaschwindel.net), der 
grundlegenden und unstrittigen Gesetzen der Physik, namentlich dem ersten und zweiten 
Hauptsatz der Thermodynamik in Verbindung mit dem Strahlungsgesetz, widerspricht. 
Sogar Albert Einstein erkannte auf der Basis der Quantenmechanik, dass der 
Treibhauseffekt ein Unsinn sei. 

Abgesehen davon muss man wissen und man kann es nicht oft genug betonen, dass der 
Energieverbrauch des Menschens ein Zehntausendstel der von der Sonne eingestrahlten 
Energie beträgt und somit keinen quantitativen Einfluss auf die Globaltemperatur haben 
kann (erster Hauptsatz der Thermodynamik). Deswegen benötigt man den sogenannten 
ĂTreibhauseffektñ um irgend eine Katastrophe herbei zu fantasieren. 

Der behauptete ĂTreibhauseffektñ beruht auf einer sogenannten ĂGegenstrahlungñ, die 
durch sogenannte ĂTreibhausmolek¿leñ verursacht werden soll. Diese ĂGegenstrahlungñ  

http://www.klimaschwindel.net/
https://eike-klima-energie.eu/2021/04/21/albert-einstein-sagte-nein-zu-einer-strahlungs-erwaermung-der-atmosphaere-durch-co2/
http://de.wikipedia.org/wiki/Atmosph%C3%A4rische_Gegenstrahlung
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/11/Privat-jets-davos.png?fit=657%2C470&ssl=1
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entspricht aber einem Wärmestrom von niedrigerem Temperaturniveau (in großer Höhe) zu 
einem hºheren Temperaturniveau (in Bodennªhe), was aber nach dem ĂZweiten Hauptsatzñ 
unmºglich ist. Die sogenannten ĂTreibhausmolek¿leñ müssten demnach wie eine 
Wärmepumpe funktionieren, allerdings ohne antreibende Energie. Die Treibhausmoleküle 
wären dann eine Art Perpetuum Mobile, was es bekanntlich nicht gibt (Erster Hauptsatz der 
Thermodynamik, wie unsere Redaktion im Beitrag ĂWie man den CO2 Schwindel 
durchschautñ berichtete. 

Ein weiterer Punkt ist, dass das CO2 ein lebenswichtiges Spurengas ist. Ohne CO2 stirbt 
das Leben, oder anders ausgedrückt ist der Kampf gegen das CO2 ein Kampf gegen das 
Leben. Die Pflanzen erzeugen sich den für ihren Aufbau notwendigen Kohlenstoff aus dem 
CO2 und Sonnenlicht (Photosynthese) und binden somit CO2. Stirbt die Pflanze ab, so 
verbleibt ein Teil als Humus im Boden. Jedes Tier speichert nach seinem Ableben in seinen 
Knochen oder Schalen Kalk (Ca CO3), der aus CO2 entstanden ist (CaO+CO2->CaCo3). 
Entsprechend sind unsere Kalkgebirge nichts anderes als fossiles CO2, das durch das 
Absterben von Meerestieren in Millionen von Jahren gebunden wurde. Entsprechend war 
der CO2-Gehalt der Luft vor 500 Millionen Jahren etwa zwanzig Mal so hoch wie heute und 
ist seither kontinuierlich gesunken. Das Leben extrahiert also langfristig CO2 aus der 
Atmosphäre und man sollte sich eher darum sorgen, dass sich die CO2-Vorräte nicht 
langsam erschöpfen. 

Wozu der Irrsinn? 

Die Frage ist also, was mit diesem aberwitzigen Irrsinn wirklich bezweckt wird? Die 
Energiewende ist ein ganz neues Geschäftsmodell, das darauf beruht neue, am Markt nicht 
konkurrenzfähige Produkte durch gesetzlichen Zwang dem Konsumenten aufzuzwingen. 
Das beste Beispiel sind die Elektroautos, die sich ohne Verbrennerverbot nicht durchsetzen 
kºnnten. Auch die intermittierenden ĂAlternativenñ wie Windkraft und Photovoltaikanlagen 
wären ohne die gesetzliche Bevorzugung durch die Einspeiseregelungen undenkbar. 
Möglicher Weise erhofft man sich durch den Umbau der gesamten Produktion auf CO2-freie 
Prozesse einen gewaltigen Investitions- und Innovationsschub. 

Dekarbonisierung der Weg in die Diktatur 

Der Hintergrund ist der, dass die konjunkturellen Zugpferde der Vergangenheit erlahmen: 
War es nach dem Krieg der Wiederaufbau der die Konjunktur antrieb, danach die 
Computerisierung die unsere Gesellschaft revolutionierte und China als 
Weltkonjunkturlokomotive, so ist für die Zukunft kein vergleichbarer Konjunkturtreiber in 
Sicht. Die ĂEnergiewendeñ und ĂDekarbonisierungñ soll der neue Konjunkturrenner werden, 
auch wenn damit nicht der geringste Vorteil für den Konsumenten verbunden ist. So ein 
Unsinn ist nur in einer Diktatur umsetzbar. 

Wer steckt hinter dieser Klima-Hype? 

Man erhofft sich also von dem Paradigma einer CO2-freien Wirtschaft einen gewaltigen 
Wachstumsimpuls für die gesamte Weltwirtschaft und somit auch für die Aktienkurse. Ein 
treibender Akteur ist der  weltweiter Zusammenschluss vieler Aktienfonds mit dem Namen 
ĂClimate Action 100+ñ (). Das ist ein Zusammenschluss verschiedener Fonds, hauptsªchlich 
Pensionsfonds, mit einer derzeitigen Börsenkapitalisierung von 68 Billionen Dollar (68.000 
Milliarden), also ein gigantisches Kapitalsammelbecken. Man kann getrost davon ausgehen, 
dass diese Vereinigung mit allen anderen Netzwerken der Macht verwoben ist. Durch ihre 
gewaltige Finanzmacht kontrollieren diese Fonds die Medien und über die Medien unsere  

https://unser-mitteleuropa.com/wie-man-den-co2-schwindel-durchschaut/
https://unser-mitteleuropa.com/wie-man-den-co2-schwindel-durchschaut/
http://www.climateaction100.org/
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naiven Politiker, die sich wieder von gekauften ĂExpertenñ manipulieren lassen. Nat¿rlich 
argumentieren sie nicht mit ihren schnöden Interessen, sondern sie instrumentalisieren den 
Klimaschwindel und spielen sich als Weltenretter auf. 

Dekarbonisierung bedeutet Armut für (fast) Alle 

Finanziert kann dieser ganze Unsinn nur über eigens dazu erfundene Abgaben und über 
die Geldpresse werden. Investitionen erfolgen nicht mehr nach irgend welchen 
ökonomischen Überlegungen, sondern nach ideologischen Zielsetzungen. In der 
Konsequenz ergeben sich katastrophale Fehlallokationen von Ressourcen. Man kann zwar 
Geld drucken, nicht jedoch wichtige Rohstoffe, obwohl sicher Idioten wie Bearbock glauben, 
dass die Rohstoffe aus dem 3D-Drucker kommen, genauso wie das Geld aus der 
Geldpresse. Die Energiewende scheitert absehbar schon jetzt am Mangel an wichtigen 
Rohstoffen, wie Lithium, Kobalt und viele andere. 

Die Auswirkungen merken wir bereits über die horrende Inflation. Das Ende bedeutet wie in 
jedem sozialistischen System: Armut für Alle mit ganz wenigen Ausnahmen. 

Wohin hier Milliarden umgeschichtet werden sollen war bereits Gegenstand einer Serie 
unserer Redaktion: ĂóEnergiewendeó soll dank āKlimakriseó und Klima-Hysterie Groß-
Konzernen Milliardengewinne verschaffenñ 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

03) US-Admiral: Die Ukraine-Krise ist das Warm-up für den großen Krieg 
 

06. 11. 2022  

 

US-Admiral Charles Richard glaubt, dass sich die Abschreckungskraft des US-Militärs als 
unzureichend erwiesen hat, um Russland einzudämmen. Gleichzeitig warnte er auf einer  

https://unser-mitteleuropa.com/energiewende-soll-dank-klimakrise-und-klima-hysterie-gross-konzernen-milliardengewinne-verschaffen/
https://unser-mitteleuropa.com/energiewende-soll-dank-klimakrise-und-klima-hysterie-gross-konzernen-milliardengewinne-verschaffen/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/11/755709_amerikai_flotta.jpg?fit=800%2C450&ssl=1
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Konferenz, dass der Ukraine-Krieg möglicherweise erst der Anfang sei ï wie das Wall Street 
Journal berichtete. 

ĂDiese Krise in der Ukraine, in der wir uns jetzt befinden, ist nur ein Aufwärmen. Der große 
Krieg steht noch bevor. Und es wird nicht lange dauern, sich Herausforderungen zu stellen, 
die es noch nie zuvor gegeben hatñ ï sagte der hochrangige US-Militärbeamte. 

Zudem äußerte er sich besorgt darüber, dass auch China nicht eingedämmt werden könnte: 

ĂWªhrend ich unseren Grad der Abschreckung gegen China einschªtze, sinkt das Schiff 
langsam. Es sinkt langsam, aber es sinkt, da sie im Grunde genommen schneller 
Fähigkeiten ins Feld bringen als wir.ñ 

Langsam zu sinken sei aber kaum ein Trost. Wenn Ădiese Kurven weitergehenñ, wird es 
keine Rolle spielen, Ăwie gut unsere Kommandanten sind oder wie gut unsere Pferde sind 
ï wir werden nicht genug von ihnen haben. Und das ist ein sehr kurzfristiges Problem.ñ 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 

04)  Alfred de Zayas: Shakespeare heute angesichts des Ukraine    

       Konfliktes 
 

         Von ALFRED DE ZAYAS   

 

06. 11. 2022  

 
Die Versöhnung der Montauges und Capulets | Quelle: Frederic Leighton  
 

https://www.wsj.com/articles/the-big-one-is-coming-china-russia-charles-richard-u-s-military-11667597291
https://www.wsj.com/articles/the-big-one-is-coming-china-russia-charles-richard-u-s-military-11667597291
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/11/Die-Versoehnung-der-Montauges-und-Capulets.png?fit=603%2C380&ssl=1
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Zwei Haushalte ï beide in Würde gleich 

 Die Tragödie, die sich in der Ukraine abspielt, erinnert mich auf traurige Weise an die 
Geschichte der Familienfehde zwischen den Capulets und Montagues, den stolzen ĂElitenñ 
im einstigen Verona in der Tragödie Romeo und Julia von William Shakespeare. 
Ich kann nicht umhin, hierin eine Metapher für das heutige Europa zu entdecken, und im 
weiteren Sinn für die dem Untergang geweihte menschliche Spezies, welche erst noch 
lernen muss, in gegenseitigem Respekt zusammenzuleben und auf der Erde in Harmonie 
nach Frieden ï basierend auf Gerechtigkeit und internationaler Solidarität ï zu streben. 

Zwei Haushalte, beide in Würde gleich 
(Im schönen Verona, wohin wir unsere Szene legen), 
Wo alter Groll aufbricht zur neuen Meuterei, 
Wo bürgerliches Blut bürgerliche Hände unrein macht. 

Wir erinnern uns, dass zum Ende der Tragödie von Romeo und Julia der Prinz die 
vorhersehbaren und vermeidbaren Folgen von sinnlosen Rachefeldzügen, Eitelkeiten, 
Arroganz und Unnachgiebigkeit beklagt ï ein fesselnder Moment: 

Wo sind sie, diese Feinde? ï Capulet, Montague, 
Seht, welch ein Fluch auf Eurem Hasse liegté 
Ich auch, weil ich Eurem Zwiespalt nachgegeben, 
verlor das Band an Angehörigen. Alle werden bestraft. 

Quelle: Aus dem Prolog von Romeo und Julia von William Shakespeare 

Zwei Haushalte: Die Ukraine und Russland ï gleich an W¿rdeé Ein Band europªischer 
Angehöriger ging verloren, welches Waisen, Flüchtlinge und menschliche Kollateralschäden 
hinterlässt, während ehrwürdige Städte und Dörfer in Trümmern versinken. Die 
Verwerfungen haben die Vorteile der Globalisierung zunichte gemacht, Lieferketten 
unterbrochen und die Freiheit des Handels und der Schifffahrt durch Wirtschaftssanktionen, 
die töten, verletzt.  Ja, Sanktionen können genauso wie Kugeln töten. 
Das Elend geht weiter und wird immer schlimmer ï das ist es, was die Kriegsprofiteure 
erwarten: Immerwährender Krieg, während viele auf dieser Welt in die Kriegsmaschinerie 
investieren und sich mitschuldig machen, indem sie Partei ergreifen, Waffen liefern und sich 
auf das sterile Spiel der Schuldzuweisungen einlassen, anstatt Frieden zu vermitteln. 
Haben wir im Westen nicht auch den Unstimmigkeiten Ănachgegebenñ? Warum haben wir 
zugelassen, dass unser militärisch-industrieller Komplex, Lockheed/Martin, Boeing und all 
die anderen, diesen Konflikt ausdehnen? Warum liessen wir seit 1997, die ununterbrochen 
sinnlosen Provokationen durch die NATO gewähren, die zur schrecklichen Reaktion 
führten? 

Wir alle sind bestraft! 

Zum Autor: Alfred de Zayas ist Professor für Recht an der Genfer Hochschule für Diplomatie und 
diente von 2012 ï 2018 als unabhängiger UN-Experte für die internationale Ordnung. Er ist der Autor 

von zehn B¿chern, darunter ĂBuilding a Just World Orderñ (Clarity Press, 2021). 

Übertragung aus dem Englischen: Unser Mitteleuropa 
 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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05)  Klima-Proteste von US-ĂPhilanthropenñ finanziert ï Nähe zu Öl-Multis 

         Von ELMAR FORSTER 

 

 

05. 11. 2022  

 

US-ĂClimate Emergency Fundñ 

Der in Los Angeles ansªssige ĂClimate Emergency Fundñ (CEF) spendete Hunderttausende 
von Dollar an Aktivisten. 

Die jetzigen totalitären Klima-Demonstrationen begannen mit dem sogenannten ĂJust Stop 
Oil (JST)-Fr¿hjahrsaufstandñ in GroÇbritannien 2022. Dabei investierte der ĂCEFñ in die 
damaligen Blockadeaktionen gegen Tankstellen und Raffinerien Hunderttausende Dollar, 
was in Teilen Englands zu Benzinknappheit f¿hrte. Die ĂCEFñ-Exekutivdirektorin Margaret 
Klein Salamon macht kein Hehl daraus, dass ihre Organisation die damalige ĂJSOñ-Revolte 
organisierte: ĂWir sind ihr exklusiver institutioneller Geldgeber.ñ (Guardian) 

Gerade lªuft wieder der ĂHerbst-Aufstandñ: ĂAnhaltender, stºrender Protest in 11 Lªndern.ñ 
(CEF) 

Orwellsche Begriffs-Kreation: ĂUS-Philantrophenñ 

Interessant aber auch: Der Aufstand für einen Klimawandel wird von selbst ernannten ĂUS-
Philanthropenñ angezettelt. Diese irref¿hrende Orwellsche Begriffsschºpfung war schon bei 
George Soros Organisation ĂOpen Socienty Fundñ lange Zeit erfolgreich, weil sie 
suggerierte, dass dieser für Freiheit, Demokratie und Toleranz stünde. In Wirklichkeit war 
und ist es ein US-Instrument zur Unter- und Aushöhlung traditioneller, neokonservativer und 
nationalsouveräner Regierungen. 

https://www.theguardian.com/environment/2022/apr/29/just-stop-oils-protests-funded-by-us-philanthropists
https://www.climateemergencyfund.org/the-plan
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Unsere Redaktion berichtete: 

Philanthropische Subversion: ĂWie das Soros-Netzwerk in Mitteleuropa und auf dem Balkan 
arbeitetñ sowie ĂSoros verursacht Kollaps der Finanzmärkteñ sowie ĂUngarns Soros-
Opposition mit auslªndischem Geld finanziertñ 

US-Saul Alinskys Revolutionskonzept ĂRegeln f¿r Radikaleñ 

Interessant aber auch die Zusammensetzung des Aktivisten-Fußvolkes damals in 
Großbritannien, nämlich eines überschaubaren harten Kerns: Damals sollen etwa 400 
Menschen mehr als 1.000 Mal verhaftet worden sein ï laut Angaben der Organisatoren. 

Und zwar nach dem überkommenen Revolte-Konzepts ĂRules for radicalsñ durch 
sogenannte benachteiligte Gruppen, welches der US-Soziologe Saul Alinsky 1971 
entwickelte. Denn hinter allen linken Antifa-Polit-Attacken steckt dessen Anarcho-Theorie: 
ĂRegeln für realistische Radikaleñ. 

Hier Regel Nr. 9: ĂDie Bedrohung ist normalerweise furchterregender als die Sache selbst.ñ 
ï Ein besonders alter Hut ist immer noch die Beschwörung von der Wiederkehr eines 
historischen Untoten: ĂLasst Nazis nicht regieren!ñ (Demoslogan 2018 gegen die 
österreichische türkis-blaue Regierung). Oder jetzt die Klima-Wahnsinns-Hysterisierung. 

In ihm sahen böse Nicht-Gutmenschen einen ĂDiener des Teufelsñ, ja mehr noch: einen 
Ăamerikanischen Goebbelsñ. Selbst US-Polit-Hysterikerin, Hillary Clinton, widmete ihm eine 
ganze Diplomarbeit: ĂôThere is only the fightó ï An Analysis of the Alinsky-Modellñ (1969). 

Denn alle Antifa-Demos beachten Alinskys Strategien, um Ziele sog. Ăbenachteiligter 
Gruppenñ (Ăno-havesñ-ĂHabenichtseĂºffentlichkeitswirksam-überzogen durchzusetzen. 
Auch Ex-US-Präsident Obama war Schüler von Alinsky-Soziolgen (etwa M. Kruglik: 
ĂBuilding one americaéñ). 

Das bestreitet auch ĂCEFñ nicht: ĂViele Gruppen, die wir finanzieren, nutzen zivilen 
Ungehorsam mit hohem Einsatz.ñ Doch steckt noch eine weitere Eskalation dahinter: ĂAber 
JSO ist für mich die nächste Evolution der Klimakampagnen, da sie wirklich als gewaltfreie 
Armee mit diesem MaÇ an Disziplin, Planung und Koordination zu agieren scheinen.ñ 
(Guardian) 

Mit ähnlichen Agitationsmethoden fungiert auch die ungarische Soros-Opposition gegen die 
demokratisch legitimierte Orban-Regierung (UM berichtete: ĂWie die ungarische Block-
Opposition mit Alinsky-Methoden eine Verschwºrung inszenierteñ) 

Aktivisten: Frustrierte Sozialverlierer und Sozialstaats-ĂNo havesñ 

Ein soziologisches Absurdum gibt der ganzen Klima-Untergangs-Hysterie ihre Schlagkraft: 
Im westlichen hypertrophierten Sozialstaat hat sich ein riesiges Heer eines ï sich nutzlos 
fühlenden ï Prekariats von Sozialhilfe-Empfängern oder wohlstandsverwahrlosten 
Jugendlichen, welche im Hotel Mammie gehätschelt und durchgefüttert werden, aufgebaut. 
ï Allein schon von deren Äußerem her zeigt sich eine geradezu erschreckende Verkommen- 
und Zurückgebliebenheit der sogenannten Klima-Kleber-Akteure: mit blassbackigen, 
aufgedunsen Gesichtern, schwachbrüstig, großteils unattraktive Gestalten. Auffallend auch: 
Entweder sind sehr viele unmündige Jugendliche oder aber gescheiterte (Prä-
)Sozialfürsorge-Pensionisten dabei. 

https://unser-mitteleuropa.com/philanthropische-subversion-wie-das-soros-netzwerk-in-mitteleuropa-und-auf-dem-balkan-arbeitet/
https://unser-mitteleuropa.com/philanthropische-subversion-teil-2-soros-verursacht-kollaps-der-finanzmaerkte/
https://unser-mitteleuropa.com/philanthropische-subversion-iii-ungarns-soros-opposition-mit-auslaendischem-geld-finanziert/
https://unser-mitteleuropa.com/philanthropische-subversion-iii-ungarns-soros-opposition-mit-auslaendischem-geld-finanziert/
http://www.openculture.com/2017/02/13-rules-for-radicals.html
https://www.jugendportal.at/youth-reporter-blog/lasst-nazis-nicht-regieren
https://www.dw.com/en/thousands-protest-austrias-right-wing-government/a-42138789
https://www.youtube.com/watch?v=IoE21qJgLLg
https://buildingoneamerica.org/board-members/michael-kruglik-president
https://unser-mitteleuropa.com/wie-die-ungarische-block-opposition-mit-alinsky-methoden-eine-verschwoerung-inszenierte/
https://unser-mitteleuropa.com/wie-die-ungarische-block-opposition-mit-alinsky-methoden-eine-verschwoerung-inszenierte/
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Dieses gewaltige Frustpotential wird dann nun in revolutionªre Energie umgewandelt: ĂIch 
bin so beeindruckt von dem, was sie mit extrem knappen Ressourcen und nicht so vielen 
Aktivisten erreichen konnten.ñ (CEF-Salaman) Die Selbstbeschreibung von ĂJSOñ lautet so: 
ĂWir sind eine schnell wachsende Bewegungé Es gibt f¿r jeden eine Rolle.ñ 

CEF: Ein Millionen-Dollar-Imperium forciert den Klima-Wahn-Protest 

Allein bis zum Frühjahr 2022 hat CEF finanzielle Zuschüsse in Höhe von 1,7 Millionen US-
Dollar an Aktivisten in 25 Ländern vergeben: darunter in Großbritannien, die USA, 
Australien, Kanada, Frankreich, Deutschland und der Schweiz. Als Ausgangspunkt der 
Climate-Change-Rebellion konzentrierte man sich zunächst auf Großbritannien, indem man 
650.000 US-Dollar an Gruppen wie ĂJSOñ und ĂExtinction Rebellionñ aussch¿ttet. ï Salamon 
bestªtigte, dass aus dem ĂCEFñ-Fonds an ĂJSOñ Hunderttausende von Dollar, an ĂExtinction 
Rebellionñ etwa 200.000 Dollar bezahlt wurdet. 

Nach den Covid-Lockdowns: Neuanfang durch Extremismus 

Insgesamt hat die CEF eine riesige Summe von 1,3 Millionen Dollar für diesen 
ĂFr¿hlingsaufstandñ ausgegeben, und zwar zur Wiederbelebung der bald schon 
eingeschlafenen Thunberg-Klima-Protestbewegung. Denn vor Covid hätte sich, laut 
Salamon, Ădie Bewegung gerade im Aufschwungñ befunden Ăund so viel an Dynamikñ 
gewonnen, wobei der sogenannte ĂEarth Day 2020ñ Ădie grºÇte Umweltdemonstration in der 
Geschichte sein sollteñ. 

Dann kam durch die Covid-Lockdowns ein R¿ckschlag: ĂCovid hat ihm einfach den Wind 
aus den Segeln genommen, und dieser Aufstand im April ist f¿r mich die Antwort daraufé 
Die Bewegung ist zur¿ck und es gibt Energie. ĂJSOñ und ĂScientists Rebellionñ wªren somit 
ĂgroÇartige Beispiele daf¿r, dass es nicht nur zurück, sondern in den letzten zwei Jahren 
aufgelevelt wurde.ñ (Salamon) 

Vieles deutet auch darauf hin: Dass die etwas unbeholfen-naiv-dümmliche Greta Thunberg 
als Auftaktgeberin ihren Dienst getan hat. War sie doch nicht nur wegen ihres Autismus, 
sondern auch wegen ihrer links-elitären Familienherkunft und der Aufdeckung ihrer Auftrag- 
und Finanzgeber stark unter Druck und abgenützt. Außerdem verfügte sie wohl nicht mehr 
über das nun, die zweite Phase einleitende, Potential von Klima-Extremismus ï bis hin zur 
Überschreitung strafrechtlich relevanter Aktionen. 

Hervorzuheben wªre diesbez¿glich auch der durch ĂCEFñ finanzierte ĂInsulate Britainñ-
Aktivismus: Mit Straßensperren-Protesten im vergangenen Herbst hatte sich nämlich die 
öffentliche Meinung in Großbritannien polarisiert. Und es entstand eine nationale Debatte 
über die Zielsetzung, jedes Haus zu isolieren. Nach dem Frühlingsaufstand finanzierte 
ĂCEFñ neun weitere Gruppen in verschiedenen Lªndern, die die StraÇenblockadetaktik 
kopierten. 

Finanzierungs-Modell: ĂRisiko-Kapitalñ 

Diesen Begriff verwendete Salamon selbst: Mittels ĂRisikokapitalñ wird also nach kleinen 
Gruppen gesucht, welche die Chance erhalten ï mit, aus ihrer Sicht ï enormen Summen 
von 50.000 bis 100.000 Spendendollars zu profitieren. ï Für größere Umweltorganisationen 
machen solche geringen Summen nämlich kaum einen Unterschied. 

Mit diesem extrem hohen Anreizpotential werden aber gerade die sogenannte ĂNon havesñ 
(Saul Alinksy), also das soziale Präkariat angeheizt, endlich aus ihrem Leben etwas  

https://juststopoil.org/
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Sinnvolles zu machen: ĂWir suchen nach ultra-ehrgeizigen Gruppen und Kampagnen, die 
im Allgemeinen ziemlich neu sind, die einen Plan haben, um zu wachsen und eine große 
Wirkung zu erzielenñ ï wie Salamon das Konzept umschrieb. 

Finazierung und Ausreizung des REchtsstaates 

Dabei wird die Grenze zum Rechtsstaat bewusst ausgereizt: Also sehr Ădirekte Aktionenñ, 
bei denen sich die Beteiligten entweder einem rechtlichen oder persönlichen Risiko 
aussetzen. Vor allem deshalb, weil man auf diese Weise sehr theatralisch die Dringlichkeit 
der Krise kommunizieren will. 

Zwar besteht Salamon rhetorisch darauf, die CEF finanziere keine illegalen Aktivitäten: 

ĂWas wir finanzieren, ist Rekrutierung, Ausbildung, Organisation von Personal, 
Stammpersonal usw. Und wir finanzieren legalen Protest und Stºrungenñ. 

Doch wird auch mit der Eskalation über strafrechtlich relevante Grenzen hinaus spekuliert: 

ĂDie Tatsache, dass einige dieser Gruppen in härteren zivilen Ungehorsam geraten, das ist 
ihre Entscheidung. Und wir denken, dass es aus historischer und sozialwissenschaftlicher 
Sicht sehr gut unterstützt wird, und wir loben ihren Mut dabei.ñ 

CEF-Finanziers: US-Einzelpersonen und Familienstiftungen  

Der CEF-ĂKlimanothilfefondsñ wurde 2019 von Investor Trevor Neilson und Rory Kennedy, 
einer Tochter des ehemaligen US-Senators Robert F. Kennedy gegründet. ï Besonders 
interessant aber: Der Fonds startete mit einer Spende von 500.000 Dollar durch Öl-Erbin 
Aileen Getty, der Enkelin von Jean Paul Getty (1882 ï 1976). Dieser brachte es als Besitzer 
eines Ölimperiums einst zum reichsten Mann der Welt. 

Bis heute bleibt dieser Umstand ein kapitalistischer Stachel im Fleisch der Klimaaktivisten. 

Im Jahr 2019 meldete der ĂCEFñ einen Gesamtumsatz von 2.383.778 USD, 
Gesamtausgaben von 840.423 USD und ein Nettovermögen von 1.543.355 USD. 
(influencewatch) Im Jahr 2022 hatte der Fonds laut eigenen Angaben 4 Millionen US-Dollar 
an die verschiedensten Klimaaktivisten ausgezahlt. 

Ein weiterer undurchsichtiger Geldgeber ist Adam McKay, Produzent und Drehbuchautor 
hinter der Klimawandel-Satire ĂDonôt Look Upñ. Im September 2022 versprach eine Spende 
in Höhe von 4 Millionen US-Dollar. Seither ist er auch Mitglied des ĂCEFñ-Vorstands. 
(influencewatch) 

Hervorstechend auch noch Abigail Disney, eine Erbin des Disney-Vermögens, mit einer 
Spende 200.000 Dollar. Aibail versteht sich als Philanthropin im Sinne eines Commnity-
Aktivismus. 

ĂKapitalistische Korruptionñ 

Gerade hinsichtlich dieser Art von Finanzierung Ădirekter Aktionsgruppenñ wurden immer 
wieder starke Bedenken. Ähnlicher Finanzierungsmodelle bedienen sich etwa auch die 
selbst ernannte Soros-ĂFakten-Checkerñ von ĂCorrectivñ. 

 

https://www.influencewatch.org/non-profit/climate-emergency-fund/#note-3
https://www.influencewatch.org/non-profit/climate-emergency-fund/#note-7
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Auch Salamon ªuÇerte einmal diesbez¿glich Besorgnis ¿ber Ăkapitalistische Korruptionñ. 
Widerspr¿chlich bleibt jedoch dass etwa die neu aufgetretene Formation ñScientists 
Rebellionñ (SR) ausdr¿cklich zu wirtschaftlichem Wachstum aufgerufen habe, wªhrend 
andere wiederum Banken und (Auto-)Unternehmen ins Visier genommen. Bei ĂSRñ wird 
jedenfalls auch wieder an das Eigennutz-Karriere-Interesse von jungen aufstrebenden 
Wissenschaftler appeliert, auf die aktivistische Art und Weise, sozusagen als ĂNoch-
Habenichtseñ zu re¿ssieren. 

Interessant dann aber auch wieder folgende Feststellung von Salaman: 

ĂWir m¿ssen den Klimanotstand aus dem System, das wir haben, lºsen.ñ 

In Wirklichkeit also Forderungen des Great Resets: ĂDas bedeutet nicht, dass wir es nicht 
transformieren, wir m¿ssen es unbedingt.ñ Nªmlich unter der Kontrolle einflussreicher 
Geldgeber, die im alten System verankert waren: 

ĂAber ich denke, wir m¿ssen Kapital von wohlhabenden Individuen in die Bewegung und in 
die Sache der Notfall-Dekarbonisierung und der Wiederherstellung eines sicheren Klimas 
lenken und innerhalb der planetaren Grenzen leben.ñ ï so Salaman. 

CEF war bestrebt, transparenter über die Arbeit zu sein ï und hoffentlich mehr Spender 
anzuziehen, sagte Salamon. ĂUnd hºren Sie, in Bezug auf den Missbrauch, dem ich vºllig 
zustimme: Wenn die Aktivisten es ertragen kºnnen, kºnnen wir es auchñ, sagte sie. 
(Guardian) 

ĂWenn Demokratie scheitert, regiert die Herrschaft der Angstñ (Joachim C. Fest: ĂHitler 
ï Eine Karriereñ) 

Niemand ist mehr prädestiniert für die politische Verführung durch Angst, wie 
wohlstandsverwahrloste Jugendliche und sich, als nutzlos fühlende, Sozialstaats-
ĂHabenichtseñ, die sich mangels sinnvoller Tªtigkeit als postmoderne Troglodyten ihre Zeit 
vor dem www totschlagen. Und die sich in einen geradezu grotesken Untergangs-Wahn 
hineinsteigern, den sie ï  selbst nach offiziellen Klima-Notstandsberechnungen ï gar nicht 
mehr selbst erleben können. 

Groteske abendländische Revolutions- und Armageddon-Phantasmagorien 

Hier ein Auszug geradezu altbiblischer Untergangsängste aus der Selbstdefinition von 
ĂJSOñ: 

ĂDie Erlaubnis zur Fºrderung neuer ¥l- und Gasressourcen é ist eine vºlkermºrderische 
Politik, die unsere Kinder tºten und die Menschheit zum Vergessen verdammen wirdé Wir 
werden mit dem Hungertod und dem Abschlachten von Milliarden von Armen 
konfrontiert seiné 

In acht Jahren müssen wir unsere Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen vollständig 
beendené Die Wahl: schneller ¦bergang zu einer energie- und kohlenstoffarmen Welt oder 
sozialer Zusammenbruch. 

Der Klimakollaps wird das Ende der Arbeitnehmerrechte, der Frauenrechte, aller 
Menschenrechte bedeuten. Es ist bereits die größte Ungerechtigkeit, die dem globalen 
Süden in der Geschichte der Menschheit widerfahren ist. Wenn du nicht im Widerstand bist, 
besªnftigst du das Bºseé Bist du Zuschauer oder wirst du aufstehen?ñ (Just Stop Oil) 

https://youtu.be/rfxi5os43M0
https://juststopoil.org/background/
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Gregor Aisch ï Nature (Raftery at all) ï ORF 

Irrationales, antidemokratisches, revolutionäres Sendungsbewusstsein 

Das ĂA-22-Netzwerkñ liefert geradezu einen gespenstischen Einblick ich ihr eigenes elitär-
revolutionäres, aber dennoch infantiles Geschichtsbild. 

ĂWir sind die letzte Generation der alten Welt. Wir werden eine neue Welt erschaffenéAls 
letzte Generation werden wir alles tun, um unsere Generation und alle zukünftigen 
Generationen zu schützen. So wie unser unveräußerliches Recht. 

Die alte Welt stirbt. Wir befinden uns in der letzten Stunde, der dunkelsten Stunde. Diese 
Welt wird vor unseren Augen dezimiert. Was wir jetzt tun, entscheidet über das Schicksal 
dieser und der nächsten Welt. 

Also entscheiden wiré. Gemeinsam ergreifen wir einen hºheren Zweck. éwahrhaft 
menschlich zu sein. Wir werden diejenigen st¿rzen, die tºtené Das ist die alte Welt. So 
kann es nicht weitergehené. 

https://orf.at/stories/3292263/
https://a22network.org/en/#declaration
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Wenn wir abgelehnt werden, werden wir Woche für Woche stören, wie es diejenigen, die 
vor uns kamen, viele Male im Kampf f¿r Menschenrechte getan habené Wir verpflichten 
uns zu massenhaftem zivilem Ungehorsamé Heilige Rechte erfordern eine heilige Pflichté. 
Und bis alle frei sind, ist keiner von uns freié 

Wir sind Menschlichkeit und glauben an Menschlichkeit. Wir sind Demokratie. Wir sind die 
letzte Generation. Aber wir sind auch die Ersten. Wir sind überall. Wir kommen. 

Alles wird sich ändern. Aus dem Alten wird das Neue. Und jeder kann sich ªndern.ñ 

Unter soziologisch-historischer Analyse ist freilich alles ein wahnwitziger Aufsud: von 
altbiblischem Straf-Phantasmagorien, neutestamentlichem Sendungswahn (von der 
Heraufkunft eines Neuen Menschen und eines Neuen Königreiche Jesu Christi), sowie 
revolutionär-totalitärer Umstürze von der französischen Revolution, Lenis Proleten-Diktatur, 
Hitlers Verschmelzungs-Dystopie aller zu einer Volksgemeinschaft sowie Maos ewiger 
Kulturrevolution mittels sozialer Hassgruppen gegen die Tradition. 

Anmerkung: 
Mit welchen primitiven und durchsichtigen Methoden die Klima-Hysterie befeuert wird ist in 
unserem zuvor erschienenen Artikel ĂSPIEGEL-Klima-Hysteriker wärmen Cover von 1986 
nach 36 Jahren 2022 wieder aufñ 
Und wohin die Milliarden die im Zuge der ĂEnergiewendeñ abgezockt werden sollen, 
fließen werden, haben wir bereits letztes Jahr im unserem Artikel ĂEnergiewende soll dank 
āKlimakriseó und Klima-Hysterie Groß-Konzernen Milliardengewinne verschaffenñ 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 

06) Bernie Lewin: Wie die Wissenschaftler der Welt f¿r den ĂKlimawandelñ  
      weichgeklopft wurden 

      Buchvorstellung 
 

05. 11. 2022  

 

Diese hochbrisante Studie aus der Feder des australischen Autors Bernie Lewin wollte kein 
Verlag der Welt drucken. Nun ist sie im deutschen Ahriman-Verlag aus Freiburg erschienen, 
und nach wenigen Wochen liegt bereits die 2. Auflage vor, obwohl es sowohl in deutscher 
als auch in englischer Sprache von den Unisonso-Medien totgeschwiegen wird. 
  

https://unser-mitteleuropa.com/spiegel-klima-hysteriker-waermen-cover-von-1986-nach-36-jahren-2022-wieder-auf/
https://unser-mitteleuropa.com/spiegel-klima-hysteriker-waermen-cover-von-1986-nach-36-jahren-2022-wieder-auf/
https://unser-mitteleuropa.com/energiewende-soll-dank-klimakrise-und-klima-hysterie-gross-konzernen-milliardengewinne-verschaffen/
https://unser-mitteleuropa.com/energiewende-soll-dank-klimakrise-und-klima-hysterie-gross-konzernen-milliardengewinne-verschaffen/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/11/Bernie-Lewin-3.png?fit=665%2C366&ssl=1
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Worin liegt nun der einzigartige Wert von Lewins Buch? Es ist eine unvoreingenommene 
und unparteiische Informationssammlung und -auswertung über die Frage, ob es einen 
menschengemachten Klimawandel überhaupt gibt, und das kann der Herrschaftsapparat 
der US-Monopolisten, der uns seit Jahrzehnten über sein drohsames Presse- und 
Glotzengequatsche mit dem Menetekel der menschengemachten Klima-Katastrophe 
behämmert, genauso wenig brauchen, wie unvoreingenommene Datensammlungen zu den 
angeblich die Menschheit bedrohenden Umtrieben des Corona-Sensenmannes. Da gleicht 
ein faules Ei dem anderen, und mit beiden kann man herrlich Pingpong spielen. So musste 
die unsägliche Greta für einige Monate in der Corona-Tiefkühltruhe ruhen, kann aber 
jederzeit wieder aufgetaut werden, sobald Bedarf an anderen Vorwänden für die 
Einschrªnkungen der Grundrechte besteht; ein ĂKlima-Lockdownñ ist jedenfalls alles andere 
als unvorstellbar. 

Eine wissenschaftliche Antwort auf die Frage, ob es eine anthropogene Klimaerwärmung 
gibt, kann Lewins Buch nicht beantworten, da es keine naturwissenschaftliche, sondern eine 
wissenschaftsgeschichtliche Studie ist, aber diese wurde bereits in den Publikationen von 
Prof. Horst-Joachim Lüdecke (Energie und Klima. Chancen, Risiken, Mythen, expert Verlag, 
Renningen 2018) sowie das cui bono? in der Publikation Kerstin Steinbachs (Denkverbot 
Geburtenkontrolle. Der Krieg gegen Adam Riese, oder: Der blinde Fleck aller Gretas und 
Hänsels, Ahriman-Verlag, Freiburg 2020) geliefert. Lewin ergänzt diese Fakten gegen die 
Propaganda-Lüge um die Historiographie, er stellt die lange Vor- und Anfangsgeschichte 
des UN-Weltklimarates, kurz IPCC, dar, der diese Behauptung in die Welt gesetzt hatte und 
damit der Unisonopresse die Steilvorlage lieferte, auf daß alle Staatslautsprecher, von der 
Kita bis zu den Universitäten, diese von nun an ausplärren. Allerdings war das IPCC vorher 
in eine Zwickmühle geraten: denn es hatte sowohl 1990 als auch 1992 bereits in zwei 
Sachstandsberichten dargelegt, dass ein menschlicher Einfluss  

 

auf das Klima wissenschaftlich gerade nicht nachgewiesen sei, und war 1995 im Begriff, 
dieses auch ein drittes Mal anhand der wissenschaftlichen Daten festzuhalten, weshalb der 
politische Druck immens zunahm, war doch die UN-Klimakonvention bereits seit drei Jahren 
(!) ohne jede wissenschaftliche Grundlage abgeschlossen. Hätte das IPCC nun 1995 diese  

https://www.ahriman.com/de/produkt/politik-and-zeitgeschichte/wie-die-wissenschaftler-der-welt-fuer-den-klimawandel-weichgeklopft-wurden/512
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Ăwissenschaftlicheñ Begr¿ndung nicht nachgeliefert, sondern ein drittes Mal die 
Unbewiesenheit eines menschlichen Einflusses auf das Klima festgestellt, wäre es durch 
ein bereits eingerichtetes in den Startlöchern stehendes Gremium ersetzt worden und sang- 
und klanglos eingegangen. Schändlicherweise entschied es sich zur Fälschung und 
Manipulation seiner wissenschaftlichen Daten. Wesó Brot ich eÇé 

Alle Einzelheiten dieses weichenstellenden Skandals liest man am besten, auf seine Weise 
spannend und traurig wie so viele Knebelungen der Wissenschaft durch die jeweiligen 
Machthaber der Epoche seit Galilei und schon lange vorher, bei Lewin selber nach. 

Bernie Lewin: Wie die Wissenschaftler der Welt f¿r den ĂKlimawandelñ weichgeklopft 
wurden, AHRIMAN-Verlag Freiburg, 2. Auflage, 292 S., ú 14,80 / ISBN 978ï3-89484ï841-5  

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

07) Liste Ăunfreundlicher Staatenñ von Russland um 11 Lªnder erweitert 
 

03. 11. 2022  

Russische Liste "unfreundlicher Länder" wurde erweitert 

Besagte Liste wurde erstmals im Mai 2021 mit zwei Staaten (Vereinigte 
Staaten und Tschechien) veröffentlicht. Sie wurde dann per Dekret des russischen 
Präsidenten Wladimir Putin per 9. Mªrz 2022 (ĂDekret 100ñ), sowie durch die Anordnung 
der russischen Regierung vom 11. März 2022 auf 48 Staaten erweitert. 

Die Liste wurde schließlich am 22. Juli 2022 um Griechenland, Dänemark, Kroatien, die 
Slowakei und Slowenien erweitert.  

Am 24. Juli wurden die Bahamas sowie Guernsey und die Isle of Man hinzugefügt. Somit 
zählte die Ărussische Listeñ 56 Ăstolze Mitgliederñ. 

 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/keine-adoptionen-russischer-kinder-fuer-buerger-unfreundlicher-laender-mehr-erlaubt/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/11/Russian-list-of-unfriendly-countries.svg_.png?fit=1920%2C975&ssl=1
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11 britische Übersee-Gebiete hinzugefügt 

Die russische Regierung hat nun elf britische ¦berseeterritorien als Ăneue unfreundlicheñ 
Territorienñ eingestuft. Dazu gehºren Bermuda, die Falklandinseln, Montserrat, St. Helena, 
Ascension, Tristan da Cunha und andere. Die Liste umfasst nun alle 14 britischen 
Überseegebiete. 

Die russische Regierung hat elf britische Überseegebiete in die Liste der unfreundlichen 
Territorien aufgenommen, die also die, gegen Moskau verhängten Sanktionen unterstützt 
hatten. 

Es handelt sich dabei um die Bermudas, das Britische Antarktis-Territorium, das Britische 
Territorium im Indischen Ozean, die Kaimaninseln, die Falklandinseln, Montserrat, die 
Pitcairninseln, St. Helena, Ascension und Tristan da Cunha, Südgeorgien und die Südlichen 
Sandwichinseln, Akrotiri und Dekelia, die Turks- und Caicosinseln. 

Die russische Regierung teilte in einer Erklärung mit, dass die Liste bisher nur drei von 
London kontrollierte Gebiete umfasste, nämlich die Insel Anguilla, die britischen 
Jungferninseln und Gibraltar. Die Liste umfasst nun alle britischen überseeischen 
Besitzungen. 

Erklªrung zu Ăunfreundlichen Staatenñ als Antwort auf Sanktionen 

Als Reaktion auf die Sanktionen, die die Europäische Union, die USA und andere Länder 
wegen der Feindseligkeiten in der Ukraine gegen Russland verhängt hatten, hatte Moskau 
Anfang März alle EU-Staaten, die USA, das Vereinigte Königreich, Kanada, Japan und 
andere auf die Liste der unfreundlichen Länder gesetzt. Russische Bürger und 
Unternehmen dürfen damit Fremdwährungsverbindlichkeiten gegenüber ausländischen 
Gläubigern aus der Liste der unfreundlichen Länder in Rubel begleichen. 

Zusätzlich zu den Beschränkungen für russische Bürger, Unternehmen und Banken 
sperrten die EU und die USA Ende Februar die Vermögenswerte der russischen 
Zentralbank. 

Ende Juli erweiterte das russische Kabinett die Liste ausländischer Staaten und Gebiete, 
die Ăfeindselige Handlungen gegen Russland, russische Unternehmen und B¿rger 
begehenñ. Die Inseln Guernsey und Maine (die die britischen Sanktionen unterstützen) 
sowie die Bahamas wurden hinzugenommen. Diese untersagten jegliche Transaktionen mit 
der Bank von Russland, dem russischen Finanzministerium und einer Reihe weiterer 
Banken. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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08) Schwab und WEF: Enorme Gefahr für die Menschenrechte 
 

        Von DAVID BERGER 

 

03. 11. 2022  

Klaus Schwab, der Gründer und Vorsitzender des Weltwirtschaftsforums · Foto: World 
Economic Forum / Remy Steinegger 

Die sog. ĂVierte Industrielle Revolutionñ ist verbunden mit einer eklatanten 
Verletzung der Menschenrechte. Nicht von ungefähr fordert daher der Chefideologe 
des WEF, Prof. Dr. Klaus Schwab, die Menschenrechte und die Grundrechte durch 
seine ĂEthikñ zu ersetzen. Eine hochgefªhrliche Entwicklung, die spätestens jetzt alle 
Menschenrechtsaktivisten auf den Plan rufen müsste. 

 ĂWollen Sie in so einer Welt leben?ñ fragt Sven von Storch in seinem aktuellen Newsletter 
an die Leser der ĂFreien Weltñ.  Der Anlass: Die ĂAnwªlte f¿r Aufklªrungñ sehen in dem Ziel 
des Weltwirtschaftsforums (WEF) eines ĂGreat Resetñ und der ĂVierten Industriellen 
Revolutionñ die Abschaffung des Menschenrechtssystem der UN und fordern die K¿ndigung 
des Vertrages zwischen der UN und des WEF. 

Der Chefideologe des WEF, Prof. Dr. Klaus Schwab, will daß die Menschenrechte und die 
Grundrechte durch Ethik ersetzt werden. Die kollektiven Menschenrechte der Völker auf 
Selbstbestimmung und die Souveränität der Nationen behindern die Ablösung des 
Multilateralismus durch den ĂMulti-Stakeholderalismusñ des WEF. Die ĂVierte Industrielle 
Revolutionñ enthªlt sehr destruktive und sogar transhumanistische Inhalte, die viele 
Menschenrechte verletzten. 

Wir dokumentieren hier den Text: 

Am 13.06.2019 haben das sogenannte ĂWorld Economic Forumñ (WEF) und die UN einen 
(explizit nicht rechtlich durchsetzbaren) Vertrag mit dem erklªrten Ziel Ădie Umsetzung der 
Agenda 2030 f¿r nachhaltige Entwicklung zu beschleunigenñ unterzeichnet. Sie haben sich 
gegenseitig einen Partnerschaftsstatus, sogar eine Ăstrategische und koordinierte 
Zusammenarbeitñ gewªhrt und versprochen, Ăsich gegenseitig zu helfen, ihre Reichweite zu 
erhöhen, Netzwerke, Gemeinschaften, Wissen und Fachwissen auszutauschen, 
Innovationsmöglichkeiten zu fördern und ein breites Verständnis und eine breite  

https://www.freiewelt.net/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/02/2296517249_acc98f0372_k-1-1024x665-1-e1614535803990.jpg?fit=865%2C414&ssl=1
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Unterstützung für vorrangige Fragen zwischen den Ländern zu fördern und niemanden 
zur¿ckzulassenñ. Eine explizit genannte Motivation der VEREINTEN Nationen für diesen 
Vertrag ist es, mehr Finanzmittel für die Umsetzung der Agenda 2030 zu mobilisieren. Eine 
dreistellige Anzahl von NGOs, darunter Menschenrechts-NGOs, hat im September 2019 mit 
einem offenen Brief gegen diese Partnerschaft protestiert. Sie nannten es Ăgrundlegend im 
Widerspruch zur UN-Chartañ und Ăeine Form der Vereinnahmung durch Unternehmenñ und 
dass es Ădas Mandat der Vereinten Nationen sowie die Unabhªngigkeit, Unparteilichkeit 
und Wirksamkeit dieses multilateralen Gremiums, insbesondere in Bezug auf den Schutz 
und die Fºrderung der Menschenrechte, ernsthaft untergrªbtñ. Sie haben gehofft, dass das 
WEF den Multilateralismus der Staaten bei der UNO durch ĂMultistakeholderismñ 
schwªchen will, um Ătransnationale Konzerneñ in die Ăglobalen Entscheidungenñ 
einzubeziehen. 

Die Agenda 2030 wurde mit einem Beschluss der UN-Generalversammlung vom 
21.10.2015 (Aktenzeichen A/RES/70/1) abgeschlossen. Es enthält 17 Ziele, die auf S. 14 
der Resolution aufgezählt sind: 

ï Armut in all ihren Formen überall beenden (Ziel 1) 
ï Den Hunger zu beenden, Ernährungssicherheit und eine verbesserte Ernährung zu 
erreichen und eine nachhaltige Landwirtschaft zu fördern (Ziel 2) 
ï gewährleistung eines gesunden Lebens und Förderung des Wohlbefindens für alle in 
allen Staaten (Ziel 3) 
ï Gewährleistung einer inklusiven und gerechten hochwertigen Bildung und Förderung 
von Möglichkeiten des lebenslangen Lernens für alle (Ziel 4) 
ï Verwirklichung der Gleichstellung der Geschlechter und Stärkung aller Frauen und 
Mädchen (Ziel 5) 
ï Gewährleistung der Verfügbarkeit und nachhaltigen Bewirtschaftung von Wasser und 
Sanitärversorgung für alle (Ziel 6) 
ï Gewährleistung des Zugangs zu bezahlbarer, zuverlässiger, nachhaltiger und moderner 
Energie für alle (Ziel 7). 
ï Förderung eines nachhaltigen, integrativen und nachhaltigen Wirtschaftswachstums, 
produktiver Vollbeschäftigung und menschenwürdiger Arbeit für alle (Ziel 8) 
ï Aufbau einer widerstandsfähigen Infrastruktur, Förderung einer inklusiven und 
nachhaltigen Industrialisierung und Förderung der Innovation (Ziel 9) 
ï Verringerung der Ungleichheit innerhalb und zwischen den Ländern (Ziel 10) 
ï Städte und menschliche Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig zu 
gestalten (Ziel 11) 
ï Gewährleistung nachhaltiger Konsum- und Produktionsmuster (Ziel 12) 
ï dringende Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen 
ergreifen (Ziel 13) 
ï Die Ozeane, Meere und Meeresressourcen für eine nachhaltige Entwicklung zu erhalten 
und nachhaltig zu nutzen (Ziel 14) 
ï Schutz, Wiederherstellung und Förderung der nachhaltigen Nutzung terrestrischer 
Ökosysteme, nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder, Bekämpfung der Wüstenbildung 
sowie Eindämmung und Umkehrung der Bodendegradation und Eindämmung des 
Verlusts der biologischen Vielfalt (Ziel 15). 
ï Förderung friedlicher und inklusiver Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung, 
Gewährleistung des Zugangs zur Justiz für alle und Aufbau wirksamer, 
rechenschaftspflichtiger und inklusiver Institutionen auf allen Ebenen (Ziel 16) 
ï Stärkung der Umsetzungsmittel und Wiederbelebung der Globalen Partnerschaft für 
nachhaltige Entwicklung (Ziel 17) 
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Die Ziele der UNO und damit die Hauptgründe für die Existenz der UNO sind in Art. 1 UN-
Charta verankert, darunter Frieden (Art. 1 Nr. 1 UN-Charta), Völkerfreundschaft (Art. 1 Nr. 
2 UN-Charta) und Menschenrechte (Art. 1 Nr. 3 UN-Charta). 

ĂDie Zukunft der Vierten Industriellen Revolutionñ 

Im Gegensatz dazu will Prof. Dr. Klaus Schwab, der Chefideologe des WEF, dass die 
Menschenrechte und die Grundrechte durch nicht durchsetzbare Ethik ersetzt werden (S. 
29+32 von ĂDie Zukunft der Vierten Industriellen Revolutionñ, Prof. Dr. Klaus Schwab; Paper 
ĂA New Social Covenantñ der WEF-Arbeitsgruppe ĂGlobal Agenda Council on Valuesñ). 
Gleichzeitig will das WEF, dass Stakeholder-Kapitalismus und Subventionen für seine 
Vierte Industrielle Revolution in die nationalen Verfassungen aufgenommen werden (S. 60ï
62 + FuÇnote 11 von ĂDie Zukunft der Vierten Industriellen Revolutionñ, Prof. Dr. Klaus 
Schwab; Paper ĂA New Social Covenantñ der WEF-Arbeitsgruppe ĂGlobal Agenda Council 
on Valuesñ). 

ĂMultistakeholderalismusñ 

Die kollektiven Menschenrechte der Völker auf Selbstbestimmung (Art. 1 IPbpR, Art. 1 
CESCR) sowie Art. 1 Nr. 2 UN-Charta und die Souveränität der Nationen (Art. 2 Abs. 1 UN-
Charta) behindern die Ablºsung des Multilateralismus durch den ĂMultistakeholderalismusñ 
des WEF. Dar¿ber hinaus zeigt Prof. Dr. Schwab in seinem Buch ĂDer GroÇe Umbruchñ 
einen Mangel an Respekt vor der Souveränität der Staaten (S. 321 in Abschnitt 1.1.2 
ĂGeschwindigkeitñ): ĂFazit ist, dass Politiken, Produkte oder Ideen und die Lebensdauer 
eines Entscheidungsträgers oder eines Projekts ein kürzeres Ablaufdatum und ein oft jähes 
Ende haben.ñ Die Neu¿bersetzung ins Englische ist wie folgt: ĂDie Quintessenz ist, dass 
Richtlinien, Produkte oder Ideen und die Lebensdauer eines Entscheidungsträgers oder 
eines Projekts ein kürzeres Ablaufdatum und oft ein abruptes Ende haben.ñ 

ĂGreat Resetñ durch Revolutionen und Kriege 

Prof. Dr. Schwab meint sogar, dass der ĂGreat Resetñ durch Revolutionen und Kriege 
herbeigeführt werden könnte und postuliert, dass die Pandemie ein Ăseltenes, aber enges 
Zeitfensterñ sei, Ăum unsere Welt neu zu startenñ (S. 3355ï3400 von ĂDer GroÇe Umbruchñ, 
Prof. Dr. Klaus Schwab + Thierry Malleret). Sowohl das Bemühen, Menschenrechte und 
Grundrechte durch Ethik zu ersetzen, als auch die Erwägung des Krieges stehen den Zielen 
von Art. 1 UN-Charta feindlich gegenüber. In Anbetracht dessen sieht der Vertrag vom 
13.06.2019 eher wie der Beginn eines anhaltenden Versuchs einer feindlichen Übernahme 
des Rufs der UNO aus. 

ĂDer GroÇe Umbruchñ 

Die Vierte Industrielle Revolution, die Teil des Großen Neustarts ist, enthält konstruktive und 
auch sehr destruktive und sogar transhumanistische Inhalte, die viele Menschenrechte 
verletzen und de facto nur mit der Schockstrategie durchgesetzt werden können. Prof. Dr. 
Schwab hat es vor allem in seinen B¿chern ĂDie Vierte Industrielle Revolutionñ, ĂDie Zukunft 
der Vierten Industriellen Revolutionñ und ĂDer GroÇe Umbruchñ nªher erlªutert. Die Vierte 
Industrielle Revolution beinhaltet, vor allem im Namen des ĂSocial Distancingñ, u. a., eine 
beispiellose Automatisierung im Dienstleistungssektor mit u. a. 47% Stellenabbau für die 
USA (S. 59, ĂDie Vierte Industrielle Revolutionñ), 86% in der Gastronomie (S. 1254, ĂDer 
GroÇe Umbruchñ), 75% im stationªren Einzelhandel (S. 1254, ĂDer GroÇe Umbruchñ), 59% 
im Entertainment (S. 1254, ĂDer GroÇe Umbruchñ), 90% Automatisierung der 
Nachrichtenproduktion (S. 63+64, ĂDie Vierte Industrielle Revolutionñ), Telelearning,  
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Telebanking (S. 2455, ĂDer GroÇe Umbruchñ), Telemedizin (S. 2446, ĂDer GroÇe 
Umbruchñ), Ersatz vieler Arbeitsplªtze durch Roboter in (S.44, ĂDie Vierte Industrielle 
Revolutionñ) Pflege, Polizei, Armee, private Sicherheitsfirmen. Die Vierte Industrielle 
Revolution enthält darüber hinaus transhumanistische Ziele wie 3D-gedruckte Lebensmittel 
und menschliche Organe (S. 218ï220, ĂDie Vierte Industrielle Revolutionñ), genetische 
Manipulation von Embryonen (S. 222ï224+240), ĂDie Vierte Industrielle Revolutionñ), 
Schnittstellen zwischen Gehirn und Computer (S. 224ï228, ĂDie Vierte Industrielle 
Revolutionñ), obligatorischer Gehirnscan f¿r internationale Reisen(S. 254, ĂDie Vierte 
Industrielle Revolutionñ), Chippen des Menschen zur Heilung und zur Verbesserung (S. 124, 
ĂDie Vierte Industrielle Revolutionñ), Einsatz von Nanorobotern beim Menschen (S. 173, ĂDie 
Vierte Industrielle Revolutionñ), etc. 

Offensichtlich behindern Menschenrechte wie die auf Menschenwürde (Art. 1 AEMR), auf 
körperliche Unversehrtheit, auf Gesundheit (Art. 12 CESCR), auf das Verbot nicht 
genehmigter menschlicher Experimente (Art. 7 Abs. 2 ICCPR), auf Nahrung (Art. 11 
CESCR), auf Arbeit (Art. 6 CESCR), auf Berufsfreiheit und auf Eigentum (Art. 17 AEMR) die 
vollständige Umsetzung der Vierten Industriellen Revolution. so dass das WEF sie durch 
nicht durchsetzbare Ethik ersetzen lassen will. 

Transhumanismus 

Beim Transhumanismus geht es nicht nur um die Verbindung zwischen Mensch und 
Maschine, es bedeutet auch, sich vom Humanismus und vom Christentum zu entfernen. 
Prof. Dr. Schwab hat postuliert, dass nichts jemals wieder so sein wird wie vor Corona, und 
dass die Krise ein sogar Ăbiblischesñ AusmaÇ hat, so dass es seiner Meinung nach sogar 
Vorschlªge gibt, die Jahre Ăvor Coronañ und Ănach Coronañ statt Ăvor Christusñ und Ănach 
Christusñ zu zªhlen (S. 132 von ĂDer GroÇe Umbruchñ). Er pflegt politische Forderungen 
des WEF in Form von Prognosen und (scheinbaren) *Sachzwängen zu präsentieren. 

In dem im Januar 2020 verºffentlichten Papier ĂUnlocking Technology for the Global Goalsñ 
hat das WEF die Unverschämtheit, den Ruf der Vereinten Nationen für die Behauptung 
auszunutzen, dass die Vierte Industrielle Revolution die Ziele der UN-Agenda 2030 
unterstütze. In S. 2 auf S. 5 des Papiers ist die transhumanistische Behauptung des WEF 
enthalten, dass Ădie Unterschiede zwischen dem physischen, digitalen und biologischen 
Bereich zunehmend verschwimmenñ. Wªhrend es wahrheitsgemªÇe Behauptungen gibt, 
wo Technologien der Vierten Industriellen Revolution wirklich zur Förderung der globalen 
Ziele der Agenda 2030 genutzt werden können, wird der Ruf der Agenda 2030 in den 
folgenden Punkten ausgenutzt: 

¶ Die Robotisierung der Landwirtschaft wird als Mittel gegen den Hunger dargestellt 
(S. 14, Ziel 2). In Wirklichkeit würde es den Hunger auf die bisherigen Landarbeiter 
ausdehnen. Vergleichbar ist, dass die Robotisierung der Fischerei als Unterstützung 
für das Leben unter Wasser gefördert wird (S. 18, Ziel 14) und die Fischer arbeitslos 
machen würde. 

¶ Synthetisches Fleisch wird mit den Formulierungen Ăkosteng¿nstige, 
treibhausgasarme synthetische Proteineñ und Ăhochgradig maÇgeschneiderte, 3D-
gedruckte Lebensmittelñ als Mittel gegen den Hunger (S. 14, Ziel 2) und f¿r den 
Klimaschutz (S. 18, Ziel 13) gefördert. ï 

¶ GMOs in der Landwirtschaft werden als Ăbiotechnologische Lºsungen f¿r Pflanzen 
zur Verbesserung der Widerstandsfähigkeit, der Produktivität und des 
Nªhrstoffgehaltsñ beworben (S. 14, Ziel 2),und des Klimaschutzes (S. 18, Ziel 13). 

¶ GVO in der Landwirtschaft werden als ĂPflanzenbiotechnische Lösungen zur 
Verbesserung der Widerstandsfªhigkeit, Produktivitªt und des Nªhrstoffgehaltsñ (S. 
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14, Ziel 2) beworben, obwohl die Vereinten Nationen bereits 2001 erklärt haben, dass 
ĂEntwicklungen in der Biotechnologie und ihre Auswirkungen auf den Zugang zu 
Nahrungsmitteln und ihre Verf¿gbarkeit und Sicherheitñ das drittgrºÇte Hindernis f¿r 
die Verwirklichung des Menschenrechts auf Nahrung sind (Nr. 69 des Berichts vom 
07.02.2001 (Aktenzeichen E/CN.4/2001/53) von Prof. Dr. Jean Ziegler in seiner 
damaligen Eigenschaft als UN-Sonderberichterstatter für das Menschenrecht auf 
Nahrung). 

ĂIntelligente Implantateñ zur Ă¦berwachung und Vorhersage von Gesundheitsmetriken 
und Krankheitenñ gehºren zum Transhumanismus und zur totalen Überwachung, werden 
aber als Fºrderung der Gesundheit dargestellt (S. 14, Ziel 3). ĂNanobotsñ gehºren zum 
Transhumanismus, werden aber als Ăzur Verbesserung der chirurgischen Leistung und des 
Zugangsñ und zur Fºrderung der Gesundheit (S. 14, Ziel 3) beworben. ï Digitale Identitäten 
für den Zugang zu Gesundheitsdiensten und für den Zugang zu Dienstleistungen und zu 
Finanzmitteln sind ein Mittel der totalen Überwachung durch Unternehmen und darüber 
hinaus durch den Staat, werden aber mit der Behauptung gefördert, dass sie die Gesundheit 
unterstützen (S. 14, Ziel 3) bzw. die Gleichstellung der Geschlechter (S. 15, Ziel 5) und 
Ungleichheiten verringern (S. 17, Ziel 10). 

ĂEchtzeit-Verarbeitung natürlicher Sprache zur Analyse der öffentlichen Stimmung, um die 
Politik zu informierenñ und ĂKI-fªhige āFake Newsó-Verifizierungñ dienen der totalen 
Überwachung durch Unternehmen und darüber hinaus durch den Staat und werden als 
Fºrderung von ĂFrieden, Gerechtigkeit und starken Institutionenñ gefºrdert (S. 19, Ziel 16). 
ĂBlockchain-fähige Bürgerbindungs- und Belohnungsplattformenñ sind ein Mittel der totalen 
Überwachung durch Konzerne und darüber hinaus durch den Staat und existieren heute 
bereits, z. B. in sogenannten ĂSozialkreditsystemenñ, werden aber als Fºrderung von 
ĂFrieden, Gerechtigkeit und starken Institutionenñ beworben (S. 19, Ziel 16). 

ĂAusbreitung von Covid-19 stoppenñ 

Das WEF unterstützt nicht ernsthaft die Ziele 1+2 der Agenda 2030, was sein Artikel vom 
21.03.2020 ĂWarum Lockdowns die Ausbreitung von Covid-19 stoppen kºnnenñ zeigt, in 
dem es Lockdowns gefordert hat, die sich auf die modellhaften Horrorprognosen von Prof. 
Dr. Neil Ferguson zu den Auswirkungen von Sars-Cov-2 mit geschätzten 510.000 
Todesfällen in Großbritannien und 2.200.000 Todesfällen in den USA beziehen. Die 
Auswirkungen der Lockdowns, die viele Länder im Frühjahr 2020 gemacht haben, wurden 
vom Welternährungsprogramm auf 130 Millionen zusätzliche hungernde Menschen und 
vom International Food Policy Research Institute (USA) auf weitere 140 Millionen Menschen 
geschätzt, die in extreme Armut geraten, und zusätzlich zwischen 111.193 und 178.510 
Kinder, die an Hunger sterben. 

Dass das WEF Ziel 3 der Agenda 2030 nicht ernsthaft unterstützt, zeigt auch sein Papier Ă3 
Taktiken zur Überwindung der COVID-19-Impfstoffskepsisñ vom 08.06.2021, in dem es sich 
nicht darauf konzentriert, ausreichend über die Risiken dieser genetisch manipulierenden 
und experimentellen Substanzen zu informieren, sondern Empfehlungen gibt, wie man 
Menschen dazu bringen kann, diese ĂImpfstoffeñ zu bekommen, nªmlich I. a. durch 
ĂTelefonanrufeñ (unterst¿tzt von lokalen Predigern), durch die Instrumentalisierung von 
vertrauensw¿rdigen Ămedizinischen Anbietern, politischen und glaubensbasierten F¿hrernñ, 
durch das Spielen Ăin die Angst vor dem Verpassen (FOMO), sowohl sozial als auch 
wirtschaftlichñ, durch ĂAnreizeñ wie Ăbezahlte Freizeit, kostenlose Produkte und 
Lotteriegeschenkeñ und durch Ămobile Gesundheitseinheitenñ und ĂImpfstoff-SWAT-
Teamsñ. Es hat sogar das Ziel, Ădie Impfskepsis auszurottenñ. 
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Eine solche Druckkampagne ist auch unvereinbar mit der informierten Einwilligung, die u. 
a. im Menschenrecht auf Gesundheit (Art. 12 CESCR in Verbindung mit Nr. 8 allgemeine 
Bemerkung 14 zum CESCR) enthalten ist und experimentelle Substanzen betrifft, die 
ebenfalls zum Menschenrecht gehören, ohne informierte Zustimmung nicht 
menschenversuchsweisen zu unterziehen (Art. 7 Abs. 2 ICCPR). Sowohl der ĂGreat Resetñ 
mit seiner ĂVierten Industriellen Revolutionñ als auch das Verhalten des WEF in der Corona-
Krise stehen den Zielen der UN-Charta diametral entgegen. 

Zur Wahrung der Glaubw¿rdigkeit der UN fordern die ĂAnwªlte f¿r Aufklªrungñ die 
Kündigung des Vertrages zwischen UN und WEF. 

¶ UN resolution of the 21.10.2015 with the Agenda 2030 
¶ Contract between WEF and UN of the 13.06.2019 
¶ NGO protest letter of September 2019 
¶ WEF paper ĂUnlocking Technology for the Global Goalsñ from January 2020 
¶ WEF article ĂWhy lockdowns can halt the spread of Covid-19ñ of the 21.03.2021 
¶ Estimations by the Food Policy Research Institute (USA) in Lancet article ĂImpacts of 

Covid-19 on childhood malnutrition and nutrition-related mortalityñ of the 22.08.2020) 
¶ Paper Ă3 tactics to overcome COVID-19 vaccine hesitancyñ of the 08.06.2021 

Dieser Beitrag erschien zuvor auf PHILOSOPHIA PERENNIS unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/N15/291/89/PDF/N1529189.pdf?OpenElement
https://weforum.ent.box.com/s/rdlgipawkjxi2vdaidw8npbtyach2qbt
https://www.cognitoforms.com/MultistakeholderismActionGroup/CorporateCaptureOfGlobalGovernanceTheWorldEconomicForumWEFUNPartnershipAgreementIsADangerousThreatToUN
https://www3.weforum.org/docs/Unlocking_Technology_for_the_Global_Goals.pdf
http://www.weforum.org/agenda/2020/03/why-lockdowns-work-epidemics-coronavirus-covid19
https://www.thelancet.com/pdfs/journals/lancet/PIIS0140-6736(20)31647-0.pdf
https://www.weforum.org/agenda/2021/06/3-tactics-to-overcome-covid-19-vaccine-hesitancy/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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E. b)  Sonderthema Corona                                               Seiten E 30 ï E 31  

 
Das Thema Corona-Pandemie wird von  uns nicht  mehr bearbeitet! 
Siehe hierf¿r die Beitrªge von ĂUnser Mitteleuropañ: 
 
https://unser-mitteleuropa.com/ 
 
Das Thema Corona-Pandemie wird von uns nicht mehr bearbeitet! 
Siehe hierf¿r die Beitrªge von ĂUnser Mitteleuropañ: 
 
https://unser-mitteleuropa.com/ 

Spenden  

F¿r jede Spende (PayPal, Kreditkarte oder Bank¿berweisung) ab ú 10.- erhalten Sie 
als Dankeschön auf Wunsch ein Dutzend Aufkleber portofrei und gratis! In diesem Fall 
geben Sie uns bitte eine Lieferadresse bekannt, unter: 

unser-mitteleuropa@protonmail.com 

10 Euro Spende 12 Aufkleber 

20 Euro Spende 30 Aufkleber 

40 Euro Spende 100 Aufkleber 

100 Euro Spende 250 Aufkleber 

Größere Mengen auf Anfrage 

Möchten Sie uns via Banküberweisung unterstützen, finden Sie folgend unsere Kontodaten: 

New Network Communications 
IBAN: PL52 1020 2472 0000 6602 0609 1252 
BIC: BPKOPLPW 

Vielen Dank! 

 
 

F¿r jede Spende (PayPal oder Bank¿berweisung) ab ú 10.- erhalten Sie als Dankeschön 
auf Wunsch ein Dutzend Aufkleber portofrei und gratis! Details hier. 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
mailto:unser-mitteleuropa@protonmail.com
https://unser-mitteleuropa.com/spenden/
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https://unser-mitteleuropa.com/spenden/  

F¿r Bestellungen unseres neuen Aufklebers ĂImpfzwangñ klicken Sie hier. 

https://unser-mitteleuropa.com/sticker-aktion/  

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/spenden/
https://unser-mitteleuropa.com/sticker-aktion/
https://unser-mitteleuropa.com/sticker-aktion/
https://unser-mitteleuropa.com/sticker-aktion/
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E. c) Wanderungen und Einwanderungen                                     Seite E 32 

 
01) Zemmour: ĂSoll Europa Afrika werden?ñ ï Orban: ĂUnsere Kultur wird  
      aufhºren zu existieren.ñ 
12. 11. 2022  

Jubel unter den Neo-Europäern 

Diplomatische Spannungen zwischen Italien und Frankreich  

Wie bereits berichtet, untersagte die italienische Meloni-Regierung dem NGO-
Fl¿chtlingsschiff ĂOcean Vikingñ, das Anlegen. Die Folge waren diplomatische Spannungen 
zwischen Frankreich und Italien. 

Zemour kritisiert Einschiffungserlaubnis der ĂOcean Vikingñ 

https://www.youtube.com/watch?v=411zxzss8lY  

Doch auch der französische Ex-Präsidentschaftskandidat Eric Zemmour reagierte harsch: 
Indem der Anti-Muslim- und Anti-Migrationskämpfer auf Twitter den französischen 
Prªsidenten Emmanuel Macron wegen der Einschiffungserlaubnis f¿r die ĂOcean Vikingñ in 
Toulon scharf kritisierte. 

Noch am Hafen gab er den Medien ein Interview: 

ĂMorgen, im Jahr 2050, wenn es in Afrika zwei Milliarden Afrikaner gibt, was werden die 
zukünftigen Emmanuel Macrons sagen? Dass es unsere Pflicht ist, sie alle aufzunehmen?  

https://www.youtube.com/watch?v=411zxzss8lY
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/11/IMG_20221112_165152-scaled.jpg?fit=2560%2C1825&ssl=1
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Seien wir konsequent: Wollen wir wirklich, dass Europa in einigen Jahren zu Afrika wird?ñ 
fragte er. (twitter) 

ĂMacron hat drei Fehler gemachtñ 

ĂEinen Fehler gegen Frankreich, das er lªcherlich macht. Ein anderer Fehler f¿r die 
Franzosen, die den Preis für die Einwanderung zahlen. Und ein dritter Fehler selbst für 
Migranten, die die gefährliche Überfahrt in zunehmender Zahl auf sich nehmen werdenñ. 

Zemmour war außer sich: 

ĂVor 40 Jahren hºrte ich: ĂEs gibt nur 30, es gibt nur 100é (Migranten ï Anm. d. Red.), und 
heute sind es Millionen. Heute gibt es Viertel, ganze Städte, in denen wir nicht mehr in 
Frankreich sind.ñ (twitter) 

Zemour wurde deutlich: 

ĂIm Gegensatz zur (Fl¿chtlings-NGO) ôSOS M®diterran®eó richtet sich mein humanitªres 
Gefühl in erster Linie an die Franzosen. Diese NGOs sind mitschuldig an der illegalen 
Einwanderung. Denn sie wollen, dass Europa Afrika wird!ñ 

Philippot: ĂSoros trªgt zur illegalen Einwanderung beiñ 

Unterdessen meldete sich auch Florian Philippot, ein EU- und NATO-skeptischer 
französischer Politiker diesbezüglich zu Wort: 

ĂFranzºsische staatliche Beihilfen f¿r die Regierungsorganisationen ĂSOS M®diterran®eñ 
und Soros müssen strengstens verboten werden, da sie zur geheimen, illegalen 
Einwanderung beitragen, die die Regierung verbal bekªmpfen will!ñ 

https://www.youtube.com/watch?v=411zxzss8lY   

Philippot betonte auch die Probleme in Frankreich: 

ĂWªhrend Frankreich laut Regierung ôseine Menschheitspflicht erf¿lltô ï mit der Ocean 
Viking, lässt es einen 77-jährigen Patienten in einem Krankenhaus verhungern, begrüßt 
Kinder bei 11 Grad Kälte in der Schule und lässt 15.000 suspendierte Krankenschwestern 
auf der StraÇe stehen!ñ (twitter) 

Laut dem französischen Europaabgeordneten ist dies das Luxushotel, in dem die 
afrikanischen Neuankömmlinge untergebracht werden. 

https://unser-mitteleuropa.com/zemmour-soll-europa-afrika-werden-orban-unsere-
kultur-wird-aufhoeren-zu-existieren/   

Orban: 
 
ĂDer Westen fällt, während Europa nicht einmal bemerkt, dass es besetzt wird.ñ 

Bereits 2018 hatte der ungarische Ministerpräsident Orban diese Bevölkerungskatastrophe 
prophezeit: 

 

https://twitter.com/ZemmourEric/status/1591343059547181056?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1591343059547181056%7Ctwgr%5E31390f51d1a70558d9b9ece6e57aa9889d75ca21%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Fwww.vadhajtasok.hu%2F2022%2F11%2F12%2Feric-zemmour-tenyleg-azt-akarjuk-hogy-europa-nehany-even-belul-afrikava-valjon
https://twitter.com/ZemmourEric/status/1591102415000207360?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1591102415000207360%7Ctwgr%5E31390f51d1a70558d9b9ece6e57aa9889d75ca21%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Fwww.vadhajtasok.hu%2F2022%2F11%2F12%2Feric-zemmour-tenyleg-azt-akarjuk-hogy-europa-nehany-even-belul-afrikava-valjon
https://www.youtube.com/watch?v=411zxzss8lY
https://twitter.com/f_philippot/status/1591000127191351296?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1591000127191351296%7Ctwgr%5E31390f51d1a70558d9b9ece6e57aa9889d75ca21%7Ctwcon%5Es1_&ref_url=https%3A%2F%2Fwww.vadhajtasok.hu%2F2022%2F11%2F12%2Feric-zemmour-tenyleg-azt-akarjuk-hogy-europa-nehany-even-belul-afrikava-valjon
https://unser-mitteleuropa.com/zemmour-soll-europa-afrika-werden-orban-unsere-kultur-wird-aufhoeren-zu-existieren/
https://unser-mitteleuropa.com/zemmour-soll-europa-afrika-werden-orban-unsere-kultur-wird-aufhoeren-zu-existieren/
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ĂBis 2050 wird sich die Zahl der in Afrika Lebenden verdoppeln (auf) 2,5 Milliarden 
Menschen. Afrika wird zehnmal mehr Jugendliche haben als Europa. é Wenn man dieser 
aus mehreren hundert Millionen bestehenden jungen Masse erlaubt, nach Norden zu 
kommen, dann werden é unsere Kultur, unsere Identitªt und unsere Nationen é aufhºren 
zu existieren. 

Der Westen fällt, während Europa nicht einmal bemerkt, dass es besetzt wird. é 
Anscheinend haben sich die Entwicklungsrichtungen (von) West- und Mitteleuropa getrennt. 
é In Westeuropa sind die alten, groÇen europªischen Nationen zu Einwanderungslªndern 
geworden. Die é Abnahme der Bevölkerung christlicher Kultur, die Islamisierung der 
GroÇstªdte schreitet é voran, und ich sehe jene politischen Krªfte nicht, die die Prozesse 
aufhalten wollten oder kºnntené Wir (Ungarn) haben verhindert, dass die islamische Welt 
uns überströmte. In dieser Richtung sind wir das letzte Land des lateinischen, das heißt des 
westlichen Christentumsé 

Die absurde Situation ist die, dass die Gefahr uns heute vom Westen droht. Dieser Gefahr 
setzen uns Br¿sseler, Berliner und Pariser Politiker aus. é Jene Politik, die é den Weg f¿r 
den Niedergang der christlichen Kultur und den Raumgewinn des Islam erºffnet hat. é Weil 
das Fremde schön, die gemischte Bevölkerung besser sei und weil der wahre Europäer 
keine derart mittelalterlichen Dinge verteidigen soll wie seine Heimat und seine Religion. é 
Jetzt heiÇt (es), wir m¿ssten ihnen ªhnlich werden wegen Solidaritªt. é Wir werden niemals 
mit jenen europäischen führenden Politikern solidarisch sein, die Europa in ein 
postchristliches und postnationales Zeitalter führen wollen.ñ (Viktor Orb§n: ĂRede zur Lage 
der Nation, 18.2.2018) 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
02) Italienische Regierung macht Ernst: Migrantenschiffe gestoppt +UPDATE   
      7.11.+ Erwachsene Männer dürfen Schiffe nicht verlassen 
 

07. 11. 2022  

 

http://www.miniszterelnok.hu/ministerprasident-viktor-orbans-rede-zur-lage-der-nation-2/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2022/11/754197_000_r63s1.jpg?fit=800%2C450&ssl=1
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+UPDATE vom 7.11.2022+ 

Italien verbietet, erwachsenen Männern Schiffe zu verlassen 

Giorgia Meloni hatte versprochen, hart gegen Migranten vorzugehen und wird ihr 
Versprechen halten. Unterdessen sagte die ĂOrganisation f¿r den Transport von Migrantenñ, 
dass die Aktionen der Italiener gegen das Völkerrecht verstießen. 

Italien hindert erwachsene männliche Migranten daran, von Bord zu gehen, berichtete die 
BBC. Italiens neue rechte Regierung hat 35 Männer daran gehindert, jenes Migrantenschiff 
zu verlassen, das vor zwei Wochen in einen italienischen Hafen einlaufen wollte. 

Nur Minderjáhrige und Menschen mit gesundheitlichen Problemen 

Dies liegt daran, dass nur Minderjährige und Menschen mit gesundheitlichen Problemen in 
Sizilien von Bord gehen durften. Das Schiff ĂHumanity 1ñ ist eines von vier Schiffen, die 
darauf warteten, in Italien anlegen zu dürfen. 

Die neue italienische Premierministerin Giorgia Meloni hat versprochen, hart gegen 
Migranten vorzugehen, die das Mittelmeer aus Nordafrika durchqueren. Ist doch 
Italien  einer der Haupteingangspunkte nach Europa. Und nach Angaben der Vereinten 
Nationen sind seit Anfang des Jahres bereits 85.000 Migranten auf Schiffen angekommen. 

Viele der Migranten brechen in kleinen Booten auf und werden unterwegs von Hilfsbooten 
gerettet. 

Insgesamt 144 Menschen durften am Sonntagmorgen von dem, unter deutscher Flagge 
fahrenden, Schiff ĂHumanity 1ñ aussteigen. 

Der italienische Innenminister Matteo Piantedosi sagte, diejenigen, die nicht als gefährdet 
gelten, sollten italienische Gewªsser verlassen und vom ĂFlaggenstaatñ versorgt werden. 

Explosive Stimmung an Bord 

Laut der NGO, der das Schiff gehört, ist die Stimmung unter den Migranten äußerst 
deprimierend: ĂEin Mann hatte gerade einen Nervenzusammenbruch.ñ 

Petra Krischok von ĂSOS Humanityñ sagte der Nachrichtenagentur AFP. Hilfebed¿rftige 
daran zu hindern, von Bord zu gehen, verstößt nach Angaben der Hilfsorganisation gegen 
das Völkerrecht. 

Orban ist zufrieden 

In diesem Zusammenhang bedankte sich Viktor Orbán auf Twitter bei Giorgia Meloni: 

ĂEndlich! Wir schulden Giorgia Meloni und der neuen italienischen Regierung großen Dank 
f¿r die Verteidigung der Grenzen Europas. #GrazieGiorgiañ 

ï schrieb der ungarische Ministerpräsident in einem Artikel, in dem er über die Verschärfung 
berichtete. 

Dieser Artikel erschien zuerst auf MANDINER, unserem Medienkooperationspartner. 

https://www.bbc.com/news/world-europe-63533769?utm_source=mandiner&utm_medium=link&utm_campaign=mandiner_202211
https://mandiner.hu/cikk/20221106_olaszorszag_szigoritas_migrans_ferfi_giorgia_meloni_kulfold_hajo
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ERST-Artikel 

Erstes Schiff mit Migranten gestoppt 

Mehr als 800 Flüchtlinge an Bord 

Mit mehr als achthundert Menschen an Bord warten drei Schiffe von NGOs darauf, auf dem 
italienischen Festland anzulegen. Premierministerin Giorgia Meloni und Innenminister 
Matteo Piantedosi wollen auch weiterhin ĂNeinñ zu diesem Unterfangen sagen. 

Berlin soll Flüchtlinge übernehmen 

Das römische Außenministerium bestätigte am Donnerstag: Es habe Berlin zuvor 
angewiesen, diejenigen zu übernehmen, die mit dem unter deutscher Flagge fahrenden 
Schiff Humanity 1 ankommen und per mündlicher Note für asylberechtigt erklärt werden. 
Die deutsche Seite hätte bereits um Informationen über die an Bord befindlichen Personen 
gebeten. 
Das diplomatische Dokument vom 23. Oktober wurde am Mittwoch vom öffentlich-
rechtlichen Fernsehsender ĂRAI 3ñ verºffentlicht. In seiner Antwort forderte das Auswärtige 
Amt in Berlin Rom auf, den Menschen auf dem NGO-Schiff, darunter mehr als hundert 
Minderjªhrige, fr¿hzeitig Hilfe zu leisten. Mit 179 Menschen an Bord wartet ĂHumanity 1ñ 
etwa 18 Kilometer von italienischen Hoheitsgewässern entfernt. 

Mehrere Schiffe wollen anlegen 

Mit 572 Menschen an Bord liegt auch ein Schiff namens ĂGeo Barentsñ, das von Ă rzte ohne 
Grenzenñ unterhalten wird, sowie eines mit mehr als zweihundert Menschen, welches von 
der ĂOcean Vikingñ, einem Schiff der franzºsischen Organisation ĂSOS Mediterraneeñ und 
mit norwegischem Hoheitszeichen, vor Italien. Die Schiffe hatten zwischen dem 22. und 29. 
Oktober Menschen in internationalen Gewässern an Bord genommen. Italien hatte eine 
Anlegeerlaubnis verweigert. ĂOcean Vikingñ hatte bereits am Donnerstag Spanien, 
Frankreich und Griechenland zu einer Anlegeerlaubnis aufgefordert. 

Rom will hart bleiben 

Der italienische Innenminister Matteo Piantedosi sagte am Mittwoch in einem ĂCorriere della 
Serañ-Interview: Rom werde unter der neuen Rechts-Regierung keine Menschen mehr 
aufnehmen, die von ausländischen Schiffen auf See an Bord aufgegriffen werden. Er 
betonte, dass NGO-Schiffe ihre Aktivitäten regelmäßig ohne minimale Beteiligung der 
Behörden ausüben. 
Der Minister merkte an: Ă16 Prozent derjenigen, die an Italiens K¿sten ankommen, kommen 
mit NGO-Booten, während die lokalen Behörden auch den restlichen 84 Prozent helfen 
m¿ssen.ñ sagte der Minister. 

Flüchtlingskrise stoppen: Keine Anlandungen mehr 

Laut Piantedosi sollten diejenigen, die mit NGOs ankommen, von europäischen Ländern 
akzeptiert werden, welche das Hoheitszeichen für ihre Schiffe bereitstellen. Seiner Meinung 
nach wäre der einzige Weg, den Migrationsstrom zu lösen, die Abgänge zu stoppen. Der 
Innenminister hatte zuvor ein Dekret erlassen, wonach das Anlegen von ĂHumanity 1ñ und 
ĂOcean Vikingñ aus nationalen Sicherheitsgr¿nden f¿r gefªhrlich erklªrt wurden. 
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ĂNGO-Schiffe zu Piratenschiffen erklªrenñ 

Giorgia Meloni schrieb in einem Buch, das am Freitag veröffentlicht wurde, aber bereits in 
Ausz¿gen verºffentlicht wurde: ĂWir d¿rfen nicht vergessen, welches Recht auf See gilt.ñ 
Und sie präzisierte: ĂWenn eine Schiffsbesatzung zwischen der afrikanischen K¿ste und 
Italien mit Migranten hin und zurück fährt, verstoße dies offen gegen das See- und das 
Völkerrecht. Wenn es dann ein NGO-Schiff ist, nehmen wir an, dass es unter deutscher 
Flagge zwei Möglichkeiten gibt: Entweder Deutschland erkennt es an und übernimmt es, 
oder es wird zu einem Piratenschiff.ñ 

Insel Lampedus besonders betroffen 

Der Bürgermeister von Lampedusa, Filippo Mannino, gab bekannt, dass am Donnerstag 
wieder mehr als eintausendfünfhundert Menschen im Lager, welches für dreihundertfünfzig 
Menschen gedacht war, untergebracht sind. Gleichzeitig k¿ndigte die deutsche NGO ĂSea 
Watchñ an, mit ĂSea Watch5ñ ein f¿nftes Schiff im Mittelmeer vom Stapel zu lassen. 

ĂVerleumdungs-Prozess gegen Ex-Innenminister Salviniñ 

Erst im Januar letzten Jahres war ein neues Gerichtsverfahren wegen Verleumdung gegen 
den italienischen Ex-Innenminister Matteo Salvini eröffnet, nachdem dieser die Kapitänin 
Carola Rackete des Schiffes ĂSea-Watch 3ñ, als ĂKriminelle und Komplizin von 
Menschenhªndlernñ bezeichnet hatte, weil sie ohne Erlaubnis mit illegalen Einwanderern an 
Bord an italienischen Küsten anlandeten. Daraufhin klagte der Mailänder Staatsanwalt 
Giancarlo Serafini Matteo Salvini an. Er sagte, da es sich um ein Verbrechen handelt, das 
mit bis zu vier Jahren Gefängnis bestraft werden kann, besteht keine Notwendigkeit für eine 
vorläufige Gerichtsverhandlung. 

Dieser Artikel erschien zuerst auf MANDINER, einem unserer Medienkooperationspartner 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://mandiner.hu/cikk/20221103_giorgia_meloni_olaszorszag_bevandorlas_migracio_kulfold_kulpolitika_matteo_salvini_migranshajo
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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E. d) Länder weltweit ï im Überblick                             Seiten  E 33 -  E  56 

 

 
Telldenkmal mit Bronzestatue von Richard Kissling und Hintergrundbild von Hans 
Sandreuter in Altdorf (Kanton Uri, Schweiz) · Foto: ʍʨʶʰʘ / Wikimedia CC 3.0 

Im Internetradio mitgehört und mitgeschrieben von Wilhelm Tell 

 

01) Was in der Schweiz und anderswo berichtet wurde ï 15.11.2022 
 

15. 11. 2022  

Ägypten ï Die 27. UN-Klimakonferenz in Scharm asch-Schaich sorgt in den sozialen 
Netzwerken für Unmut, weil die meisten der etwa 45.000 Teilnehmer per Flugzeug angereist 
sind. Besonders kritisiert werden jene Teilnehmer, die für ihre Reise an den ägyptischen 
Urlaubsort, einen Privatjet gewªhlt haben. ĂEs gibt keinen Grund, mit einem Privatjet 
tausende Kilometer weit zu fliegen, in Luxushotels abzusteigen, Luxusspeisen zu essen und 
teure Autokorsos mit mehr als 50 Wagen mitzubringen, wenn die eigenen Bürger ihre 
Häuser nicht beheizen d¿rfen.ñ Inzwischen bestªtigten ªgyptische Quellen gegen¿ber AFP 
Einschätzungen, wonach bis Donnerstag mehr als 400 Privatjets gelandet sein sollen. RT.ru 
ǒ Klimakonferenz. Mit religiºsen Erlassen gegen die Umweltverschmutzung. SRF.ch 

Äthiopien ï  Rebellen und Regierung unterzeichnen Friedens-Fahrplan. SRF.ch 
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Antarktis ï Ein neuer Flugplatz an der antarktischen Progress-Station empfängt erste 
Flüge. Der Flugplatz wurde von Russland gebaut und in Betrieb genommen und dient dem 
Empfang schwerer Flugzeuge. Unter anderem bedient der Flugplatz die Wostok-Station in 
der Ostantarktis. SP.ru 

Bahrain ï Parlamentswahl in Bahrain ohne Oppositionskandidaten. Die Einwohner des 
Königreichs Bahrain haben heute ein neues Parlament gewählt. Um die 40 Sitze des 
Unterhauses bewarben sich mehr als 330 Kandidaten, darunter 73 Frauen. Die beiden 
wichtigsten Oppositionsgruppen wurden allerdings im Vorfeld von der Teilnahme 
ausgeschlossen. ORF.at 

Brasilien ï Im brasilianischen Amazonasgebiet sind allein im Oktober rund 904 
Quadratkilometer Regenwald abgeholzt worden. Dies teilte das Nationale Institut für 
Weltraumforschung (Inpe) unter Berufung auf vorläufige Zahlen mit. Es ist dem 
brasilianischen Nachrichtenportal «G1» zufolge der höchste Wert für den Monat Oktober 
seit dem Jahr 2015. SRF.ch 

China ï  China fördert seine Chipindustrie seit Jahren, und die neusten Restriktionen 
dürften den Bemühungen, ein unabhängiges Chip-System zu entwickeln, zusätzlichen 
Schub verleihen. Für die USA ist es militärisch wichtig, bei der Herstellung von Mikrochips 
und dem Einsatz von KI einen Vorsprung vor Russland und China zu halten. Aus diesem 
Grund haben die USA Anfang Oktober den Export von Chips nach China stark 
eingeschränkt. Betroffen sind leistungsstarke Chips, die für künstliche Intelligenz (KI) 
verwendet werden, ebenso wie alles, was zur Herstellung dieser Chips benötigt wird: 
Halbleiter, Maschinen, Software. Zudem dürfen US-Spezialisten chinesische Unternehmen 
nicht mehr bei der Chipherstellung unterstützen. China hat die Kapazitäten und Ressourcen, 
um selbst Chips herzustellen. Allerdings liegt das Land bei der Produktion der 
fortschrittlichsten Chips noch um etwa drei bis vier Jahre hinter den Fabriken in Taiwan und 
Südkorea zurück. SRF.ch 

Deutschland ï  Die deutsche Tochter des russischen Energie-Konzerns Gasprom wird 
verstaatlicht. Die EU-Kommission hat die Übernahme durch die Bundesregierung gebilligt. 
Damit verbunden sind staatliche Beihilfen von mehr als 225 Millionen Euro. Bereits Anfang 
April hatte der Bund über die Bundesnetzagentur die Kontrolle über Gasprom Germania 
übernommen. Das Unternehmen betreibt große Erdgasspeicher. 
ǒ Die Bundestagswahl war in 431 Berliner Bezirken f¿r ung¿ltig erklªrt worden und soll nun 
wiederholt werden. RBB.de Virologe Volker Thiel: Mit Spray gegen Corona. 
ǒ Beim B¿rgergeld harzt es. Mehrere Lªnder lehnen das Reformvorhaben Berlins ab. Das 
Programm soll die umstrittene Hartz-IV-Reform ablösen. SRF.ch 

Frankreich ï Bei einer Zwischenlandung 1988 hatte er im Transitbereich seine Papiere 
verloren und konnte seinen Flüchtlingsstatus nicht mehr nachweisen. So durfte er weder 
weiterreisen noch den Flughafen verlassen. Nasseri richtete sich im Terminal 1 ein. Mehran 
Karimi Nasseri (76) ist im Terminal 2 F des Flughafens Charles de Gaulle eines natürlichen 
Todes gestorben. Der iranische Flüchtling hatte 18 Jahre lang dort gelebt und zum Film 
«Terminal» inspiriert. SRF.ch 

Indien ï Washington hat Indien seinen Segen gegeben, weiterhin so viel russisches Öl zu 
kaufen, wie es möchte, selbst zu Preisen, die über den von den G7 auferlegten Obergrenzen 
liegen ï aber nur, wenn es darauf verzichtet, westliche Versicherungs-, Finanz- und 
Seeverkehrsdienste zur Erfüllung der Transaktionen in Anspruch zu nehmen . RT.ru 
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Indonesien - Biden und Xi suchen beim G20 in Bali Kompromisse ï «zum Wohl der Welt».. 
SRF.ch 

Iran ï Der Iran hat Deutschland vor langfristigen Schäden der bilateralen Beziehungen 
gewarnt. Grund ist die Kritik von Kanzler Scholz an Menschenrechtsverletzungen bei den 
Protesten im Land. Scholz hat dazu gesagt, eine Regierung, die auf ihre Bürger schieße, 
müsse mit Widerstand rechnen. Ein iranischer Sprecher nannte das provokativ und 
undiplomatisch und empfahl der Bundesregierung, zur Besonnenheit. RBB.de 

Israel ï  Nach Wahlsieg. Israel: Netanjahu mit Regierungsbildung beauftragt. Der 
ehemalige Ministerpräsident soll sein Kabinett zusammenstellen. SRF.ch 

Italien ï Weil das Stück angeblich russische imperiale Bestrebungen propagiere, solle die 
Oper ĂBoris Godunowñ aus dem Repertoire der Scala verschwinden. Das verlangte der 
ukrainische Konsul in Mailand. RT.ru 

Kambodscha ï Auf dem Asean-Gipfel in Kambodscha könnte es ein Treffen der 
Außenminister der Ukraine und Russlands geben. Der ukrainische Außenminister Kuleba 
hat seine Bereitschaft dazu signalisiert. UNO-Generalsekretär Guterres sagte ebenfalls in 
Phnom Penh, es sei wichtig, Bedingungen für die Wiederaufnahme des Dialogs zwischen 
der Ukraine und Russland zu vereinbaren. Seit heute nimmt auch US-Präsident Biden an 
dem Gipfeltreffen teil. Er will die wirtschaftlich aufstrebenden Staaten in der Region 
umwerben und den Einfluss Chinas zurückdrängen. Er fordert mehr Härte gegen Nordkorea. 
RBB.de 

Moldau -  Steigende Energiepreise, niedrige Renten, kalte Wohnungen: In Moldau wächst 
der Protest gegen die proeuropäische Regierung. DW.de 

Österreich - Österreichs einzige Schallplattenproduktion hat wegen der hohen Nachfrage 
in den vergangenen Jahren einen neuen Standort im oststeirischen Fehring eröffnet. Bis zu 
eine Million Platten sollen in dem Werk ab Jänner gepresst werden. www.austrovinyl.at; 
www.copyrath.at; www.media-care.at; 
ǒ Aufgrund des Schneemangels sind die Skiweltcup-Rennen in Zürs (Vorarlberg) dieses 
Wochenende abgesagt worden. 
ǒ Da die zahlungskräftigen Gäste aus China und Russland fehlen, stehen Fünfsternehäuser 
leer. Das Nobelhotel De France an der Ringstrasse wird jetzt Heimstatt für 350 ukrainische 
Familien. Da der Bürgermeister die Einwanderung forciert, werden wohl weitere 
Nobelherbergen folgen. 
ǒ Charismatischer B¿hnenberserker, rebellischer K¿nstler, schwieriger Mensch: Heute jªhrt 
sich der Geburtstag von Oskar Werner (À 23. Oktober 1984 in Marburg an der Lahn;) zum 
100. Mal. Früher Ruhm, hohe Sensibilität und ein letztliches Scheitern am Leben haben das 
Leben des Künstlers geprägt. 
ǒ n St. Pºlten (N¥) sollen schon bald die Glocken im Turm des Rathauses bei der Geburt 
jedes Babys in der Stadt läuten. Noch im November wird im Rathaus ein neues Glockenspiel 
montiert. ORF.at 

Russland ï hat Sanktionen gegen weitere 200 amerikanische Bürger angekündigt, darunter 
Gesetzgeber, Beamte, Führungskräfte, Journalisten und die Familienmitglieder politischer 
VIPs. Den genannten Personen wird die Einreise nach Russland wegen ihrer Beteiligung 
an der ĂFºrderung der Russophobie-Kampagne und der Unterstützung des Regimes in 
Kiewñ untersagt. Die Br¿der James und Francis und die Schwester Valerie von Prªsident 
Joe Biden wurden am Freitag zusammen mit Paul Pelosi, dem Ehemann von Nancy Pelosi, 
auf die Sanktionsliste gesetzt. Die US-Senatoren Bernie Sanders und Elizabeth Warren, die  

https://www.austrovinyl.at/
https://www.copyrath.at/
https://www.media-care.at/
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Pressesprecherin des Weißen Hauses Karine Jean-Pierre, Gesundheitsminister Xavier 
Becerra, die Atlantik-Autorin und ĂRussland-Expertinñ Anne Applebaum und der 
Chefredakteur von Politico, Matthew Kaminski, gehörten ebenfalls zu denen, denen die 
Einreise nach Russland verwehrt wurde. Die Beschrªnkungen wurden Ăals Reaktion auf die 
immer umfassenderen Sanktionen der Regierung von Joe Biden verabschiedet, nicht nur 
gegen russische Beamte, sondern auch gegen all diejenigen, die Washington aus dem 
einen oder anderen Grund nicht gefallenñ, Biden, seine Frau und ihre Kinder Hunter und 
Ashley standen bereits auf der Liste, ebenso wie Nancy Pelosi und die meisten bekannteren 
Mitglieder beider Kongresskammern. Sie schliessen sich ¿ber 1ô000 anderen US-Bürgern 
an, denen die Einreise nach Russland auf unbestimmte Zeit verboten ist, eine Liste, zu der 
auch die Hollywood-Schauspieler Ben Stiller und Sean Penn gehören, die beide ihre 
Berühmtheit genutzt haben, um Unterstützung für die Regierung in Kiew zu gewinnen. 
Washington verhängt seit 2014 Sanktionen gegen Moskau, als die Bewohner der Krim nach 
einem von den USA unterstützten Putsch in der Ukraine dafür stimmten, sich Russland 
anzuschliessen. Das Tempo der Beschränkungen beschleunigte sich dramatisch nach 
Beginn des russischen Militärfeldzugs im Februar 2022, als die USA und andere westliche 
Nationen Wirtschaftssanktionen verhängten und russische Beamte, Gesetzgeber, 
Geschäftsleute und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens ins Visier nahmen. SP.ru 
ǒ Garri Kasparow wurde 1963 als Garik Kimowitsch Weinstein in Baku geboren und wurde 
Schachweltmeister und Schachbuchautor. Er ist armenisch-jüdischer Abstammung. Er 
wuchs in der Aserbaidschanischen ssR auf. 2014 nahm er die kroatische Staatsbürgerschaft 
an. Kasparow war von 1985 bis 1993 offizieller Weltmeister des Weltschachbundes FIDE. 
2005 beendete er, an der Spitze der Weltrangliste stehend, offiziell seine professionelle 
Schachkarriere. Seit dem Rückzug vom Schach ist er als russischer Oppositionsaktivist 
tªtig. Er war Vorsitzender der Vereinigten B¿rgerfront und gr¿ndete unter anderem ĂDas 
andere Russlandñ. Am 13. Dezember 2008 gründete er zusammen mit Boris Nemzow (63) 
die ausserparlamentarische Oppositionsbewegung Solidarnost. 2015 veröffentlichte er in 
Deutschland und USA Anti-Putin-Bücher. Der Ex-Schachweltmeister und heutige 
Oppositionelle traut dem russischen Präsidenten nicht und kritisiert die Schweiz. Es geht 
nicht nur um Waffen. Es braucht auch logistische Unterstützung ï und dies geschieht durch 
finanzielle Hilfe. Da ist die Rolle der Schweiz sehr fragwürdig. Die Schweiz trägt die 
Sanktionen mit und hat über 7 Milliarden eingefroren. Dieses Geld muss konfisziert und für 
Reparationszahlungen und den Wiederaufbau der Ukraine eingesetzt werden, so 
Kasparow. SRF.ch 

Schweiz ï Zug akzeptiert Steuerzahlungen in Bitcoin. In Zeiten der Klima- und Energiekrise 
ist das nicht unumstritten. Der Kanton Zug sieht sich gerne als «Crypto Valley», und das 
nicht ohne Grund: Von den schätzungsweise rund 1000 Firmen, die in der Schweiz in der 
Blockchain-Technologie tätig sind, haben sich rund die Hälfte im steuergünstigen 
Zentralschweizer Kanton angesiedelt. Viele davon sind Start-upôs mit nur wenigen 
Angestellten ï dennoch dürften Kryptofirmen in Zug an die 3000 Personen beschäftigen. 
Kein Wunder also, versuchen die lokalen Behörden, Zug ein kryptofreundliches Image zu 
verpassen. Die Stadtverwaltung ermöglichte bereits 2016 Gebührenzahlungen in der 
Digitalwährung Bitcoin. Die Nachfrage blieb überschaubar, dennoch zog der Kanton nach 
und akzeptiert seit 2021 Steuerzahlungen in Bitcoin und Ether. Gut 50 Überweisungen von 
insgesamt etwa 200ô000 Franken fanden so im vergangenen Jahr statt ï was ungefähr 
einem Promille der Steuereinnahmen des Kantons entspricht. Nicht viel mehr als ein «PR-
Gag» sei das, kritisierte am Donnerstag Luzian Franzini von den Alternativen-Die Grünen 
(ALG) im Zuger Kantonsparlament. Aber einer mit Folgen: Franzini zitierte eine Studie der 
Universität von Cambridge, gemäss der das sogenannte Mining ï der Prozess zur 
Schaffung neuer Bitcoins durch ein Netz von Hochleistungscomputern ï jährlich 140 
Terrawattstunden Strom benötige. Das ist mehr als der doppelte jährliche Stromverbrauch  
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der Schweiz. Der damit verbundene CO2-Ausstoss laufe sämtlichen Klimazielen zuwider, 
so Franzini. Der Kanton Zug dürfe diese Entwicklung nicht unterstützen ï gerade auch «in 
Zeiten der Energiekrise, wo die Politik an die Bevölkerung appelliert, möglichst Strom zu 
sparen». In einem Vorstoß verlangte er daher, der Kanton dürfe nur noch Kryptowährungen 
akzeptieren, die «im Einklang mit den Klimazielen der Eidgenossenschaft» stünden. Die 
bürgerliche Ratsmehrheit versenkte den Vorstoß deutlich. Unter anderem mit dem 
Argument, dass auch klassische Zahlungsmittel viel Strom verbrauchten: «Wenn wir die 
Banken mitsamt ihrem Personal und ihren Computern anschauen, bin ich sicher, wir landen 
bei einem weit höheren Stromverbrauch als ihn Kryptowährungen haben», sagte etwa FDP-
Kantonsrätin Jill Nussbaumer. Es gäbe umweltfreundlichere Kryptowährungen. Das ändert 
allerdings nichts daran, dass der Bitcoin ein Stromfresser ist. Und dass der Strom für das 
Mining zu einem grossen Teil von fossilen Energieträgern stammt ï es verursacht daher so 
viel CO2 wie ganz Griechenland. Andere Kryptowährungen stehen da besser da. «Die 
meisten benötigen nur die Energie der beteiligten Computer, also ähnlich wie in der 
normalen Finanzwelt», sagt Roger Wattenhofer, Professor für Verteilte Systeme und 
Netzwerke an der ETH Zürich. Vor allem neuere Währungen setzen auf einen 
energiesparenderen Prozess als jenen des Minings, wie Bitcoin ihn praktiziert. Auch die 
Nummer zwei der Kryptowährungen, Ethereum, stellt ihr Prozedere um. Bei Bitcoin, der 
größten Kryptowährung, ist dies eher nicht zu erwarten. Die Energiefrage wird in der Bitcoin-
Community zwar diskutiert, eine Konsensfindung ist aber schwierig. «Bitcoin wird sich so 
schnell nicht ändern», sagt Roger Wattenhofer. Immerhin: Auch wenn das Zuger Parlament 
den Vorstoß zugunsten umweltfreundlicherer Bitcoin-Alternativen abgelehnt hat ï die 
Regierung schloss nicht aus, dass sich die Steuern künftig auch in neueren 
Kryptowährungen begleichen lassen. 
ǒVerzweifelte Suche nach Alzheimer-Medikament geht weiter. Roche fährt weiteren 
Alzheimer-Flop ein. Die Pharmabranche steckt seit Jahren Dutzende Milliarden in 
Forschung und Tests von Alzheimer. Bislang fast erfolglos. 
ǒ Folgen der Covid-Impfung? Darum geht es bei der Strafanzeige gegen Swissmedic. Ein 
impfskeptischer Anwalt und mutmaßlich Geschädigte wollen eine Strafuntersuchung. 
ǒ Die Kantone streichen Privilegien f¿r Ukrainer bei der Sozialhilfe. Das trifft vor allem 
Flüchtlinge mit eigenem Auto. SRF.ch 

Slowenien ï Der konservative Ex-Außenminister Anģe Logar hat die erste Runde der 
slowenischen Präsidentenwahl am Sonntag klar gewonnen. Logar kam auf 33,9 Prozent der 
Stimmen und wird am 13. November in einer Stichwahl gegen die liberale Rechtsanwältin 
Nataġa Pirc Musar antreten, die 26,9 Prozent erreichte. Dies teilte die Wahlkommission 
nach Auszählung von 99 Prozent der Stimmen mit. Der Kandidat von Regierungschef 
Robert Golob, EU-Mandatar Milan Brglez, schied mit 15,4 Prozent aus. ORF.at 

Türkei ï In der Einkaufsstraße Istiklal beim Taksim kam es um 14 Uhr zu einer Explosion. 
Nach Angaben des Istanbulers Governeurs stieg die Zahl der Verletzten auf 53. Zudem 
gebe es 6 Tote. SRF.ch 

Uganda ï Internationaler Widerstand gegen beheizte Pipeline. Die französische Ölfirma 
Total hat im Nationalpark Öl entdeckt. Man plant eine Raffinerie für die heimische Produktion 
und eine Pipeline nach Tansania für den Export. Derzeit kostet ein Liter Treibstoff ú 1.50. 
Das Land könnte die Einnahmen gut gebrauchen, doch Brüssel verweigert die Zustimmung. 
Die einen sprechen von Neokolonialismus, die anderen meinen, dass die Gewinne sowieso 
nur der Präsidentenfamilie zugutekommen. Auf der einen Seite: 1,2 bis 1,7 Milliarden Barrel 
fºrderbares ¥l, pro Tag sollen 220ô000 Barrel aus der Erde gepumpt werden ï in Russland 
sind es im Schnitt 10,1 Millionen. Auf der anderen Seite ein Land, in dem der 
durchschnittliche Monatslohn bei umgerechnet 50 Euro liegt und 70 Prozent in der 
Landwirtschaft arbeiten. Mehr als zehn Milliarden Dollar Gesamtinvestitionen, bessere 
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Straßen, die Hoffnung auf etwas mehr Teilhabe am Weltmarkt, auf dem der Ölpreis wieder 
stark steigt. Ugandas Präsident Yoweri Museveni versprach, die Wirtschaft könnte ab 
Beginn der Ölproduktion um zehn Prozent jährlich wachsen. Energieministerin Mary Goretti 
Kitutu sprach von mehr als 160 000 neuen Jobs. Zwischen den Ölvorkommen am Albertsee 
im Westen Ugandas und dem Meer in Tansania, wo das Öl auf Tanker verladen werden 
soll, liegen Nationalparks und einige der artenreichsten Gebiete des Planeten. 
Klimaschützer wollen Pipeline verhindern. SRF.ch 

Ukraine ï Umsiedelung der Bevölkerung vom beschädigten Kakhovka-Damm nach 
Krasnodar, der wichtigsten Stadt in Südrussland, 120 km vom Schwarzen Meer. ORF.at 
ǒ Die ukrainischen Behºrden verhªngten am 12.11. eine Ausgangssperre in Cherson und 
beschränkten die Ein- und Ausfahrt aus der Stadt unter Berufung auf 
Minenräumungsbemühungen, sagte Jaroslaw Januschewitsch, Chef der regionalen 
Militärverwaltung der Ukraine in Cherson. 
ǒ Sºldner aus mehr als 40 Lªndern seien derzeit in der Nªhe von Saporischschja in Kªmpfe 
verwickelt, sagte Wladimir Rogow, der die Bewegung ĂWir stehen mit Russlandñ leitet, am 
Samstag gegenüber TASS. Die ¿berwªltigende Mehrheit von ihnen sind 5ô000 Polen. Er 
sagte auch, japanische, australische, kanadische, französische Staatsangehörige und 
Menschen aus spanischsprachigen Ländern seien unter den Söldnern. Rogov erinnerte 
daran, dass in der Stadt bereits mehr als tausend Söldner getötet worden seien. VESTI.ru 

UNO ï Generalversammlung: Russland soll für Kriegsschäden aufkommen. SRF.ch 

USA ï Die US-Raumfahrtbehörde (NASA) will am Mittwoch wie geplant ihre Mondrakete 
mit einer unbemannten Orion-Kapsel starten. NASA-Vertreter Jim Free sagte gestern, es 
gebe Ănichtsñ, was von einem Start am 16. November abhalten w¿rde. Die Startrampe in 
Cape Canaveral sei am Donnerstag untersucht worden, nachdem Hurrikan ĂNicoleñ zuvor 
durch den US-Bundesstaat Florida gezogen war. ORF.at «Donald Trump kann man nie 
abschreiben». Der Ex-Präsident sei zwar angezählt, sagt Politologin Claudia Brühwiler. 
Doch bis 2024 könne noch viel passieren. SRF.ch 
ǒ Nach den Midterms ï Biden sieht sich für die Konfrontation mit Chinas Präsident Xi und 
Nordkoreas Kim gestärkt. SP.ru 
ǒ In den USA behalten die Demokraten offenbar ihre Mehrheit im Senat. Im Bundesstaat 
Nevada sind jetzt 98 Prozent der Stimmen ausgezählt. Der Sieg der demokratischen 
Kandidatin bei den Kongresswahlen gilt als sicher. Damit kommt die Partei von Präsident 
Biden jetzt auf mindestens 50 der 100 Sitze. In Patt-Situationen darf die Präsidentin des 
Senats, die demokratische Vizepräsidentin Harris, mitabstimmen. Über einen der 
Senatssitze ist noch nicht entschieden: Im Bundesstaat Georgia findet am 6. Dezember eine 
Stichwahl statt. RBB.de 
ǒ Google muss fast 400 Millionen US-Dollar zahlen. US-Ermittlungen zeigen, dass 
Ortungsdaten auch dann erfasst wurden, wenn die User dies eigentlich abgelehnt hatten. 
ǒ Max Franz bricht sich bei schwerem Sturz beide Beine. Er kann in diesem Winter keine 
Rennen mehr bestreiten. Der 33-jährige Speed-Fahrer aus Österreich hat sich im Training 
in Copper Mountain (USA) schwer verletzt. SRF.ch 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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02) Was in der Schweiz und anderswo berichtet wurde ï 13.11.2022 

 Bahamas ï Der Konzern von Sam Bankman-Fried (30) beantragte am 11.11. 
Gläubigerschutz. Er gab zudem seinen Rücktritt bekannt. Am Vorabend hatte bereits die 
Wertpapieraufsicht bekanntgegeben, bestimmte Vermögenswerte von FTX eingefroren zu 
haben. Die Schieflage der großen Handelsplattform für Digitalwährungen hält den 
Kryptomarkt seit Tagen in Atem. Viele Kunden fürchten um ihr Geld. Das Krypto-Imperium 
von Bankman-Fried ist innerhalb von nur einer Woche kollabiert. SRF.ch 

Belgien und Griechenland ï Streiks am 9.11. gegen die Teuerung. Flüge abgesagt. 
ORF.at 

Eurasien ï Das primäre Ziel US-amerikanischer Aussenpolitik sei es, einen Keil in die 
Beziehungen zwischen Deutschland und Russland zu treiben, um somit die eigene globale 
Vormachtstellung zu festigen. Dies sagte einst George Friedman (73), Gründer und Leiter 
der einflussreichen US-amerikanischen Denkfabrik Stratfor. Gegenwärtig könnte man zur 
Auffassung kommen, dass im Zuge des Ukraine-Krieges genau diese Strategie zur 
Anwendung kommt. ĂEs war schon immer im Interesse der USA, ein eurasisches Bündnis 
zu verhindernñ, sagt der ehemalige SPD-Politiker Andreas von Bülow (85) im Interview. 
Hintergrund sei die Urangst der sogenannten ĂSeemªchteñ Großbritannien und USA, durch 
ein Zusammenrücken der Kontinentalmächte China, Russland und Europa und die 
Schaffung effektiver Transportmöglichkeiten auf dem Land ihren Einfluss zu verlieren und 
an den Rand der Entwicklung gedrªngt zu werden: ĂDie Amerikaner haben Angst, dass auf 
dem riesengroßen Kontinent zwischen dem Atlantik und dem Pazifik, Eurasien genannt, 
eine neue Machtstruktur entsteht mit Russland, China, aber auch Deutschland und den 
ganzen westeuropªischen Lªndern.ñ Schon die Entspannung nach 1989 war, erinnert sich 
von Bülow an seine aktive politische Zeit, eine Gefahr für die US-Vorherrschaft in Europa. 
Er plaudert aus dem ĂNªhkªstchenñ der Gesprªche ¿ber die deutsche Wiedervereinigung, 
die von der sowjetischen Seite schon Anfang der Achtziger angestossen wurden und an 
denen er teilweise selbst beteiligt war: ĂDie sowjetische Bedingung für die 
Wiedervereinigung war, dass die NATO die Situation nicht ausnutzen darf, um ihre 
Militärstrukturen an die russischen Staatsgrenzen zu verschieben. Diese 
Selbstverpflichtung der NATO-Staaten hat der amerikanische Außenminister abgegeben, 
die hat Mitterand abgegeben, die hat Margaret Thatcher abgegeben. Alle haben gesagt, wir 
werden das nicht ausnutzen, wir werden die Militärstruktur der NATO nicht ostwärts 
erweitern. Und das ist von den Nachfolgern wie eine Zechprellung nicht gehalten worden.ñ 
Er erklärt auch, was aus russischer Sicht die Gefahr ist und warum es nun zum heißen Krieg 
in der Ukraine gekommen ist: ĂDie Gefahr aus russischer Perspektive besteht darin, dass 
man wenige Raketenflugminuten von Moskau entfernt amerikanische Raketen stationiert 
bekommt. Und damit die Möglichkeit eröffnet wird, einen Enthauptungsschlag 
durchzuf¿hren, der in der amerikanischen Diskussion immer wieder eine Rolle gespielt hat.ñ 
(Andreas von Bülow, Autor, 1976ï1980 Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesverteidigungsminister, im Kabinett Helmut Schmidt bis 1982 Bundesminister für 
Forschung und Technologie) RT.ru 

[Anmerkung der Red. von AWR: ziemlich unverfroren! Möchten  Sie  im heutigen Russland  
leben  oder  doch  -  bei allen Schwächen - in  einer  westlichen  Demokratie  wie der USA?] 

Frankreich ï Nach Kampfjet-Entscheid. Tauwetter zwischen Frankreich und der Schweiz. 
Am Rande des Pariser Friedensforums kam es erstmals wieder zu einem direkten Gespräch 
auf höchster Ebene. SRF.ch 

 



Seite E 38 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 828 vom 17.11.2022 

Indonesien ï Joe Biden und Xi Jinping treffen sich am 14.11. Es wird das erste bilaterale 
Treffen seit Bidens Amtsantritt zusammen sein. Das Treffen findet am Rande des G20-
Gipfels statt, wie das Weiße Haus mitteilt. SRF.ch 

Israel ï «Möge dieser Stoßzahn die Läuse in Haar und Bart ausrotten» ï so lautet die 
Inschrift auf einem Kamm aus Elfenbein, der rund 3700 Jahre alt ist. Gefunden wurde er 
2017 in Israel. Doch erst letztes Jahr wurde die Inschrift entziffert. Der Fund gilt als 
Sensation, weil es sich um den ersten entschlüsselten Satz der kanaanitischen Schrift 
handelt, aus der frühen Entwicklungsphase des Alphabets. Aus diesem Uralphabet 
entwickelte sich unser Alphabet. SRF.ch 

Italien ï Italien sperrt Häfen für Humanschiffe. Erstes Schiff legt in Toulon (FR) an. Paris 
und Brüssel fordern Italien auf das Internationale Seerecht zu respektieren. SRF.ch 
ǒ Sensationeller Fund in der Toskana: 24 Bronzestatuen nach 2ô300 Jahren aus Therme 
geborgen. Sie sind dank dem heißen Wasser und dem Schlamm gut erhalten: Es ist die 
wichtigste Entdeckung seit 50 Jahren. Der Fund stammt aus der Übergangszeit vom 
Etrusker- zum Römerreich, auch mit zweisprachigen Texten. Die etruskische Sprache der 
paleoeuropäischen, tyrsenischen Sprachfamilie ist eine ausgestorbene Sprache. Sie wurde 
vom 9. Jh. v. Chr. bis zum 1. Jh. n. Chr. in der damaligen Provinz Etrurien von den Etruskern 
gesprochen. Die Texte können bis heute nur in Bruchstücken übersetzt werden. Die 
etruskische Schrift wurde seit dem 7. Jh. v. Chr. bis zur Assimilation durch die Römer im 1. 
Jh. v. Chr. geschrieben. Die Schrift wurde mit spiegelverkehrten Buchstaben von rechts 
nach links geschrieben. RAI.it 

Kambodscha ï Der russische Außenminister Sergej Lawrow wird am 11./12.11. am 17. 
Ostasiengipfel in Kambodscha teilnehmen. Der russische Spitzendiplomat führt die 
russische Delegation zum Gipfel. Am Rande wird der russische Aussenminister auch 
mehrere bilaterale Treffen abhalten. Von Kambodscha aus wird er als Leiter der russischen 
Delegation zum G20-Gipfel nach Bali reisen. Im Rahmen des Ostasien-Gipfels beabsichtigt 
die russische Seite, die Herausforderungen, denen sich die asiatisch-pazifische Region 
gegenübersieht, ausführlich zu erörtern. Laut Moskau sind die wichtigsten unter ihnen die 
Versuche der USA und ihrer Verbündeten, das Gleichgewicht der Beziehungen in der 
Region zu stºren, und ihr Bestreben, Ăeinen konfrontativen Angriff auf Asien mit engstirnigen 
Block-Instrumente der Herrschaft.ñ ĂGefªhrliche Trendsñ sieht Russland auch darin, dass 
militärische Strukturen der NATO in die Region gebracht werden und diese Infrastruktur mit 
dem militärischen Potenzial von Washingtons Verbündeten einschließlich der AUKUS-
Allianz (Australien, Großbritannien und USA) verschmilzt. Lawrow betonte wiederholt, dass 
das Südchinesische Meer zur neuen Verteidigungslinie der NATO werden soll. VESTI.ru 

Niederlande ï Petrus Antonius Laurentius Kartner, geboren am 11. April 1935 in Elst, 
verstarb am 8. November 2022 in Breda. Er war ein Sänger, Komponist, Texter und 
Produzent. Er schuf die Bühnenfigur des Vader Abraham und wurde schließlich auch in 
Deutschland durch sein Lied der Schlümpfe von 1977 unter diesem Namen bekannt. Zu 
seinen erfolgreichsten Hits gehºrt ĂIn ôt kleine caf® aan de havenñ (ĂIn einem kleinen Caf® 
am Hafenñ). NPO.nl 

Österreich ï Wiens Bürgermeister fordert schnellere Einbürgerung für Zuwanderer in Wien, 
um die Einwanderung zu forcieren. Im restlichen Land möchte man nur noch Einwanderung 
aus der Ukraine, aber keine Männer mehr aus fremden Kulturkreisen. 
ǒ K¿nstler der Salzburger Festspiele fordern 10 Millionen Schadenersatz wegen Corona-
Ausfällen. 
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ǒ Der Entminungsdienst des Bundesheeres hat auf dem Truppen¿bungsplatz Allentsteig 
(N¥) ¿ber 12ô000 Kilogramm alte Munition vernichtet. Ziel der Sprengungen war es, 
Kriegsrelikte unschädlich zu machen. ORF.at 

Ostsee  ï Der Ostsee geht es schlecht. Die toten Zonen am Meeresboden werden größer 
und größer, die Fische weniger und kleiner. Fachleute befürchten, die Ostsee könnte 
«kippen» und zu einem weitgehend toten Gewässer werden. Schon heute akut bedroht ist 
der Dorsch, der wichtigste Fisch für die Fischer. Als Notfallmaßnahme hat die Europäische 
Union 2019 ein Fangverbot für den Dorsch verhängt und es seither immer wieder erneuert. 
Doch die Bestände erholen sich nicht. Zu groß ist die Umweltbelastung durch die vielen 
Stoffe, welche die Flüsse in die Ostsee schwemmen; zu groß ist die Erwärmung des Meeres 
durch den Klimawandel. In Polen leben mehr Menschen im Einzugsgebiet der Ostsee als 
irgendwo sonst. Die Reportage von dort geht den Ursachen für das wahrscheinliche Ende 
des Dorsches nach. Sie zeigt, was es heißt für die Menschen, die von diesem Fisch lebten. 
Und sie fragt, wie es mit der Ostsee als Lebensraum weitergeht. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg wurden in der Ostsee große Mengen Munition, darunter auch Giftgasmunition, 
entsorgt. Vor allem von phosphorhaltiger Munition geht nach wie vor eine große Gefahr aus. 
Bernsteinfarbene Phosphorklumpen entzünden sich nach dem Trocknen schon bei 34 °C, 
brennen dann mit einer Temperatur von 1300 °C und sind nur noch schwer zu löschen. Es 
gibt Berichte über die Verklappung von chemischen Kampfstoffen und radioaktiven Abfällen 
der sowjetischen Marine vor Gotland in den Jahren 1989 ï 1992. Diese stammten von der 
Marinebasis Karosta in Lettland. Laut Untersuchungen aus Deutschland lagen 2020 noch 
etwa 300ô000 t Kampfmittel und etwa 40ô000 t chemische Waffen des Dritten Reichs in der 
Ostsee. Zudem sollen sich noch bis zu 50ô000 Seeminen beider Weltkriege in der Ostsee 
befinden. «International» SRF.ch 

Russland ï Insgesamt belief sich die Zahl der russischen Auslandsreisenden von Juli bis 
September auf 9,7 Millionen, was fast doppelt so viel ist wie im zweiten Quartal des Jahres 
(damals lag die Zahl der Reisenden bei fünf Millionen) und 1,2 Millionen mehr als im 
Zeitraum von Juli bis September letzten Jahres. Auf fünf Länder entfielen fast 70 % aller 
Reisen: Abchasien, Türkei, Kasachstan, Georgien und Finnland. Die Zahl der russischen 
Abflüge nach Armenien, Kasachstan, Kirgistan, Tadschikistan, in die Mongolei und nach 
Abchasien war von Juli bis September so hoch wie seit fünf Jahren nicht mehr. VESTI.ru 
ǒ Russland exportiert f¿r Europa bestimmtes ¥l und Gas jetzt nach Indien. SRF.ch 

Schweden ï Albert Einstein aus Ulm (1879ï1955) sollte den Nobelpreis für das Jahr 1921 
bekommen, der ihm allerdings erst am 9. November 1922 zugesprochen wurde. Das führte 
zu der kuriosen Situation, dass der Geehrte nicht im Lande war, als das Telegramm eintraf. 
Er hatte sich auf eine Weltreise begeben und dämmerte über die Ozeane in Richtung Japan, 
als sich die Nachricht aus Stockholm weltweit verbreitete. Im November 1919 wurde er mit 
einem Schlag weltberühmt. Durch die Vermessung einer Sonnenfinsternis konnten britische 
Astronomen zeigen, dass der in Deutschland tätige Physiker die Geometrie des Weltalls 
besser verstanden hatte als der Engländer Isaac Newton Jahrhunderte vor ihm. Große 
Zeitungen wie die «London Times» und die «New York Times» verkündeten in 
Riesenschlagzeilen: «Wissenschaftliche Revolution», «Neue Theorie vom Universum», 
«Einsteins Theorie triumphiert». Dabei hatte man dem aufsteigenden Weltstar den 
Nobelpreis noch nicht mal verliehen. Jetzt war in der Schwedischen Akademie Eile 
angesagt. Bloß fand sich so schnell niemand, der Einsteins umwerfendes Bild vom Kosmos 
hinreichend verstanden hätte ï was bis heute Mühe macht. Aus Verlegenheit ehrte man den 
Star der Physik mit der allgemeinen Floskel, dass er den Nobelpreis «für seine Verdienste 
um die theoretische Physik» erhalten solle. Diese Worte ergänzte das Komitee durch einen 
Hinweis auf den photoelektrischen Effekt, den Einstein 1905 genutzt hatte, um zu zeigen, 
dass sich Licht nicht nur wie eine Welle, sondern auch wie ein Strom aus Teilchen  
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ausbreiten würde. Als ihm diese Idee kam, meinte Einstein selbst, sie sei wahrlich 
revolutionär. Womit er sagen wollte, dass sie nicht so ohne Weiteres zu verstehen sei. Was 
die Mitglieder der Schwedischen Akademie bestätigen konnten. Ihnen kam es vor allem 
darauf an, den berühmter werdenden Wissenschaftler nach Stockholm einzuladen. Einstein 
nahm diese Ehrung einerseits gelassen zur Kenntnis ï er hatte schon länger mit dem 
Nobelpreis gerechnet, wusste er doch, was er als theoretischer Physiker erreicht hatte ï, er 
war andererseits aber auch beruhigt, endlich von der Schwedischen Akademie bedacht zu 
werden, war der Nobelpreis doch mit einem ansehnlichen Geldbetrag verbunden. Zwar 
wollte Einstein mit den ¿ber 100ô000 Schwedischen Kronen selbst nichts anfangen, aber er 
plante, sich von seiner Frau Mileva scheiden zu lassen. Um ihre Zustimmung zu erreichen, 
hatte er ihr lange vor der Entscheidung des Komitees die mit dem Preis verbundene Summe 
zugesagt. Während Einstein in Berlin lebte, wohnte seine Familie weiter in der Schweiz. Als 
man sich 1922 in Stockholm versammelte, wollte der Schweizer Botschafter den Preis 
abholen. Schließlich war Einstein Bürger seines Landes. Doch plötzlich entdeckten die 
Deutschen die Bedeutung des Mannes. Sie holten den verlorenen Sohn heim ins Reich und 
schoben den Schweizer Diplomaten zur Seite. Einstein wird wahlweise als Deutscher, 
Schweizer oder US-Amerikaner bezeichnet. Durch Geburt besaß er wie seine Eltern die 
württembergische Staatsbürgerschaft. Von 1896 bis 1901 war er staatenlos, weil er in 
Deutschland keinen Militärdienst leisten wollte. Ab 1901 war er bis zu seinem Tode 
Staatsbürger der Schweiz, 1911/1912 war er in Österreich-Ungarn auch Bürger Österreichs. 
«Tageschronik» SRF.ch 

Schweiz ï Die Neutralitätsinitiative, die der Schweiz Verteidigungsbündnisse und die 
Teilnahme an Sanktionen weitgehend untersagen will, ist am Start. Die Initianten haben 
bis zum 8. Mai 2024 Zeit, die nºtigen 100ô000 Unterschriften zu sammeln. Die Neutralität 
soll in der Bundesverfassung verankert werden. Im Artikel 54 soll festgehalten werden, dass 
die Schweiz keinem Militär- oder Verteidigungsbündnis beitreten darf, es sei denn, die 
Schweiz würde direkt militärisch angegriffen. Trainings mit ausländischen Partnern blieben 
laut Komitee aber zulässig, und friedensfördernde Einsätze der Armee könnte das 
Parlament weiterhin bewilligen. Untersagt würden der Schweiz «nichtmilitärische 
Zwangsmassnahmen» gegen Krieg führende Staaten. Damit gemeint sind etwa Sanktionen, 
wie sie die Schweiz aktuell gegen Russland mitträgt. Lanciert wurde die Initiative von Pro 
Schweiz. Der Verein besteht aus Mitgliedern der ehemaligen AUNS (Aktion für eine 
unabhängige und neutrale Schweiz), der Organisation «Nein zum schleichenden EU-
Beitritt» und der Unternehmer-Vereinigung gegen den EU-Beitritt. Vize-Präsident des 
Vereins ist Walter Wobmann. Der SVP-Nationalrat hat bereits die Verhüllungs- und 
Minerettinitiative zum Erfolg geführt. Alt Bundesrat Christoph Blocher, Treiber der 
Neutralitätsinitiative von 2013, ist nicht im Komitee dabei. Er hatte sich in den vergangenen 
Monaten für die Neutralitätsinitiative starkgemacht. Bereits 2013 wollte die damalige AUNS 
die Neutralität in die Verfassung schreiben lassen. Die AUNS ist dabei aber bereits bei der 
Unterschriftensammlung gescheitert. Außerdem plant auch die aus der Coronapandemie 
hervorgegangene Gruppierung «Massvoll» aktuell eine Initiative. Mit ihrer 
«Souveränitätsinitiative» will die Gruppierung, dass die Schweiz keine völkerrechtlichen 
Verpflichtungen eingeht, die in die Schweizer Grundrechte der Bürger eingreifen. Wieso 
wird die Initiative genau jetzt lanciert? Bundespräsident Ignazio Cassis sprach im 
Zusammenhang mit den EU-Sanktionen gegen Russland von «kooperativer Neutralität». 
Die Initianten sehen darin eine Erosion des Neutralitätsbegriffes. «Nun sprechen wir nicht 
mal mehr von der differenziellen Neutralität, sondern von einer kooperativen», sagt 
Historiker Rene Roca an der Pressekonferenz. Damit sei die Schweiz weiter gegangen, als 
in anderen Konflikten. Was sagt der Bundesrat? Die Rechte und Pflichten eines neutralen 
Staates regelt das Neutralitätsrecht gemäss den Haager Abkommen von 1907, wie das 
Eidgenössische Departement für auswärtige Angelegenheiten schreibt. Der Bundesrat hält 
es nicht für zweckmäßig, eine weitergehende Verankerung des Kerninhalts der Neutralität  
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in die Verfassung und auch in Gesetze zu schreiben. Dies würde den sicherheits- und 
außenpolitischen Spielraum der Schweiz einschränken. Gegen die Initiative stellen sich 
FDP, die Grünliberalen, die Mitte und Linke. 
ǒ Z¿rich unterst¿tzt ukrainische Kunstschaffende, die gefl¿chtet sind. Unter ihnen auch die 
Schauspielerin Viktoria Mytsyk (27) aus Kiew. 400ô000 Franken f¿r zehn Kultur-Projekte: 21 
Organisationen haben sich um einen städtischen Förderbeitrag beworben: vom Orchester 
über filmische Projekte bis hin zum Theater. Die zehn ausgewählten Projekte erhalten 
Betrªge zwischen 10ô000 und 70ô000 Franken. Eines davon wird im Theater Purpur im 
Zürcher Quartier Enge umgesetzt. 
ǒ Die Schweizer Armee vermisst seit einer Kontrolle in der Kaserne Aarau im Jahr 2016 
mehrere Kilogramm Sprengmittel, unter anderem Granaten 
ǒ Kraxeln in der Stadt statt in den Bergen: In Bern können Kletterbegeisterte schon bald das 
45-m-Felsenauviadukt besteigen. 
ǒ Cyberangriffe in der Schweiz haben sich innerhalb eines Jahres verdoppelt. Unternehmen 
müssen sich besser schützen. 
ǒ Die Reise von Bundesprªsident Ignazio Cassis nach Kiew wurde wegen eines 
Informationslecks in den Medien bekannt. Das habe die Sicherheit der Schweizer 
Delegation in der Ukraine gefährdet. 
ǒ Eine Studie der Uni Basel zeigt, dass ein mRNA-Booster häufiger als erwartet 
Zellschädigungen am Herzmuskel auslösen kann. SRF.ch 
 
Türkei ï Nachdem Russland Ende letzter Woche seine Beteiligung an dem 
Getreideabkommen von Istanbul aufgekündigt hatte, übte der Westen plötzlich auf globaler 
Ebene einen ungeheuren diplomatischen Druck auf Moskau aus, damit es dem Abkommen 
wieder beitritt. Der Druck kam von denselben Politikern und Medien, die zuvor die Ursache 
für diesen russischen Schritt bejubelt hatten, nämlich den kombinierten ukrainischen Angriff 
mit Luft- und Wasserdrohnen auf die russische Schwarzmeerflotte im Hafen von 
Sewastopol, unter Bruch des Getreideabkommens von Istanbul. Die logischen 
Folgewirkungen wurden vom Westen dann aber wieder für anti-russische Propaganda 
benutzt, wobei man dem Kreml vorwarf, er wolle mit einer Hungersnot in Afrika und anderen 
Entwicklungsländern die Weltgemeinschaft erpressen, sich im Ukraine-Konflikt hinter 
Russland zu stellen. Durch Russlands Rückkehr in das Getreideabkommen sieht es nun so 
aus, als habe Moskau sich dem westlichen Druck gebeugt. Deshalb tun die Westmedien 
auch nichts, um die Öffentlichkeit über die Hintergründe aufzuklären. Das soll hier 
nachgeholt werden. Aus Sicht Moskaus missbrauchte die Ukraine den Getreidedeal 
eindeutig für den Angriff gegen die russischen Kriegsschiffe und erhielt dabei aktive 
Unterstützung durch die Briten. Dafür will Russland laut offizieller Ankündigung in den 
nächsten Tagen Beweise vorlegen. Dazu gehören angeblich auch die 
Navigationsinstrumente, die aus den abgeschossenen bzw. im Wasser abgefangenen 
ukrainischen Drohnen geborgen wurden, von denen der grösste Teil nicht zur Explosion 
gekommen ist. SP.ru 
ǒ Streit um Kurden-Organisation. Erdoĵan verzºgert Beitritt Schwedens und Finnlands 
weiter. Schwedens neuer Premier hat Erdogan besucht. Dieser will mehr Zugeständnisse, 
bevor er der Nato-Erweiterung zustimmt. SRF.ch 
 
Ukraine ï  Die Ukraine baut eine Betonwand und Sperranlagen entlang der mehr als 
1ô000 km langen Grenze zu Belarus. ORF.at 
ǒ Nach dem Beginn der russischen Militªroperation hat die Ukraine die Grenz¿bergªnge zu 
Russland und Weißrussland vorübergehend geschlossen. Am 1. Juli wurde eine 
Visumspflicht für ausreisende russische Staatsbürger eingeführt. Russen dürfen nur mit 
einem Visum in die Ukraine einreisen, sich dort aufhalten, ausreisen oder durch die Ukraine 
reisen. Es kann in den Visazentren von VFS Global in acht russischen Städten, nämlich 
Moskau, Sankt Petersburg, Jekaterinburg, Kaliningrad, Kasan, Nowosibirsk, Rostow am  
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Don und Samara, oder in Drittländern beantragt werden. Im Juli meldete die Ukraine die 
ersten zehn Visumanträge von Russen. VESTI.ru 
ǒ Die russischen Truppen ¿berquerten am 10.11. die letzte Dnjeprbr¿cke (Antinovkabr¿cke) 
und befestigen das Ostufer. Soldaten desertieren in die Ukraine. Beschießung von Cherson, 
das vorher vollständig vermint wurde und auch des Kachowka-Staudammes.. Ukrainer 
hissen blaugelbe Fahne am Hauptplatz und feiern den Sieg. Man plant bereits Blitzkrieg, 
um Krim und Dombas zurückzuerobern. USA loben die amerikanischen Ausbilder, die die 
ukrainische Armee auf Topniveau brachten und die Tatsache, dass sie auf die modernsten 
KI Waffensysteme zurückgreifen können. Russen sprechen von jahreszeitlichbedingter 
Neuaufstellung. Experten begründen ihre Ratlosigkeit mit dem Wetter. Viele Straßen in der 
Ukraine sind nicht befestigt. Raupenfahrzeuge haben es hier leichter. Diese fehlen aber in 
der Ukraine. Je nach Witterung werde der Fortgang des Kriegs ausfallen. Russen beginnen 
die Krim zu befestigen. SRF.ch u.a. 
ǒ Der Abzug der Russen aus Cherson ªndert den Status der Region nicht, betonte Moskau 
am 11.11., da sie letzten Monat nach einem öffentlichen Referendum offiziell in Russland 
eingegliedert wurde. RT.ru 
ǒ Die provisorische Hauptstadt von Neu-Cherson wurde in der Hafenstadt Genichesk 
(25ô000 Ew.) am Asowschen Meer errichtet, wo wichtige Regierungsbehörden ihren Sitz 
haben. Es ist 180 km OSO von der Stadt Cherson. Am 27. Februar wurde die Stadt unter 
die Kontrolle der russischen Streitkräfte gebracht. Am 9.11. befahl der russische 
Verteidigungsminister Sergej Schoigu, dass russische Truppen vom rechten Ufer des 
Dnjepr zurück an das linke Ufer gezogen werden, basierend auf einem Vorschlag von 
Armeegeneral Sergej Surovikin, dem Chef der russischen Militäroperation in der Ukraine. 
Surovikin wies darauf hin, dass russische Truppen ukrainische Angriffe erfolgreich vereitelt 
hätten und einer der Gründe für den Rückzug das Risiko sei, dass russische Streitkräfte 
isoliert würden, wenn Gebiete stromabwärts des Wasserkraftwerks Kakhovka überflutet 
würden. Laut Surovikin wurden alle Zivilisten, die das Gebiet verlassen wollten ï über 
115ô000 Menschen ï vom rechten Ufer umgesiedelt. VESTI.ru 

Vereinten Nationen ï Die UNO ruft weltweit auf, für Düngemittel aus Russland den Weg 
frei zu machen. Zu wenig Düngemittel am Markt dürften nicht zu einer weltweiten 
Nahrungsmittelknappheit führen.  

USA ï Bereits seit neun Jahren veröffentlicht die in Washington ansªssige ĂHeritage 
Foundationñ, eine konservative US-Denkfabrik, ihren jªhrlichen ĂIndex der militªrischen 
Stªrke der USAñ, der auf einer Reihe einheitlicher Kriterien basiert, um die 
Leistungsfähigkeit des US-Militärs zu bewerten. Der jüngste Bericht bezieht sich auf das 
Jahr 2023. Während die militärische Stärke der USA in den Bereichen Heer, Marine, 
Luftwaffe, Marineinfanterie und Weltraumstreitkräfte von der Denkfabrik in den letzten 
Jahren noch als Ăstarkñ eingestuft wurde, kamen die Autoren der rund 600 Seiten langen 
Publikation in diesem Jahr jedoch zu dem Schluss, dass die Fähigkeiten des gesamten US-
Militärs zur Kriegsführung erstmals ungewöhnlich mangelhaft sind. Militärisch haben die 
USA stark abgebaut. Heute entscheidet aber die Technik und die Künstliche Intelligenz. So 
verfügen die USA über eine Wunderwaffe, den Wunderchip. Er ist der kleinste, schnellste 
und intelligenteste weltweit und man müsse ihn gut gegen Diebstahl und Spionage 
schützen. Derzeit braucht es noch eine Firma in den Niederlanden und Japan zur 
Herstellung. Waffensysteme, die auf dem Chip basieren, stehen auch den Verbündeten zur 
Verfügung. So ist klar, dass die Ukraine schon gewonnen hat, es fragt sich nur, wie lange 
Russland durchhalten kann. Präsident Selenski ist jederzeit zu Friedensverhandlungen 
bereit, Russland müsste sich aber aus allen besetzten Gebieten zurückziehen, auch aus 
der Krim, und die Reparationen zahlen. Es gäbe reiche Leute in Russland, die dies können. 
Der zweitintelligenteste Chip wurde in Taiwan entwickelt und der dritte in Südkorea. So 
bleiben die USA trotz Mängeln in der traditionellen Kriegführung weiter unbesiegbar. So  
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werden insbesondere die europªischen und pazifischen Schauplªtze weiterhin als Ăg¿nstigñ 
für die Erreichung militärischer Ziele der USA eingestuft. SRF.ch 
ǒ Patt bei den Zwischenwahlen.Trump bekommt die Schuld. Nevada und Georgien ï 
Stichwahl in 3 Wochen ï sind noch offen. 
ǒ Florida Gouverneur Ron de Santis (44) wird als neuer republikan. 
Präsidentschaftskandidat gehandelt. 
ǒ US Charmoffensive in Indien. Biden erlaubt Indien bis auf weiteres russisches ¥l und Gas 
zu importieren. Charmoffensive auch in Kambodschaé 
ǒ Massenentlassungen bei Twitter und Meta. SRF.ch 

Welt ï Am 15. November kommt das Baby zur Welt, das die Weltbevölkerung auf 8 
Milliarden erhöht. Seit 1950 wuchs die Weltbevölkerung um 5.48 Milliarden (+219%). die 
Schweiz um 4.05 Millionen (+86%). 1960 lebten ca. 3 Milliarden auf der Welt, 5,33 Mio in 
der Schweiz. 1970 3,7 Mrd / 6.18 Mio; 1980 4,44 Mrd / 6.32; 1990 5.32 Mrd / 6.71 Mio; 2000 
6.15 Mrd / 7.18 Mio; 2010 6.99 Mrd. / 7.82 Mio; 2020 7.84 Mrd. / 8.64 Mio. SRF.ch 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

  
03) Was in der Schweiz und anderswo berichtet wurde ï 06.11.2022 

Brasilien ï Im Regierungssitz in Brasilien ist es am 3.11. zu einem Treffen zwischen Noch-
Präsident Jair Bolsonaro und dem künftigen Vize-Präsidenten Geraldo Alckim gekommen. 
Das Treffen für die Machtübergabe verlief laut Alckim «positiv». Bislang schwieg Bolsonaro 
zu seiner Wahlniederlage. «Er bekräftigte die Bereitschaft, mit uns zusammenzuarbeiten, 
um einen vom öffentlichen Interesse geleiteten Übergang zu ermöglichen», so Geraldo 
Alckim über Bolsonaro. Der künftige Vize-Präsident organisiert den Regierungswechsel für 
den gewählten Präsidenten Luiz Inàcio Lula da Silva. Am Sonntag hatte Jair Bolsonaro die 
Stichwahl gegen seinen Herausforderer Lula knapp verloren. Bislang hat er seine 
Wahlniederlage noch nicht öffentlich eingeräumt und vor der Wahl immer wieder Zweifel am 
Wahlsystem geäußert. Sein Kabinettschef Ciro Nogueira sagte allerdings, dass Bolsonaro 
ihn ermächtigt habe, den Prozess des Regierungswechsels einzuleiten. Die Machtübergabe 
in Brasilien ist ohnehin gesetzlich geregelt und braucht keine Zustimmung des abgewählten 
Präsidenten. Am 1. 1.2023 wird Lula sein Amt als brasilianischer Präsidenten antreten. Im 
Parlament ist die Bolsonaropartei stärker. SRF.ch 

China ï Der deutsche Kanzler Olaf Scholz reist zu einem Kurzbesuch nach Peking. Dort 
wird er den chinesischen Staats- und Parteichef Xi Jinping treffen ï als erster westlicher 
Regierungschef seit Xis Wiederwahl. Für ganze elf Stunden weilen Scholz und eine 
deutsche Wirtschaftsdelegation am 4.11. in der chinesischen Hauptstadt. Kurz vor seiner 
Abreise kündigte der SPD-Politiker in der «Frankfurter Allgemeinen Zeitung» einen 
Kurswechsel gegenüber China an. «Das China von heute ist nicht mehr dasselbe wie noch 
vor 5ï10 Jahren», schrieb Scholz. «Es ist klar: Wenn sich China verändert, muss sich auch 
unser Umgang mit China verändern.» Zwar sprach sich der Kanzler in dem Zeitungsbeitrag 
gegen eine wirtschaftliche Entkopplung von China aus. Einseitige Abhängigkeiten müssten 
aber abgebaut werden. Scholz kündigte auch an, bei seinen Gesprächen mit der 
chinesischen Führung «schwierige Themen» wie die Achtung der Menschenrechte nicht 
ausklammern zu wollen. Er wird als Bittsteller gesehen. SRF.ch 

Dänemark ï Nach Jahrzehnten der Polarisierung zwischen den Blöcken befürworten die 
Dänen eine breite Regierung in der politischen Mitte. Ein Steilpass für Regierungschefin 
Mette Frederiksen und ihren Vorgänger Lars Løkke Rasmussen. Die Wahlnacht in der 

https://unser-mitteleuropa.com/
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Kopenhagener Christiansborg war noch länger und spannender als gewöhnlich. Erst die 
ganz zuletzt ausgezählten Stimmen in Kopenhagen und dem fernen Grönland gaben den 
Ausschlag für das 90. Mandat im dänischen Parlament, das dem einen politischen Lager 
die Mehrheit verschafft. Und wie schon bei den letzten Wahlen 2019 waren es die rot-grünen 
Parteien, die dazu beitrugen, dass die Sozialdemokraten eine Minderheitenregierung bilden 
konnten. SRF.ch 

Frankreich ï Auf verbrannter Erde soll ein neuer Wald wachsen. Im Sommer kämpfte der 
Südwesten Frankreichs gegen verheerende Waldbrände. Am stärksten betroffen war die 
Gironde. SRF.ch 

Israel ï Der ehemaliger Ministerpräsident Benjamin Netanjahu (73) ist wieder da, wo er 
immer sein wollte: im Zentrum der Macht. Seine Likud-Partei holt laut Hochrechnungen ï 
zusammen mit dem rechts-konservativen Block ï eine Mehrheit im israelischen Parlament, 
der Knesset. Damit steht Netanjahu nichts mehr im Weg, um wieder Premierminister zu 
werden ï trotz laufendem Gerichtsverfahren gegen ihn wegen Korruption und 
Bestechlichkeit. Dass dem 73-jährigen Netanjahu das politische Comeback gelingt, 
verdankt er insbesondere einem Mann: dem Rechts-Politiker Itamar Ben-Gvir (46). Ben-Gvir 
kann man ungestraft einen Rassisten nennen. 2007 wurde er wegen Anstiftung zu 
Rassismus verurteilt, weil er gegen Araber gehetzt hatte. Seine öffentliche Rhetorik hat sich 
seither zwar etwas gewandelt. Aber noch immer macht Ben-Gvir mit anti-arabischen 
Bemerkungen auf sich aufmerksam. Er spricht sich für die Annexion des palästinensischen 
Westjordanlands aus und will israelische Araber ermuntern, aus Israel auszuwandern. 
Seine Anhänger skandieren gerne mal «Tod den Arabern!». Bis vor kurzem waren Itamar 
Ben-Gvir und seine Partei «Otzma Yehudit» («Jüdische Stärke») eine Randerscheinung in 
der israelischen Politik. Eine Bewegung, die als zu extrem galt ï selbst für rechte Politiker. 
Dann kam Netanjahu: Er hat mit Ben-Gvir und anderen rechten Parteien 
zusammengespannt ï und so Ben-Gvir und sein Gedankengut salonfähig gemacht. Mit dem 
Resultat, dass Ben-Gvir und sein Parteibündnis bei den Wahlen nun drittstärkste Kraft im 
neuen Parlament werden. Und so Netanjahus rechts-konservativem Block eine Mehrheit 
sichern kann. Der Ausgang der Wahlen bedeutet das Ende der bisherigen Regierung von 
Mitte-Politiker Yair Lapid. Er hatte zusammen mit einem Acht-Parteien-Bündnis regiert ï 
erstmals war in seiner Koalition auch eine arabische Partei vertreten. Der Erfolg des anti-
arabischen Politikers Ben-Gvir ist deshalb auch als Zeichen gegen die Beteiligung der 
Araber an einer israelischen Regierung zu verstehen. Die arabischen Israeli machen rund 
20 Prozent der Bevölkerung Israels aus. Der Ausgang der Wahlen, dass Netanjahu wieder 
an die Macht zurückkehrt, könnte den Zyklus der ewigen Neuwahlen durchbrechen. Das 
Land bleibt aber auch nach diesen Wahlen gespalten: in ein Anti- und ein Pro-Netanjahu-
Lager. Eine neue Regierung Netanjahu, an der sich auch der anti-arabische Ben-Givr 
beteiligt, könnte für eine weitere Spaltung der Gesellschaft sorgen ï und auch für neue 
Unruhen. Nicht nur innerhalb Israels, sondern auch in den Palästinensergebieten. SRF.ch 

Katar ï Katar orchestrierte mit Hilfe von Ex-CIA-Agenten jahrelang eine großangelegte 
Spionageoperation gegen Fifa-Funktionäre. Die Schweiz war zentral. Höchste katarische 
Regierungskreise sind involviert. Die Ausmaße der Spionage sind erheblich. Alleine für eine 
Teiloperation waren mindestens 66 Agenten während neun Jahren vorgesehen. Das Budget 
dafür lag bei 387 Millionen Dollar. Auf fünf Kontinenten waren die Spione aktiv. Höchste 
katarische Regierungskreise waren in Spionage involviert ï unter anderem das heutige 
Staatsoberhaupt, der Emir. Die Dokumente zeigen: Der Wüstenstaat wollte, dass ihm 
innerhalb der Fifa keine Positionsänderung, keine neuen Freundschaften, keine potenziell 
gefährliche Allianz entgeht ï einfach nichts, was die WM-Austragung gefährden könnte. 
Dafür beauftragte Katar eine amerikanische Firma: Global Risk Advisors. Ein Unternehmen, 
maßgeblich bestehend aus Ex-Mitarbeitern amerikanischer Geheimdienste ï angeführt vom  
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früheren CIA-Spion Kevin Chalker. Das Ziel war totale Kontrolle. Oder «worldwide 
penetration», die «weltweite Durchdringung», wie es in einem Dokument der 
Spionageoperation heisst. SRF.ch 

Korea ï Seit Jahren provoziert Nordkorea mit Raketentests. Die Häufung und Reichweite 
der aktuellen Abschüsse hat Fachleuten zufolge eine neue Dimension erreicht. Die Sorge 
vor einem kurz bevorstehenden Atomtest wächst. Zuletzt landete eine Rakete fast in 
Südkorea. Dies würde Krieg bedeuten. Die USA versprechen Unterstützung. Flugzeuge, die 
in die gemeinsamen Militªr¿bungen mit den USA eingebunden sind, bleiben Ăin 
Bereitschaftñ. KBS.kr 

Niederlande ï China muss seine Polizeibüros mit sofortiger Wirkung schließen. Das 
ordnete Außenminister Wopke Hoekstra am 1.11. in Den Haag an. Er habe dies dem 
chinesischen Botschafter mitgeteilt, sagte der Minister nach einem Bericht der 
Nachrichtenagentur ANP. Die Polizeibüros nannte der Minister inakzeptabel. Die 
niederländischen Behörden hätten nie die Zustimmung erteilt. Das Ministerium werde nun 
untersuchen, was für Aktivitäten genau in den Büros, als Wohnungen getarnt, stattgefunden 
hätten. Medien hatten in der vergangenen Woche herausgefunden, dass China Polizeibüros 
in Rotterdam und Amsterdam errichtet hatte. Einerseits sollen sie Anlaufstellen für 
chinesische Bürger für gewöhnliche Probleme sein. Ein Beispiel ist Corona: Für viele 
Chinesen ist es derzeit sehr schwierig bis unmöglich, nach Hause zurückzukehren. Es gibt 
nur wenige Flüge und die sind sehr teuer. Andererseits gibt es den Vorwurf, dass die Stellen 
polizeiliche Arbeiten übernehmen. Das berichtet die Nichtregierungsorganisation 
«Safeguard Defenders» in einem Bericht von September. Gemäß dem Bericht geht es unter 
anderem um die Bekämpfung von Telekom- und Online-Betrug von Chinesen im Ausland. 
Das ist ein großes Thema in China, da der Betrug oft bandenmäßig betrieben wird. 
Chinesische Bürger, die wegen Korruption im Ausland gesucht werden, sollen von den 
chinesischen Stellen überzeugt werden, nach Hause zurückzukehren. SRF.ch 

Österreich ï Nach den Halloween-Ausschreitungen in Linz durch afghanische und syrische 
Jugendliche: Innenminister Gerhard Karner (ÖVP) lässt bereits Abschiebungen prüfen und 
will die Härte des Gesetzes voll ausschöpfen, wie er sagt: ĂDaher habe ich heute die 
zuständige Asylbehörde angewiesen, die Asyl-Aberkennung einzuleiten und auch, wenn 
möglich, bei schweren Delikten, auch die Außer-Landes-Bringung einzuleiten. Zunächst hat 
das die Justiz zu beurteilen, welche Delikte hier vorgefallen sind.ñ Auf den sozialen 
Plattformen sind erneute Straßenkrawalle für Silvester angekündigt ORF.at 

Russland ï Kadyrow (46) und Prigoschin (61) sind die derzeit lautesten Stimmen im Lager 
der Hardliner, die in den vergangenen Monaten eine härtere Gangart im Krieg gegen die 
Ukraine gefordert haben. Beide verfügen über eigene Truppen: Kadyrow als Herrscher über 
Tschetschenien über eine eigene Nationalgarde und Militärpolizei, Prigoschin über seine 
Wagner-Söldnertruppe, die auch schon in Syrien oder Afrika aktiv war und jetzt in der 
Ukraine kämpft, sagt Experte Fabian Burkhardt. In der Machtelite haben Kadyrow und 
Prigoschin einige Verbündete ï aber auch viele Feinde. Beide können vom Kreml sehr 
schnell zurückgepfiffen werden, sollte dies notwendig sein. SRF.ch Putin sei für einen 
sanften Krieg, da Russen und Ukrainer Brüder seien. SP.ru 

Schweiz ï Stellenweise 15 cm Neuschnee. Vor allem im Kanton Graubünden. Richtig weiss 
wurde es im Oberengadin und im Landwassertal. 
ǒ Graub¿nden und Glarus. Bedenkliches Testresultat: Alpbutter ranzig oder verunreinigt. 
Drei Viertel der Alpbutter-Proben fallen durch. Die Gründe: Keime, ranziges Fett oder nicht 
erfüllte Normen. 
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ǒ Im Kampf gegen den Fachkräftemangel suchen Schweizer Spitäler in Italien und Polen 
Mitarbeiter. 
ǒ Da in den Wintermonaten die inlªndische Stromproduktion den Verbrauch in der Schweiz 
nicht deckt, importiert die Schweiz in dieser Zeit zusätzlichen Strom aus dem Ausland. Das 
ist seit Jahren eine bewährte Praxis. Im Zuge der Energiekrise steht diese Strategie nun auf 
wackligen Füssen: Was, wenn die umliegenden Staaten selber zu wenig Strom haben? In 
diesem Fall würden auch die ausländischen Wind- und Solaranlagen im Besitz der 
Schweizer Stromfirmen nichts helfen, ist Urs Meister, Geschäftsführer der 
Elektrizitätskommission Elcom, überzeugt: «Im Grunde sind die Besitzverhältnisse dieser 
Anlagen für die Winterstromversorgung der Schweiz nicht relevant.» Die Elcom überwacht 
die Stromversorgung in der Schweiz. 
ǒ Wohnen wir bald in Pilzhªusern? Die interaktiven Ausstellungen im Stapferhaus Lenzburg 
sind national bekannt. Soeben hat die neue Ausstellung «Natur ï und wir?» eröffnet. Sie 
thematisiert unter anderem Pilze, und wie wir sie zukünftig auch als Baustoffe nutzen 
könnten. Künftig könnten nachhaltige Bauplatten aus Pilz zum Beispiel Backsteine oder 
Beton ersetzen. In einer Lagerhalle in Emmenbrücke werden Pilze gezüchtet, die dann 
wiederum mit Wasser, Holzspänen und pflanzlichen Abfällen zu robusten Platten gemacht 
werden. Austernseitlinge werden dafür verwendet, deren Zellfäden (Myzel) normalerweise 
in der Erde wachsen. In der besagten Lagerhalle breiten sich die Fäden in einer pflanzlichen 
Mischung aus. Die zwei Zentimeter dicken Platten sind robust und sehen ähnlich aus wie 
Sperrholzplatten. 
ǒ Laut, schrill und unbewilligt zogen Gegner der Corona-Maßnahmen im vergangenen 
Herbst Donnerstag für Donnerstag durch die Stadt Bern. Sie verschafften ihrem Ärger über 
das Pandemie-Management der Behörden Luft. Polizisten, Wasserwerfer und 
Verkehrsdienst kosteten den Staat Abend für Abend rund 200ô000 Franken. Demonstrieren 
sei legitim, aber nicht unbewilligt und auch nicht 20 Mal zum gleichen Thema, befand der 
Stadtberner Sicherheitsdirektor Reto Nause. Öffentlichkeitswirksam sinnierte der 
Gemeinderat, renitente und gewalttätige Teilnehmende der Demonstrationen an den Kosten 
für das Sicherheitsdispositiv zu beteiligen. Eine solche Kostenüberwälzung ist seit Juni 2020 
im Berner Polizeigesetz verankert. Recherchen von «Schweiz aktuell» zeigen, dass die 
Stadt Bern basierend auf rechtskräftigen Verurteilungen nun sechs 
Demonstrationsteilnehmenden Verfügungen zur Kostenüberwälzung zugestellt hat. Die 
Stadt Bern fordert je nach individueller Kostenverursachung eine Gebühr in der Höhe von 
bis 1000 Franken. «Diese Personen haben Gewalt angewendet und zum Teil auch 
Sicherheitsleute angegriffen», sagt der Stadtberner Sicherheitsdirektor Reto Nause. 
Möglich, dass noch weitere Teilnehmende demnächst Verfügungen erhalten. Laut Reto 
Nause sind weitere Verfahren hªngig.ǒ Die Teuerung in der Schweiz ist im Oktober 
gegenüber dem Vorjahresmonat weiter gesunken ï auf 3 Prozent. Im internationalen 
Vergleich ist die Inflation hierzulande sehr tief. So lag die Teuerung in der Eurozone im 
Oktober bei 10.7 Prozent und damit so hoch wie nie seit Einführung der 
Gemeinschaftswährung im Jahr 1999. In den USA betrug die Inflation im September etwas 
über 8 Prozent. Dort hatte die Teuerung allerdings im Juni mit 9.1 Prozent den höchsten 
Stand seit über 40 Jahren erreicht. In der Türkei beträgt die Inflation aktuell 85.5 %. 
ǒ Sie kleben sich an Autobahnen, Brücken und Bildern fest. Sie werfen Farbbeutel auf ein 
Gebäude des Bundes und stören die 1.-Augustrede der Umweltministerin. Die Aktivisten 
von Renovate Switzerland haben allein im Oktober zehnmal den Verkehr blockiert ï illegal. 
Ziviler Ungehorsam heissen diese Aktionen. Ein Mittel, zu dem zuvor bereits andere 
Umweltorganisationen gegriffen haben. So kennt man vor allem von Greenpeace solch 
spektakuläre, medienwirksame und auch das Gesetz ritzende Aktionen wie mit Booten 
gegen Walfangschiffe ankämpfen, AKW besteigen und Transparente ausrollen. Laut 
Mediensprecherin Yvonne Anliker sieht Greenpeace Schweiz Renovate Switzerland klar als 
Mitspielerin und keineswegs als Konkurrenz. «Denn je mehr Menschen wir sind, die 
verstärkten Klimaschutz fordern, desto eher können wir Politik und Wirtschaft aufrütteln, 
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damit wir endlich wirkungsvollen Klimaschutz haben.» Deshalb zeigt Greenpeace Schweiz 
Verständnis für die Protestformen der neuen Gruppierung: «Angesichts der Klimakrise ist 
verständlich und nachvollziehbar, dass Menschen sich zu solchen Aktionen gedrängt 
fühlen.» Laut Anliker agiert Renovate Switzerland friedlich, um sich Gehör zu verschaffen. 
«Es ist ziviler Ungehorsam und eine legitime Form von Protest.» Für Yvonne Anliker sollten 
aber nicht die Aktion selbst und der zivile Ungehorsam im Zentrum der Diskussionen stehen, 
sondern die Tatsache, dass immer mehr Menschen bereit seien, rechtliche Konsequenzen 
auf sich zu nehmen, um auf die Klimakrise hinzuweisen. «Das sollte ein Weckruf sein für 
Politik und Wirtschaft.»SRF.ch 

Singapur ï Die Biden-Regierung bietet eine Belohnung von 5 Millionen US-Dollar für 
Informationen über eine Schmuggeloperation des singapurischen Geschäftsmanns Kwek 
Kee Seng an, um Luxusgüter, Geld, Benzin und Materialien zur Waffenherstellung unter 
Verstoß gegen die Sanktionen des UN-Sicherheitsrates nach Nordkorea zu versenden. 
Kwek ist verantwortlich für die Lieferung von Öllieferungen nach Nordkorea im Austausch 
für Gelder, die über Briefkastenfirmen mit Sitz in Panama und Singapur gewaschen wurden, 
und hatte im April 2021 einen Bundeshaftbefehl ausgestellt, heißt es in einer Erklärung des 
US-Außenministeriums vom Donnerstag. RFA.us 

Spanien ï Der unkontrollierte Eintritt in die Atmosphäre eines 36-Tonnen-schweren Moduls 
einer chinesischen Trägerrakete sorgt am Freitagmorgen (4.11.) für Chaos im spanischen 
Luftraum. Die Flughäfen von Barcelona, Reus und Ibiza waren für Stunden gesperrt. 
RNE.es 

Tonga ï Der Vulkanausbruch hat die höchste jemals auf der Erde gemessene Aschewolke 
erzeugt. Die Eruptionssäule drang mit 57 Kilometern sogar in die dritte Schicht der 
Erdatmosphäre vor, der Mesosphäre. ORF.at 

Uganda ï Der Staat schaut ins Schlafzimmer. Mit Überwachungskameras aus China und 
Spionagesoftware aus Israel kann Uganda fast jeden Schritt seiner Bürger mitverfolgen. 
Günstige Technologie macht die staatliche Überwachung in Afrika einfacher denn je. Die 
Menschenrechte bleiben auf der Strecke. Der ostafrikanische Staat bespitzelt etwa 
Oppositionelle und kritische Journalisten. Oppositionsführer Bobi Wine zeigt auf eine hohe 
Videokamera vor seinem Grundstück: «Die filmt bei mir direkt ins Schlafzimmer». Auch 
seine Telefonate würden abgehört, so der Politiker. Das chinesische Kamerasystem sei ein 
Erfolg im Kampf gegen Kriminalität, erklärt hingegen der Informatik-Direktor der Polizei. Auf 
einer riesigen Videoleinwand werden in Echtzeit Straßenszenen aus dem ganzen Land 
gezeigt. Ugandas Behörden wollen die Überwachung noch ausbauen. «Die Nutzung von 
Überwachungstechnologie nimmt zu in Afrika», erklärt Bulelani Jili. Der Südafrikaner 
untersucht, wie China die Präsenz seiner Technologie auf dem afrikanischen Kontinent 
ausbaut. Der Schutz der Privatsphäre ist dabei zweitrangig. «International» SRF.ch 

Ukraine ï Deutschland darf der Ukraine weiterhin kein Schweizer Kriegsmaterial liefern. 
Dies geht aus einer Mitteilung des eidgenössischen Wirtschaftsdepartements hervor. 
Bundesrat Guy Parmelin hat ein Schreiben der deutschen Verteidigungsministerin Christine 
Lambrecht entsprechend beantwortet. Der Schweizer Wirtschaftsminister Guy Parmelin 
erteilt Deutschland eine Absage. Bei der Anfrage von Bundesministerin Christine Lambrecht 
geht es um rund 12ô400 Patronen 35mm-Munition schweizerischen Ursprungs für den 
Flugabwehrpanzer Gepard, welche Deutschland an die Ukraine weitergeben möchte. Wie 
aus der Mitteilung hervorgeht, wiederholt Guy Parmelin im Schreiben an seine deutsche 
Amtskollegin die rechtliche Situation. «Die Schweiz wendet im Verhältnis Russland-Ukraine 
das Neutralitätsrecht an, welches Teil des Völkergewohnheitsrechts ist», heißt es. Aufgrund 
des neutralitätsrechtlichen Gleichbehandlungsgebots kann die Schweiz einer Anfrage um  

http://rfa.us/
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Weitergabe von Kriegsmaterial mit Schweizer Ursprung an die Ukraine nicht zustimmen, 
solange diese in einen internationalen bewaffneten Konflikt verwickelt ist. Zudem schließen 
auch die Bewilligungskriterien des Schweizer Kriegsmaterialgesetzes die Lieferung von 
Kriegsmaterial an Länder aus, die in einen internationalen bewaffneten Konflikt verwickelt 
sind. Dies ist zumindest die Argumentation des Bundesrats. Anders diejenige von Christine 
Lambrecht. In ihrer Anfrage schreibt sie nämlich, dass die Ukraine die Munition für den 
Schutz ihrer Schwarzmeer-Häfen brauche. Konkret, um ihre Getreidelieferungen an 
Entwicklungsländer vor russischen Angriffen zu schützen. Ob sich diese Herleitung mit den 
Schweizer Gesetzen und dem Neutralitätsrecht vereinbaren lässt, ist allerdings unklar ï 
zumal streitbar ist, ob die Schweizer Munition in diesem Kontext von derart großer 
Wichtigkeit ist. So hat Swisspeace-Direktor Laurent Goetschel Ende Oktober bezweifelt, 
dass die ukrainischen Getreideexporte von Schweizer Munition abhängen: SRF.ch 

Ungarn ï Ministerpräsident Viktor Orbán empfing am 2.11. den armenisch-katholischen 
Patriarchen Peter Raphael XXI. im Karmeliterkloster. Das Karmeliterkloster in Budapest ist 
seit 2019 der offizielle Amtssitz des Ministerpräsidenten von Ungarn. Es befindet sich im 
Burgviertel am Sankt-Georgs-Platz (Szent György tér) in unmittelbarer Nähe zum Palais 
Sándor (dem Amtssitz der Präsidentin von Ungarn, Katalin Novák). Orbán nahm am 2.11. 
die Dankbarkeitsmedaille vom Oberhaupt der armenisch-katholischen Kirche, entgegen. 
Orbáns Sprecher Bertalan Havasi sagte, der Patriarch habe die Auszeichnung verliehen, 
weil ĂUngarn und Orb§n persºnlich unterdr¿ckten und verfolgten Christen auf der ganzen 
Welt wertvolle Unterstützung geleistet habenñ. Havasi zitierte die lobende Erwªhnung, die 
die Auszeichnung begleitete: ĂIhr vorbehaltloses Engagement f¿r Christen und Ihre 
Unterstützung beim Schutz ihres Lebens und ihrer moralischen und sozialen Werte werden 
sehr geschªtzt.ñ Berichten zufolge zitierte Orbán in seiner Dankesrede die Empfehlungen 
des ersten ungarischen Kºnigs Istv§n vor tausend Jahren und sagte, es sei Ăwichtig, dass 
der ungarische Staat das Christentum und die Kirche jederzeit unterst¿tztñ. Mehr als 360 
Millionen Christen Ăerfahren aufgrund ihres Glaubens grosse bis extreme Verfolgung und 
Diskriminierungñ, sagt die Interessenvertretung Open Doors. 
ǒ In Budapest wird die Kultur-Delegation des Europaparlaments mit einer Delegation der 
Soros-Uni CEU zusammentreffen. Von dieser wird seit Jahren behauptet, dass sie aus der 
ungarischen Hauptstadt verdrängt wurde. Nur Kurse, wie etwa Gender Studies, die dem 
ungarischen Recht widersprechen, waren im September 2019 nach Wien ausgelagert 
worden. Jetzt pendeln Studenten und Professoren zwischen den beiden Städten. Die CEU 
Soros University ist als Institution nach amerikanischem Vorbild organisiert, die von einem 
Kuratorium geleitet wird, mit einer Charta des Board of Regents der University of the State 
of New York, für und im Auftrag des New York State Education Department. In den 
Vereinigten Staaten ist die Soros-CEU von der Middle States Commission on Higher 
Education akkreditiert. In Ungarn ist die CEU offiziell immer noch als privat unterhaltene und 
betriebene Universität anerkannt. Die Universität wurde 2004 vom ungarischen 
Akkreditierungsrat akkreditiert. In Österreich ist die CEU über die Akkreditierung als private 
Universität anerkannt. Bis zum Studienjahr 2019ï2020 war die CEU eine postgraduale 
Universität und daher nicht für die allgemeine Weltrangliste der Universitäten qualifiziert. 
ǒ Mehr als 50 Werke von El Greco (1541ï1614) zeigt das Budapester Museum der Schönen 
Künste am Heldenplatz bis 19.2.2023. Dieses Haus verfügt außerhalb Spaniens über die 
meisten Original-Gemälde, eine Werksschau dieser Dimension hat es für den griechisch-
spanischen Altmeister in Ungarn noch nie gegeben. Die Besucher der Ausstellung können 
die Wanderungen des Künstlers von Kreta über Italien nach Spanien nachvollziehen. Einen 
wichtigen Anteil an seiner ĂWiederentdeckungñ hatte der ungarische Bankier und 
Kunstsammler Marcell Nemes (1866ï1930), in dessen Kollektion sich gleich ein Dutzend 
seiner Bilder befanden. KR.hu 
 
 



Seite E 49 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 828 vom 17.11.2022 
 
USA ï Im US-Bundesstaat Ohio dürfen Lehrpersonen neu nach einem dreitätigen Kurs eine 
Waffe im Klassenzimmer tragen. 
ǒ Die US-Notenbank hat den Leitzins um 0.75 Prozentpunkte auf vier Prozent erhöht. Mit 
dem vierten großen Zinsschritt in Folge und dem insgesamt sechsten im laufenden Jahr will 
das FED die Teuerung in den USA in den Griff bekommen. In den USA sind die hohen 
Preise vor allem für Menschen ein Problem, die jetzt schon Mühe haben, die wichtigsten 
Dinge wie Essen oder Miete zu bezahlen. Im Euro-Raum ist die Inflation höher als in den 
USA, die Zinsen liegen aber tiefer. Inzwischen ist auch die Europäische Zentralbank EZB in 
die Gänge gekommen. Sie hat einfach später angefangen als das FED. Denn: Die 
Wirtschaft im Euro-Raum leidet stärker unter dem Krieg in der Ukraine, vor allem was 
Lieferengpässe und Energiepreise angeht. 
ǒ Auch Elon Musk wird den Abstieg nicht aufhalten kºnnen. Alle Daumen nach unten: 
Twitter wird in Zukunft wohl an Relevanz verlieren. SRF.ch 
ǒ Der fr¿here US-Präsident Donald Trump hat erneut angedeutet, dass er bei den Wahlen 
2024 noch einmal für das Weiße Haus kandidieren kºnnte. ĂUm unser Land erfolgreich, 
sicher und ruhmreich zu machen, werde ich es sehr, sehr, sehr wahrscheinlich wieder tunñ, 
sagte er bei einer Wahlkampfveranstaltung der Republikaner in Sioux City im Bundesstaat 
Iowa gestern Abend (Ortszeit). ĂMacht euch bereit, das ist alles, was ich euch sageñ, 
ergänzte der 76-Jährige. ORF.at 
ǒ WZHF, ein ehemaliger spanischsprachiger Sender 15 km östlich des Weißen Hauses in 
den Capitol Heights, ist das Flaggschiff des russischen Präsidenten Wladimir Putin, die 
amerikanischen Funkwellen zu nutzen, um die Sichtweise des Kreml zu verkaufen. Trotz 
regelmäßiger rechtlicher und politischer Herausforderungen und der Verhängung von 
Sanktionen gegen Russland blieb der Sender auf Sendung. Der Sender auf 1390 kHt ist 
einer von 5 Sendern in den Vereinigten Staaten, die englischsprachige Sendungen von 
ĂRadio Sputnikñ ausstrahlen, die in Moskau und Washington unter der Aufsicht der 
russischen Regierung produziert werden. Sputnik ist der Radio- und Digitalzweig von 
Rossiya Segodnya (Russia Today), derselben vom Kreml kontrollierten Medienagentur, die 
RT und RT America leitet, die bekannteren Fernseh- und Digitalmedienunternehmen, die 
2005 von Russland gegründet wurden. Europäische Regierungen haben RT 2014 blockiert, 
WZHF bietet seinen Hörern immer noch Sputniks Inhalte an. RT war Russlands Antwort auf 
CNN. Trotz eines 9000-Watt-Signals, das in der gesamten Region zu hören ist, forderte die 
National Association of Broadcasters die Senderbesitzer auf, die Übertragung russischer 
Programme einzustellen. Sputnik besitzt weder WZHF, noch könnte es nach 
Bundesvorschriften sein, die ausländische Regierungen daran hindern, US-
Rundfunklizenzen zu kontrollieren. Aber der Kreml fand einen anderen Weg, um auf 
Sendung zu gehen. Laut Aufzeichnungen der FCC ist WZHF seit 2001 an das New Yorker 
Unternehmen Way Broadcasting lizenziert. Aber Way scheint ein weitgehend passiver 
Eigentümer zu sein. Im Jahr 2017 wurde vereinbart, die Sendezeit des Senders an eine 
zweite Partei, RM Broadcasting aus Jupiter, Florida, zu vermieten. RM wiederum verkaufte 
die gesamte Sendezeit des Senders an Rossiya Segodnya und Sputnik. RM hat 2020 einen 
ähnlichen Vertrag mit Alpine Broadcasting abgeschlossen, um Sputniks Programme auf den 
drei Sendern von Alpine in der Region Kansas City zu platzieren. Die als 
Zeitvermittlungsvereinbarung bekannte Praxis ist seit den 1930er Jahren eine finanzielle 
Rettungsleine für kleine und finanziell angeschlagene Rundfunkanstalten. Sputniks Deals 
waren für die beteiligten Sender lukrativ. Laut Bundesunterlagen zahlte RM Way 
Broadcasting letztes Jahr 1,12 Millionen Dollar für die Vollzeitausstrahlung von Radio 
Sputnik und Alpine Broadcasting etwa 160.000 Dollar, um Sputnik sechs Stunden am Tag 
auf seinen Sendern in Kansas City zu übertragen. Radio Sputnik aus Moskau wird im 
analogen und digitalen Format in 11 Sprachen in mehr als 100 Städten auf der ganzen Welt 
ausgestrahlt, u.a. in Erewan (106,0, 90,1 FM), Sukhumi (101,3, 103,2, 105,9, 100,7, 102,5, 
101,7 FM), Buenos Aires (92,5, 103,0 FM), Rio (76,0 FM), Kirgisistan (89,3, 89,3 , 101.1, 
101.9, 95.1, 105.0, 107.1 FM), Baghdad (91.5 FM), USA (Washington WZHF1390MW,  
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105.5, Kansas KCXL 1140MW/102.9/104.7 FM), Türkei (101.4, 90.2, 97.8, 91.0, 96.2 FM), 
Beirut (93.3 FM), Serbien (100,8/99,1/105,4, 104,7, 101,7, 88,9, 97,7, 92,0, 93,2, 104,9, 
107,5, 93,0, 89,5, 98,7 FM), Uruguay (97,9, 102,5 FM) und Zchinwali (106,3 FM). In 
Russland wird Sputnik auf FM-Wellen in Moskau (91,2 FM), St. Petersburg (91,5 FM), 
Sewastopol (105,6 FM), Simferopol (102,3 FM), Ulan-Ude (102,8 FM), Pskow (102,6 FM), 
Kasan (105,8 FM), Ufa (91,1 FM), Kaliningrad (94,7 FM), Schatura (105,1 FM), Dubna 
(106,8 FM), Aluschta (91,1 FM), Belogorsk (101,9 FM), Dzhankoi (87,7 FM), Yevpatoria ( 
102,5 FM), Kertsch (105,3 FM), Sudak (92,2 FM), Feodosia (102,3 FM) und Jalta (107,5 
FM), Stream: icecast-rian.cdnvideo.ru/voiceusahi KCXL.us 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
04) Was in der Schweiz und anderswo berichtet wurde ï 02.11.2022 

Brasilien ï (Teil 2): Der neue Präsident Lula da Silva muss das Land einen. In seiner 
Siegesrede sagte er: «Es gibt nicht zwei Brasilianer, es gibt nur ein Land, nur ein Volk, nur 
eine große Nation.» Lula wird das Land einen können, denn der 77-Jährige ist ein Meister 
der Allianzen. Sein Vizepräsident ist der rechtsgerichtete ehemalige Gouverneur von São 
Paulo, Geraldo Alckmin. Und mit ihm im Team zieht Lula ins sozialdemokratische Zentrum 
und spricht so viel mehr Menschen in der Bevölkerung an. Aber, und das ist ein großer 
Unterschied zu seinen ersten beiden Amtszeiten vor zwanzig Jahren: Lula hat weniger 
Macht. Die Brasilianer haben Lula diesmal vor allem gewählt, weil sie Bolsonaro verhindern 
wollten und nicht, weil sie von Lula überzeugt sind. Viele halten ihn für korrupt, er war 
deswegen auch eineinhalb Jahre im Gefängnis. Lula wird im Amt gegen eine fast so hohe 
Ablehnung wie Bolsonaro (67) zu kämpfen haben. Für Lula und sein Team besteht auch die 
Gefahr der Unregierbarkeit. Seine Koalition reicht von ganz links bis rechtskonservativ, da 
wird er große Kompromisse eingehen müssen in seinem Regierungsprogramm. Er wird sich 
in seinen eigenen Vorstellungen nicht wiederfinden. Der Kongress erlebte bei den 
Parlamentswahlen einen regelrechten Rechtsrutsch. Bolsonaros Partei ist die stärkste Kraft. 
Vieles von dem, was der linke Lula umsetzen will, wird er nicht umsetzen können. Bolsonaro 
hat sich bis jetzt zu seiner Niederlage noch nicht geäußert. Brasilianische Zeitungen 
schreiben, er sei am Sonntag bereits um 22 Uhr eingeschlafen und habe sich im 
Präsidentenpalast verschanzt. Verbündete des Amtsinhabers erkannten hingegen Lulas 
Wahlsieg an. SRF.ch 

China ï Null-Covid-Politik. «Manche gehen bis 100 Kilometer zu Fuß nach Hause». In einer 
Fabrik in Zhengzhou treibt die Null-Covid-Politik viele Menschen zur Flucht. SRF.ch 

Dänemark ï Am 1.11. kämpft Premier Mette Frederiksen (44) um eine zweite Amtszeit. Den 
Wahlkampf dominiert ein überraschendes Thema ï Migration interessiert wenig, 
wahlentscheidend ist die Pflegemisere.ORF.at 

Deutschland -Wenn die Menschen kein Asylgesuch stellen und weiterreisen, dann gibt es 
auch kein Dublin-Verfahren. Viele Migranten, die in Buchs (SG) in die Schweiz einreisen, 
wollen weiter in andere Staaten. Die Polizei kontrolliert sie zwar, hält sie aber nicht fest. Mit 
der SBB reisen die Migranten weiter, etwa nach Deutschland. Ein Sprecher des deutschen 
Bundesamts für Migration kritisierte diese Praxis : Die Schweiz handle nicht im Sinne des 
Dublin-Abkommens, das die Asylverfahren in Europa regle. 
ǒ Tabakrauch macht Lungenkrebs, UV-Strahlung schwarzen Hautkrebs, und HP-Viren 
Gebärmutterhalskrebs. Dass auch Bakterien Krebs auslösen können, ist weniger bekannt. 
Doch sie tun es ï im Magen und im Darm. Manchmal macht das Leben Umwege. «Ich hätte  

https://icecast-rian.cdnvideo.ru/voiceusahi
http://kcxl.us/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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nie gedacht, dass ich mal krebsauslösende Bakterien erforschen würde», sagt Jens 
Puschhof, Forscher am Deutschen Krebsforschungszentrum in Heidelberg. Das 
Immunsystem fand er spannender, doch es gab schon zu viele, die sich damit beschäftigen 
wollten. Er stolperte dann über ein Exotenthema: Eben, krebsauslösende Bakterien, und 
blieb hängen. Die Community, die inzwischen dazu forscht, ist immer noch klein, aber die 
Studienlage wird immer besser. Diese Woche nun ist im Fachmagazin Science eine Studie 
erschienen, die erstmals zeigt: Es sind nicht nur eine paar wenige Bakterien, die zur 
Krebsentstehung beitragen, sondern viele. «Die Bandbreite, wie viele Bakterien dazu in der 
Lage sind, hat mich überrascht», sagt Puschhof. Zwölf Bakterienstämme haben die 
Forscher aus der Darmflora von Menschen mit entzündlichen Darmerkrankungen isoliert 
und konnten zeigen, dass sie alle Wirkstoffe bilden, die die DNA schädigen. Schäden in der 
DNA sind der Anfang jeder Krebserkrankung, immer dann, wenn sie in bestimmten Genen 
auftreten, die für das Zellwachstum wichtig sind. Einem dieser Wirkstoffe gingen die 
Forscher dann genauer nach und zeigten, dieser fördert in Mäusen das Wachstum von 
Darmtumoren. Es gibt viele Möglichkeiten, die DNA zu schädigen. Das Erbgut besteht aus 
zwei DNA-Strängen, die verknüpft sind, so ähnlich wie ein Reißverschluss mit zwei 
Strängen, die ineinandergreifen. Manche Bakterien scheiden Wirkstoffe aus, die den DNA-
Doppelstrang komplett durchschneiden, andere schneiden einen der beiden Stränge, 
manche schneiden gezielt an bestimmten Stellen im Strang, andere wahllos. 2020 konnte 
Jens Puschhof zeigen, dass ein bestimmter Stamm des Darmbakteriums Escherichia coli 
im Erbgut von Darmzellen noch etwas ganz anderes anstellen kann. Dieser E. coli-Stamm 
scheidet Colibactin aus, einen Wirkstoff, der sich um den DNA-Doppelstrang herumwickeln 
kann. In etwa so, als «würde jemand einen Knoten um den DNA-Strang herum knoten», 
sagt Puschhof. Wenn die Darmzelle dann ihr Erbgut ablesen will, muss sie den 
Doppelstrang, also den Reißverschluss, öffnen. Denn der Erbcode liegt auf der Innenseite 
dieses Reißverschlusses verborgen. Und eben das geht nicht mehr ï wegen des Knotens. 
Oft bricht der DNA-Doppelstrang dann beim Versuch der Zelle, die DNA abzulesen. Jens 
Puschhof untersuchte nicht nur diese E-coli Bakterien und ihren Wirkstoff Colibactin, 
sondern auch Tumorgewebe von Darmkrebspatienten. Bei sieben Prozent fand er in den 
Tumoren charakteristische Muster, die Colibactin im Erbgut hinterlässt. Das lässt darauf 
schließen, dass Colibactin diese Tumore mitverursacht hat. Puschhofs Forscher-
Community ist noch klein, viele Fragen sind noch offen, nicht zuletzt, wie sich das neue 
Wissen zum Schutz vor Krebs nutzen lässt. Erbbelastung, Lebensstil und Entzündungen 
bleiben für sich genommen wichtige krebsauslösende Faktoren, aber es ist deutlich: Die 
Darmbakterien darf man bei der Frage, wie im Darm Krebs entsteht, nicht mehr aus dem 
Blick lassen.SRF.ch 

Europa ï Die Teuerung in Europa drückt den Menschen noch stärker aufs Portemonnaie. 
Die Inflationsrate im Euroraum hat im Oktober erneut ein Rekordhoch erreicht und liegt nun 
bei 10.7 Prozent. Das ist nochmals deutlich mehr als im Vormonat und mehr, als Experten 
erwartet haben. In der Schweiz bei 3%. SRF.ch 

Frankreich ï Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg. Dessen 
Vorsitz ¿bernimmt zum ersten Mal eine Frau: die Irin Siofra OôLeary (54). SRF.ch 

Indien ï Das Land exportiert global am meisten Reis. Die schlechte Ernte in diesem Jahr 
stellt die Bauern vor große Probleme. SRF.ch 

Israel ï Nach Auszählung von 97 Prozent der Stimmen zeichnet sich in Israel ein klarer 
Wahlsieg des rechtskonservativen Oppositionsführers Benjamin Netanyahu ab. Sein rechts-
religiöses Lager sicherte sich nach israelischen Medienberichten vom Mittwoch eine 
Mehrheit von 65 der 120 Sitze im Parlament (Knesset). Die Likud-Partei des 73-Jährigen, 
gegen den ein Korruptionsverfahren läuft, wurde den Angaben zufolge stärkste Kraft mit 31  
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Parlamentssitzen. Die Zukunftspartei des liberalen Ministerpräsidenten Yair Lapid kam mit 
24 Sitzen an zweiter Stelle. Auf den dritten Platz schaffte es zum ersten Mal in der 
Geschichte Israels ein rechtsextremes Bündnis. Die Religiös-Zionistische Partei von Bezalel 
Smotrich und Itamar Ben-Gvir gilt als Königsmacher für Netanyahu. SN.at 

Italien ï Anders als in Deutschland hegt und pflegt in Italien der Staat Bauten aus der Zeit 
des Faschismus. Zu Kritik führt das nur selten. Da sind die Obelisken mit faschistisch-
martialischen Inschriften, immer wieder mit dem Titel «Duce» oder «Dux». Es gibt Friedhöfe 
und Stadien, einzelnen Bauwerke und ganze urbanistische Projekte, in Italien und Afrika. 
Italiens faschistisches Regime war architektonisch recht aktiv und viele der Baumeister des 
Regimes arbeiteten nach 1945 weiter als ob nichts geschehen sei. Rombesuchenden fallen 
an vielen Gebäuden auch die sogenannten Liktorenbündel auf, das Symbol der römischen 
Antike, das die Faschisten um Benito Mussolini fast inflationär einsetzten. Auch Inschriften, 
die den Duce würdigen, finden sich an vielen Orten Roms, an Brücken und auf 
Monumenten. Prominentes Beispiel: Der 18 Meter hohe Obelisk vor dem Stadio dei Marmi, 
das Mussolini persönlich gebaut haben wollte. Hier erheben sich rund fünf Meter hohe 
Skulpturen fast nackter Athleten mit entschieden männlichem Gesichtsausdruck ï es sind 
Prototypen des damaligen faschistischen Menschenideals. Der Obelisk und das Stadion 
werden regelmässig vom Staat gereinigt und restauriert, genau wie die wichtigsten 
faschistischen Bauten im römischen Stadtteil EUR, in Latina, Sabaudia oder in Como. Auch 
das seien ja italienische Kulturgüter, heißt es von linken und rechten Kulturpolitikern. Auch 
linke Intellektuelle, Historikerinnen, Künstler und Architektinnen finden es gut, dass diese 
Bauten des Regimes geschützt werden, das sich 20 Jahre lang an der Macht hielt. Einzige 
Kritik: Es fehle an Erklärungstafeln zur Kontextualisierung der faschistischen Bauten und 
Monumente. Abreißen stand in Italien nie wirklich zur Debatte. Eine einheitliche 
faschistische Architektur gab es in Italien nie. Da mischten sich Monumentalismus, 
Neoklassizismus und der sogenannte italienische Rationalismus zu teilweise interessanten 
Bauwerken. Gutes Beispiel: die 1936 gebaute «Casa del Fascio» in Como, das Haus der 
Partei. Dieses an das deutsche Bauhaus erinnernde Gebäude gilt als Hauptwerk der 
italienischen Moderne. Auch in den afrikanischen Kolonien hinterließen Italiens Faschisten 
bleibende Spuren. Das vom Duce-Regime neuerrichtete Stadtzentrum im eritreischen 
Asmara wurde wegen seiner Vielzahl an Bauwerken im modernistischen Stil zum UNESCO-
Weltkulturgut ernannt. Auch die italienischen Kleinstädte Latina und Sabaudia, beide auf 
Mussolinis Wunsch hin errichtet, sind geschützte Kulturgüter. Interessant ist auch, dass in 
Italien eine Fortführung der faschistischen Architektur nach Kriegsende zu beobachten ist. 
Eine Zäsur gab es nicht. Der schmucklose rationalistische Stil des Faschismus gefiel auch 
nach 1945. In diesem Sinn hat das Mussolini-Regime Italien einen architektonisch 
bedeutsamen und nachwirkenden Stempel aufgedrückt, der bis heute als integraler 
Bestandteil der italienischen Kulturgeschichte bewahrt wird. SRF.ch 

Österreich ï Ausschreitungen zu Halloween. Kurz nach 21 Uhr zog eine Gruppe von rund 
200 Jugendlichen durch Linz und zündete Böller. Der ÖV wurde eingestellt. Auch in 
Salzburg Ausschreitungen. ORF.at 

Philippinen ï Fast 100 Tote und Dutzende Vermisste durch Tropensturm «Nalgae». 
SRF.ch 

Russland ï Die englischen, spanischen, portugiesischen und russischen Sendungen von 
Radio Sputnik werden in den USA und anderen Staaten in Amerika von privaten Sendern 
auf Mittelwelle und UKW übertragen. In den meisten europäischen Ländern braucht man 
spezielle Software, um die blockierten Sendungen hören zu können. Die Schweizer 
Neutralität verbietet das Blockieren. SP.ru 
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ǒ Prªsident Wladimir Putin empfing am Montag in Sotschi den armenischen 
Ministerpräsidenten Nikol Paschinjan und den aserbaidschanischen Staatschef Ilham 
Aliyev. In einer gemeinsamen Erklärung wurde vereinbart, auf Drohungen und Gewalt bei 
der Lösung von Konflikten zu verzichten. Ein Friedensvertrag zwischen Armenien und 
Aserbaidschan sei nötig, erklärten die drei Spitzenpolitiker. Moskau sei bereit, den Weg 
dorthin zu unterstützen. ORF.at 

Saudiarabien ï Saudischer Ölkonzern Aramco steigert Gewinn um 39 Prozent. Der saudi-
arabische Ölkonzern Aramco profitiert enorm von den steigenden Ölpreisen und damit 
indirekt von der Ukraine. Wie das Unternehmen heute in Riad mitteilte, stieg sein 
Nettogewinn im dritten Quartal um 39 Prozent auf 42,4 Milliarden Dollar (42,7 Mrd. Euro). 
Im Vorjahreszeitraum war dieser noch bei 30,4 Mrd. Dollar gelegen. Der Zuwachs sei im 
Wesentlichen Ăauf hºhere ¥lpreise und hºhere Verkaufsmengenñ zur¿ckzuf¿hren. ORF.at 

Schweiz ï Die Schweizer  Neutralität verbietet das Liefern von Munition in Kriegsgebiete, 
auch wenn EU und Deutschland großen Druck ausüben. 
ǒ Bundesrªtin Simonetta Sommaruga ist im Zürcher Unterland zu Gast gewesen. Zum 
ersten Mal, seit die Wahl fürs atomare Tiefenlager auf das Gebiet nördlich der Lägern 
gefallen ist, hat Bundesrätin Sommaruga die Region besucht. Sie hat sich am Montagabend 
in Glattfelden an einer Infoveranstaltung der Bevölkerung gestellt und ihre Fragen angehört, 
doch bevor sie überhaupt die Bühne betreten konnte, bekam Sommaruga von einer 
besorgten Bürgerin aus der Region einen Brief überreicht. Es freue die Bürgerin, der 
Bundesrätin den Brief mit über 400 Unterschriften persönlich übergeben zu dürfen. 
Sommaruga antwortet darauf: «Merci, ich nehme ihn gerne mit, lese ihn und danach 
erhalten Sie auch eine Antwort von uns.» Die Forderung der Unterschriftensammlung war 
eine Zweitmeinung von neutralen Geologinnen und Geologen, ob «Nördlich Lägern» 
wirklich der sicherste Standort ist fürs Atom-Endlager. Genau um solche Bedenken aus der 
lokalen Bevölkerung zu hören, sei sie in die Region gekommen, sagt Simonetta Sommaruga 
kurz darauf in ihrer Rede. «Ich möchte hören, was euch als Menschen aus dieser Region 
bewegt, aber auch die politischen Behörden, die in dieser Region zuständig sind für die 
Bevölkerung. Ich möchte ihnen heute Abend vor allem zuhören», so die UVEK-Vorsteherin. 
Rund 500 Leute kamen. Das waren mehr, als es Stühle hatte. Das Lager muss eine Million 
Jahre halten. So lange strahlt der Abfall. 
ǒ So warm wie noch nie im Oktober. Im Oktober herrschten in der Schweiz Temperaturen 
wie normalerweise in Spanien. 
ǒ Der neue Schweizer Pass ist ab sofort erhältlich: Er kann bei den kantonalen Passbüros 
oder den Schweizer Vertretungen im Ausland bestellt werden. Die neue Pass-Serie 
entspricht den neuesten Standards für Identitätsdokumente, wie das Bundesamt für Polizei 
(fedpol) mitteilt. Das nach wie vor rote Büchlein enthält zudem Designelemente, die von der 
Schweizer Landschaft inspiriert sind. Wie bisher sind die biometrischen Daten auf dem 
Mikrochip im Einband des Passes gespeichert. Die Daten sind nur mit einem Gerät 
ablesbar, das eine verschlüsselte Übertragung garantiert. Die Fingerabdrücke sind 
besonders geschützt. Zugriff erhalten nur Staaten mit einem gleichwertigen Datenschutz 
wie die Schweiz. Die neue Pass-Serie umfasst neben dem ordentlichen Schweizer Pass 
Diplomatenpass, Dienstpass, Reiseausweis für Flüchtlinge («Flüchtlingspass») und einen 
Pass für Ausländerinnen und Ausländer, die in der Schweiz leben. Bisherige Pässe bleiben 
gültig. 
ǒ SP-Parteitag in Basel. Trotz aufmüpfigen Jungen: SP hält am Ziel EU-Beitritt fest. Die 
Partei will in mehreren Etappen in die EU. Eine deutliche Mehrheit stimmte dem 
entsprechenden Papier zu. 
ǒ Die besten Uhren kommen seit vielen Jahren aus der Westschweiz. 1997 wurde am 
Observatorium Neuenburg eine Atomuhr konstruiert, die in 30 Millionen Jahren gerade mal 
eine Sekunde verliert. Vor einem Vierteljahrhundert brauchte es dazu ein ganzes  
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Physiklabor: Linsen, Spiegel, eine Heizung, eine Glaszelle und ein Laser verteilt auf zwei 
Tischen. In einem ersten Schritt wurde diese Anordnung so weit geschrumpft, dass sie in 
einem GPS-Satelliten Platz fand, denn: Für Navigationsgeräte auf der Erde braucht es 
präzise Uhren am Himmel. Doch es geht noch kleiner. 14 europäische Universitäten und 
Unternehmen haben im Rahmen eines EU-Projektes gemeinsam eine Atomuhr auf einem 
Chip entwickelt. SRF.ch 

Südkorea ï Nachdem am Samstagabend in Seoul mehr als 150 Menschen bei einer 
tödlichen Halloween-Menge getötet wurden, untersucht die BBC, wie sich die Tragödie 
abspielte. Am frühen Samstagabend versammelten sich Tausende, meist junge Menschen 
in Itaewon im Zentrum der südkoreanischen Hauptstadt, einem lebhaften Partyort, dessen 
labyrinthartige Straßen und Gassen voller Bars und Restaurants sind. Einigen Berichten 
zufolge waren 100.000 Menschen in die Gegend gekommen, um Halloween zu feiern, 
aufgeregt über die Aussicht, nach zwei Jahren strenger Covid-Beschränkungen im Land 
wieder zu feiern. Die Feierlichkeiten im vergangenen Jahr waren lebhaft, aber unter 
Kontrolle, da die Polizei die Menschen daran hinderte, belebte Bereiche zu betreten. Ab 17 
Uhr es waren zu viele menschen auf den straßen. Ungefähr zu dieser Zeit wurden Social-
Media-Nachrichten online gestellt, in denen die Leute sagten, dass die Straßen der 
Nachbarschaft so überfüllt waren, dass sie sich unsicher fühlten. Bis 23 Uhr es war klar, 
dass etwas nicht stimmte. Die Leute fingen an, von hinten zu drängen, es war wie eine Welle 
ï da konnte man nichts machen. BBC.uk 

Ukraine ï Selenski-Gerüchte. Er hat schon mehrere Anschläge überlegt, dank seiner 
Doppelgänger. Wie Stalin bewohnt er einen Schacht der U-Bahn. Er lebt blendend von 
seinen Waffengeschäften. Demnächst bekommt er den Nobelpreis und ein Denkmal am 
Majdan. Auch ein hartes Getränk soll nach ihm benannt werden. MAAK.ru 

UN ï Trotz einer von Russland angekündigten Aussetzung des Getreideabkommens mit 
der Ukraine kann der Export nach Lesart der Vereinten Nationen weitergehen. SRF.ch 

USA ï Elon Musk hat nach der Übernahme von Twitter den Verwaltungsrat des 
Kurzbotschaftendienstes aufgelöst. Der Chef des Elektroautoherstellers Tesla und reichste 
Mann der Welt sei jetzt der Ăalleinige Direktorñ der Onlineplattform, heiÇt es in einer 
Mitteilung an die US-Börsenaufsicht SEC von gestern. Die neun bisherigen Direktoren 
einschließlich Verwaltungsratschef Bret Taylor hätten ihre Posten nicht mehr inne. ORF.at 

Vatikan ï Seit über 500 Jahren. Sie sind fast so bekannt wie der Papst selbst, die Soldaten 
der Päpstlichen Schweizergarde in ihren blau-gelb-rot gestreiften Uniformen. Jede und jeder 
Romreisende kennt sie. «Es ist schon speziell, wenn einen alle so anschauen. Man fühlt 
sich ein bisschen wie ein Rockstar», bekennt Eliah Cinotti aus Biel denn auch. Cinotti ist 
einer von 135 Soldaten und Offizieren, die zurzeit in Rom ihren Dienst verrichten. Für einen 
Sold von 1200 Euro. Kost und Logis inbegriffen. Pierre Pistoletti, Westschweizer Journalist 
und Filmemacher, wollte wissen, was junge Schweizer heutzutage dazu bewegt, sich für 
zwei Jahre in den Dienst des Vatikans zu stellen. Daraus hat er den Dokumentarfilm «Die 
Schutzengel von Papst Franziskus» gemacht. Pistoletti verbrachte viel Zeit mit den jungen 
Männern, das war ihm wichtig. «Es sind junge Männer, für die der Glaube im Zentrum steht», 
erzählt Pistoletti. «Sie müssen körperlich fit sein, erhalten eine Ausbildung in 
Personenschutz und dürfen zwei Jahre in einer der schönsten Städte der Welt verbringen. 
Das ist nicht unattraktiv.» Christoph Graf ist Kommandant der Päpstlichen Schweizergarde. 
Ihm sei es ein Anliegen, den Dienst in Rom einer neuen Generation schmackhaft zu 
machen. Denn die Garde hat ein Nachwuchsproblem. Das Ansehen der römisch-
katholischen Kirche ist nach all den Missbrauchsskandalen nicht das Beste. Das merkt auch 
die Garde. Die Schweizergarde ist ein Überbleibsel aus der Zeit der Reisläuferei, als  
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Schweizer Soldaten in ganz Europa begehrte Söldner waren. 1505 holte Papst Julius II. 200 
von ihnen nach Rom. Sein Nachfolger Clemens VII. tat ihnen allerdings keinen Gefallen, als 
er sich mit Frankreich, England und den umliegenden Fürstentümern verbündete und damit 
den Zorn des Kaisers von Habsburg Karls V. auf sich zog. Dieser fiel am 6. Mai 1527 in die 
Stadt Rom ein. Bei der Verteidigung kamen 147 Schweizergardisten ums Leben, die 
restlichen verschanzten sich zusammen mit Papst Clemens VII. in der unweit des 
Petersdoms gelegenen Engelsburg. Von dort aus konnte sich dieser in Sicherheit bringen. 
Das Leben des Papstes wurde gerettet. Seither werden jedes Jahr am 6. Mai die neuen 
Gardisten vereidigt. Sie schwören Tapferkeit und Treue bis zum Einsatz des eigenen 
Lebens. Seit den beiden Attentaten auf Papst Johannes Paul II. von 1981 und 1982 ist die 
Ausbildung der Gardisten erheblich professionalisiert worden. Heute verfügt die Truppe 
über Pistolen, Maschinenpistolen und Taser, deren Handhabe die Rekruten seit den 
Attentaten von Paris von 2015 in enger Zusammenarbeit mit der Tessiner Kantonspolizei 
trainieren. Die Offiziere, die den Papst auf Dienstreisen begleiten, arbeiten mit der 
italienischen Armee und den Carabinieri zusammen. Dienstwillige müssen die Schweizer 
Staatsbürgerschaft besitzen, die Rekrutenschule abgeschlossen haben und katholischen 
Glaubens sein. SRF.ch 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/


Seite E 56 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 828 vom 17.11.2022 
 

E. e)  Europa, Europa und die Welt                                 Seiten  E 57  - E  65 
 
01) Europa droht schwerer Diesel- und Gas-Mangel ï Energieversorgung in  
       Deutschland gefährdet 
 
31. 10. 2022  

 
 

Ab Dezember Einfuhrverbot für russisches Rohöl 

Europa muss sich auf eine weitere Verschlechterung der Dieselversorgung einstellen: Wird 
doch die Einfuhr von Rohöl ab Dezember und für Diesel aus Russland ab Februar nächsten 
Jahres verboten. 

Nicht alle Staaten gleichermaßen betroffen 

Allerdings trifft das die verschiedenen Staaten unterschiedlich: Ungarn beispielsweise ist 
vorerst vom Embargo ausgenommen, und die Niederlande, die reich an Ölraffinerien ist, 
haben nichts zu bef¿rchten: ĂWir sind sehr gut aufgestellt und produzieren drei- bis viermal 
so viel Diesel, wie wir verbrauchen. Die Lagerbestände im übrigen Europa sind jedoch 
besorgniserregend niedrigñ, sagte Erik Klooster, Direktor von VEMOBIN, dem 
niederländischen Verband der europäischen Raffinerien. 

Insgesamt aber wird in Europa viel mehr Diesel verbraucht, als europäische Raffinerien 
derzeit produzieren können. Der Grund: Die russischen Importe wurden aufgrund von 
Sanktionen bereits reduziert, wobei aber immer noch keine alternative Lösung gefunden 
wurde, um ihn zu ersetzen. 

ĂFr¿her kam ein Drittel des Rohºls aus Russland. Als der Krieg in der Ukraine Ende Februar 
ausbrach, haben wir den Import sofort eingestelltñ ï wie Karen de Lathouder, CEO von BP, 
eingestand. 
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Obwohl die Zahl der Diesel-Pkw zwar mittlerweile rapide abnimmt, fährt die überwiegende 
Mehrheit der Fahrzeuge im Güter- und Transportsektor mit Diesel, so dass die Verbraucher 
letztlich für den Preisanstieg bezahlen. (msn) 

Russland stellt voraussichtlich Gas-Lieferungen ein 

Auch sei nicht zu erwarten, dass die EU-Gasmarktprobleme mittel- und langfristig gelöst 
wären ï wie  der Leiter der ĂEnergie- und Klimapolitik von Századvég Economic Research 
Plc.ñ sonntags um ungarischen Kossuth-Radio erklärte. Laut Oliver Hortay würde es in der 
nächsten Saison nicht mehr genug Gas in Europa geben wird, weil Russland voraussichtlich 
nicht liefern werde. 

Ungarn gegen obligatorische EU-Gasbeschaffung 

Außerdem: Zwar würde die gemeinsame Gasbeschaffung seit einem halben Jahr auf dem 
Tisch der EU-Entscheidungsträger liegen. Alles spießt sich aber an der Frage , ob jene 
obligatorisch oder freiwillig sein sollte. 

Denn nicht nur der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán sind eine obligatorische 
gemeinsame Gasbeschaffung, sondern auch viele andere Mitgliedstaaten sind dagegen. 
Der Grund: Vorteilhafte Verträge wären dann gefährdet. 

Zudem gibt es Bedenken: Ob sich nämlich die EU-Kommission, welche die gemeinsame 
Beschaffung koordiniert, sich auf das politische Ziel, also unabhängig von russischen 
Energieimporten zu werden, oder nur auf das gemeinsame Ziel konzentrieren sollte, nämlich 
Gas so billig wie möglich zu beziehen. 

Ist EU-Solidarität kontraproduktiv ? 

In Bezug auf die EU-Solidarität verwies der Experte auf Planungen, wonach Länder mit 
großen Lagerstätten im Falle eines Gasnotfalls Gas abgeben müssten. Dies könnte aber 
dazu führen, dass verantwortungsvolle Wirtschaftende unverantwortlichen Menschen Gas 
geben müssen, auch auf Kosten ihrer eigenen Bürger. 

Deutschlands Eneregieversorgung gefährdet 

Nebenbei verwies Hortay auf die Versuche Deutschlands, ein entwickeltes Industrieland 
ohne Kohle, Gas und Öl zu bleiben. Was aber unter den derzeitigen technischen 
Voraussetzungen nicht machbar erscheint, wodurch die Versorgungssicherheit in Frage 
gestellt werden könnte. (Index) 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.msn.com/hu-hu/hirek/other/s%C3%BAlyos-d%C3%ADzelhi%C3%A1nnyal-sz%C3%A1molnak-eur%C3%B3p%C3%A1ban/ar-AA13xKTr?ocid=msedgntp&cvid=7f55c9890dda4d83934c0124b4a21918
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E u r o p ä i s c h e   U n i o n   (EU)  (Seiten E 62 ï E  65) 
 
Keine Berichte! 
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E. f) Mitteleuropa                                                                              Seite E 66 
 
 

Keine Berichte! 
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E. g) Deutschland und nahe Staaten: Politische Themen S. E 67 ï E 125 

 
BENELUX-LÄNDER (Seite E 67) 
 
Keine Berichte! 
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B R   D e u t s c h l a n d (E 68 ï E 103) 
 

01) Stromfresser E-Autos: ĂWir fahren mit Braunkohleñ 
 

        Von PETER HAISENKO 

 
15. 11. 2022  

Bild: www.publicdomainpictures.net und pixapay / Montage: Unser-Mitteleuropa 

Die Ökobilanz von E-Autos wird schöngerechnet mit der Annahme, sie würden mit Ökostrom 
betrieben. Das ist Unsinn, denn auch in deren Akkus fließt der ganz normale Strommix. 
Ohne E-Autos könnten einige Braunkohlekraftwerke abgeschaltet werden und wir bräuchten 
weniger Gas zur Stromherstellung. 

Wer Strom aus dem Netz verbraucht, kann sich nicht aussuchen, aus welchen Quellen diese 
Energie gewonnen wird. So ist es Augenwischerei zu behaupten, man würde nur Ökostrom 
beziehen. Jeder Verbraucher erhält seinen Strom anteilsmäßig aus allen verfügbaren 
Quellen und da ist die Aufteilung so (Stand 2021, Quelle strom-report.de): Windkraft 23 %, 
Braunkohle 20,2 %, Kernenergie 13,3 %, Erdgas 10,5 %, Photovoltaik 9,9 %, Steinkohle 
9,5 %, Biomasse 8,8 % und Wasserkraft 4 %. Die gesamte produzierte Strommenge pro 
Jahr beträgt etwa 500 TWh (Terawattstunden), also 500 Milliarden Kilowattstunden. 

Aktuell sind auf unseren Straßen etwa 600.000 E-Autos zugelassen. Es sollen aber ganz 
schnell mehr als eine Million werden. So rechne ich hier mit einer Million, denn das soll die 
nahe Zukunft sein. Angenommen, und das dürfte realistisch sein, jedes E-Auto fährt pro Tag 
im Durchschnitt 100 Kilometer. Dann ergibt das einen Stromverbrauch pro Jahr und E-Auto 
von 5.400 Kilowattstunden, wenn man vorsichtig, also E-Auto-freundlich, von einem 
Durchschnittsbedarf von 15 KWh pro 100 Kilometer ausgeht. Das wiederum ergibt einen 
Jahresverbrauch für eine Million E-Autos von 5,4 TWh. Das ist dann etwa ein Prozent des 
gesamten Stromverbrauchs in Deutschland. Man könnte meinen, das fällt (noch) nicht ins 
Gewicht. So ist es aber nicht. 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2020/09/EAutos-und-Windraeder.png?fit=777%2C465&ssl=1
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Wir fahren mit Russen-Gas  

Gerade dieses letzte eine Prozent ist es, das uns zwingt, Gaskraftwerke früher ans Netz zu 
nehmen. Es ist dieser Strom aus Gas, der den Spitzenpreis für Strom bestimmt, so pervers 
diese Regelung auch sein mag. Mehr darüber hier: 
www.anderweltonline.com/klartext/klartext-20222/strompreise-rot-gruen-bedient-ihr-
klientel/ 
Hätten wir also keine E-Autos auf unseren Straßen, wäre die Stromrechnung für alle 
erheblich niedriger. Auch die Steuerlast wäre geringer, denn alle Steuerzahler müssen mit 
ihrem Obolus die Subventionen für E-Autos bezahlen. Bei dieser Betrachtung habe ich den 
Aufwand für die Ladeinfrastruktur noch nicht eingerechnet. Jede dieser Ladesäulen kostet 
viel Geld und auch das geht in den Strompreis ein. Jeder Stromkunde ï und jeder ist einer 
ï bezahlt also auch mit seiner Stromrechnung für die Ladeinfrastruktur, ganz gleich, ob er 
ein E-Auto fährt und schon die staatlichen Subventionen kassiert hat. 

So kann man als primäre Quellen des Stroms für E-Autos zwei nennen: Braunkohle mit dem 
Anteil am Gesamtstromaufkommen von 20,2 Prozent und Gas aus Russland. Während der 
Braunkohlestrom noch als ökonomisch vernachlässigbar bezeichnet werden kann, 
ökologisch eher nicht, ist der Gasstrom zur Zeit eine ökonomische Katastrophe. Nicht nur 
f¿r den ĂKleinen Mannñ, sondern vor allem f¿r den Industriestandort Deutschland. 
Stromintensive Sparten wie die Aluminiumindustrie schließen reihenweise ihre Betriebe. 
BASF plant ihre Hauptbetriebsstätten nach China zu verlegen. Aber nochmals: Warum sind 
die E-Autos wesentlich für den irrsinnigen Strompreis? 

Nachts gibt es keinen Solarstrom 

Gaskraftwerke werden nur zugeschaltet, wenn alles andere nicht ausreicht. Wenn also 
Windstille herrscht oder/und die Sonne von Wolken verdeckt ist. Nun könnte man anführen, 
der Anteil an Gasstrom beträgt nur 10,5 Prozent. Das ist aber nur ein statistischer 
Durchschnittswert. Nachts bei Windstille ist das erheblich mehr und gerade dann saugen 
besonders viele E-Autos Strom aus dem Netz. Zuhause an der eigenen Ladestation in der 
Garage. Aber genau dann wäre eine Entlastung der Netze förderlich, um den Gasverbrauch 
niedrig zu halten. Es ist ja nicht so, dass das die Verantwortlichen nicht wüssten. Erinnern 
Sie sich noch an den g¿nstigen ĂNachtstromñ? F¿r elektrisch betriebene 
Nachtspeicheröfen? Den gibt es nicht mehr, eben weil nachts keine Sonne scheint und so 
nachts einfach 9,9 Prozent weniger Strom zur Verfügung steht. Darf man da eine Relation 
sehen, zu dem Anteil von 10,5 Prozent Gasstrom? Wieviel Strom aus Gas wird nachts 
hergestellt? Darf man annehmen, dass tagsüber 9,9 Prozent Solarstrom ins Netz fließt und 
nachts das von Gas übernommen wird? Zahlen dazu konnte ich nicht finden, aber so wäre 
der Anteil an Gasstrom nachts erheblich höher. Das sollte man im Gedächtnis behalten, für 
die weiteren Ausführungen. 

So kann man sagen, nachts bei Windstille gibt es keinen Ă¥kostromñ f¿r E-Autos. Sie fahren 
also mit Braunkohle und Atomstrom, der nächtens aus dem Netz gesaugt wird. Genau hier 
sorgen die E-Autos dafür, dass Gaskraft zugeschaltet werden muss. Jede Nacht. Auch 
wenn der Wind bläst. Darf man nun annehmen, dass der Stromverbrauchsanteil der E-Autos 
nachts mehr als ein Prozent beträgt? Nachts, wenn die industriellen Verbraucher weniger 
anfordern? Die Großraumbüros dunkel sind? Ja mittlerweile sogar die Städte dunkel sind 
und der brave Bürger auf den Föhn zum Haare-trocknen verzichtet, während in der Garage 
die Kilowatt in die Akkus der E-Autos fließen? Grenzt es nicht an galoppierenden Irrsinn, 
zum Stromsparen aufzurufen und gleichzeitig E-Autos zu propagieren und subventionieren? 

 

https://www.anderweltonline.com/klartext/klartext-20222/strompreise-rot-gruen-bedient-ihr-klientel/
https://www.anderweltonline.com/klartext/klartext-20222/strompreise-rot-gruen-bedient-ihr-klientel/
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E-Autos müssen ihren (Öko-)Status verlieren  

Vergleicht man nochmals den Tag- und Nachtanteil am Strommix, wird der Anteil der 
E-Autos am Stromverbrauch zu einer anderen Dimension. Selbst wenn man auch nachts 
den Anteil an Strom für E-Autos nur mit einem Prozent annimmt, beträgt dieser für Gasstrom 
allein immerhin zehn Prozent. Wie ist das zu rechnen? Gasstrom hat einen Anteil von 10 
Prozent, um die Hundert Prozent zu erreichen. Diese zehn Prozent werden aber nur 
angefordert, wenn nichts anderes zur Verfügung steht. Reduziert man die Gesamtmenge 
um ein Prozent, wirkt sich das nur auf den Gasstromanteil aus. Das heißt, man bräuchte 
zehn Prozent weniger Gasstrom. Tags und nachts. Weil aber wie dargestellt der Anteil am 
Stromverbrauch für E-Autos nachts höher ist, könnte genau dieser Anteil an Gasstrom 
nachts um vielleicht 20 oder mehr Prozent reduziert werden, wenn nachts keine E-Autos am 
Netz hingen. Oder sogar auf Null, wenn ein kräftiger Wind bläst. 

Der zur Zeit extrem hohe Preis für Gasstrom bestimmt den Strompreis. Das heißt, der 
Strompreis für alle könnte erheblich günstiger sein, ohne E-Autos. So oder so, jedes E-Auto 
fährt immer mit einem hohen Anteil an Braunkohlenstrom und in Mangelzeiten mit Russen-
Gas. Und zwar dann nur mit Russen-Gas, eben weil dieser Gasstrom nur produziert werden 
muss, weil es E-Autos gibt. 

So würde ich mir wünschen, dass jemand Aufkleber herstellt und verkauft, die den Lack 
nicht beschªdigen, mit der Aufschrift: ĂIch fahre mit Braunkohleñ oder ĂIch fahre mit Russen-
Gasñ. Die kºnnte man dann auf E-Autos kleben, um die E-Autofahrer von ihrem hohen Ross 
zu holen. Die Obergrünen, die sich die teuren E-Autos überhaupt leisten können und so 
ökologisch/politisch korrekt mit ihrem Reichtum angeben können. Das wäre vorbei, wenn 
man sich bezüglich E-Autos und ihrer fatalen Ökobilanz endlich ehrlich machte. Ich denke 
da auch an die armen Bauern in Südamerika, denen die Lebensgrundlage mit dem Raubbau 
für Lithium genommen wird. Der grüne Wahnsinn muss ein Ende haben. 

 

Zum Autor: Peter Haisenko ist Schriftsteller, Inhaber des Anderwelt-Verlages und 
Herausgeber von AnderweltOnline.com 

 Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://anderweltverlag.com/
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02)  Bargeldobergrenze von 10.000 Euro dank Faeser? 
 
15. 11. 2022  

 
 
Schleichende Bargeldabschaffung durch Faeser? 

Geplante Bargeldobergrenzen und die Bezeichnung des digitalen Euro als 
ĂInnovationssprungñ durch Finanzminister Lindner verunsichern die B¿rger. 

Viele befürchten, angesichts des Vorpreschens von Bundesinnenministerin Nancy Faeser 
möglicher Weise zu Recht,  eine völlige Abschaffung des Bargelds durch die Politik. 

Faeser prescht mit Ăfadenscheinigen Begr¿ndungenñ vor 

Innenministerin Nancy Faeser (SPD) begründet ihre Forderung, eine Bargeldobergrenze 
von 10.000 Euro einzuführen, in erster Linie mit erkennungsdienstlichen Erfahrungen aus 
dem Bereich der Organisierten Kriminalität. 

In einem aktuellen Interview mit der Bild am Sonntag (BamS) erlªutert die Ministerin, Ăein 
30.000-Euro-Barkauf von Schmuck oder Uhren sollte bald der Vergangenheit angehören. 
Ich setze mich für die Einführung einer allgemeinen Bargeldobergrenze von 10.000 Euro 
ein. Das verringert die Gefahr, dass Vermögenswerte von Kriminellen verschleiert 
werden.ñ 

Faeser schließt sich damit einem Vorschlag der EU-Kommission an, den diese bereits im 
Juli des Vorjahres bezüglich einer europaweit geltenden Obergrenze für Zahlungen mit 
Bargeld ins Spiel gebracht hatte. 

https://www.bild.de/politik/inland/politik/plan-von-innenministerin-faeser-bargeld-verbot-ab-10-000-euro-81921392.bild.html
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Dazu hieß es beim Europäischen Verbraucherzentrum Deutschland bereits im September 
2021, Ăwenn Sie im EU-Ausland höhere Geldbeträge begleichen wollen, zum Beispiel 
beim Autokauf, müssen Sie sich an gewisse Spielregeln halten. Wer mit Bargeld im 
Gesamtwert von über 10.000 Euro in die EU einreist oder aus der EU ausreist, muss 
den Betrag beim Zoll anmeldenñ. 

Außerhalb EU genau gegenteiliger Trend 

Um die Ausgaben besser Ăkontrollierenñ zu kºnnen setzten beispielsweise die Briten 
wieder vermehrt auf Bargeld. 

Ministerin Faeser hingegen gehe es laut der BamS angeblich darum, Ăkriminelle 
Strukturen zu zerschlagen und deren Einnahmen konsequent zu entziehenñ. 
Entsprechende Obergrenzen gelten zum Beispiel bereits in Frankreich und liegen bei 
1.000 Euro für Einheimische und 10.000 Euro für nicht dauerhaft in Frankreich ansässige 
Personen. 

Der Umgang mit Bargeld in den genannten Größenordnungen gilt unter Normalbürgern 
angeblich als eher untypisch. Kritiker entsprechender Maßnahmen vermuten in den 
Plänen jedoch den Anstoß eines kontinuierlichen Prozesses, der zur vollständigen 
Bargeldabschaffung führen soll. 

Im Bereich der Waren und Dienstleistungen sind die Höchstgrenzen für Bargeldzahlungen 
unter den EU-Ländern bislang wie nachstehend festgesetzt: 

in Griechenland bei 300 Euro 

in Spanien bei 1.000 Euro 

in Italien bei 2.000 Euro 

in Belgien bei 3.000 Euro 

in Bulgarien bei 5.000 Euro 

in Kroatien bei 15.000 Euro 

Holland hat keine Hºchstgrenze, allerdings Ăeine Verpflichtung zur Meldung auffªlliger 
Zahlungen über 2.000 Euroñ. 

Keine Höchstgrenzen für Bargeldtransaktionen gelten bis dato in Deutschland, 
Österreich, Dänemark, Luxemburg, Finnland, Norwegen sowie in Großbritannien 
und Irland. 

Lindner Ăsetzt noch einen draufñ 

Finanzminister Christian Lindner (FDP) sorgte jüngst durch einen Twitter-Beitrag für das 
erneute Aufflammen von Gerüchten über eine drohende Bargeldabschaffung. Dazu 
schrieb er am 7. November. 

ĂDie Einf¿hrung eines digitalen Euro sollten wir f¿r einen groÇen Innovationssprung 
nutzen. Digitales Bargeld kann unseren Alltag leichter machen und ein Wachstumsmotor 
f¿r die Wirtschaft sein.ñ 

https://www.evz.de/finanzen-versicherungen/bargeld-obergrenze-in-der-eu.html
https://www.evz.de/finanzen-versicherungen/bargeld-obergrenze-in-der-eu.html
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In einer Bundestagsrede am 11. November betonte er, dass ihm zufolge ĂGeldwªsche und 
Steuerhinterziehung nicht nur Betrug am Fiskus, sondern Betrug an der gesamten 
Gesellschaftñ darstellten. 

Den Sorgen der Bürger hinsichtlich der Wahrnehmung einer politisch motivierten 
Bargeldabschaffung begegnete der Minister noch am 7. November mit einem weiteren 
Twitter-Beitrag. 

ĂEs ist keine Rede davon, das Bargeld abzuschaffen. Im Gegenteil, wir arbeiten daran, 
dass der geplante digitale Euro in Sachen Privatheit dieselben Eigenschaften hat wie der 
gedruckte und geprªgte Euro.ñ 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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03) Julian Reichelt, ehem. Chefredakteur bei BILD,  gastierte bei  
      Kurt  Krömer 
 

 


